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Stenographisches Protokoll.
85. Sitzung der Konstituierenden Nationalversammlung

der- Republik Österreich.
6 •

Mittwoch, den 19. Mai 1920.

Tagesordnung 1 Fortsetzung der Spezialdebatte über den Staatsvoranschlag und das Finanzgesetz für
das Verwaltungsjahr 1919/20 (667 der Beilagen).

I n h a 11

Verhandlung.

Bericht des Finanz- und Budgetausschusses über die
Vorlage der Staatsregierung (33O der Beilagen),
betreffend < den Staatsvoranschlag und das Finanz¬
gesetz für das Verwaltungssahr 1919/20 (667 der
Beilagen — Spezialdebatte über die Gruppe XVII:
„Verkehrswesen" — Redner: Spezialberichterstatter
Schiegl [©eite 2811 und 2856], Spezialbericht¬

erstatter Steinegger [Seite 2817], die Abgeordneten
Thanner [Seite 2819], Paulitsch [Seite 2822],
Krötzl [Seite 2825], Fohringer [Seite 2828],
Staatssekretär für Verkehrswesen Paul [Seite 2829],
die Abgeordneten Zelenka [Seite 2841], Dersch
[Seite 2846], Pischitz [Seite 2847], Dr. Anton
Maier [Seite 2852], Haueis [Seite 2853], Eisen-
hut [Seite 2854], [Kletzmayr Seite 2855]).

, ^ Verzeichnis

der in der Sihung eingebrachten Anträge mrd Anfragen:

Antrag

ÄeZ Abgeordneten Stocker und Genossen, betreffend Zu¬
lassung der Absolventen der land- und forstwirtschaft¬
lichen Mittelschulen zum Studium an der Hochschule
für Bodenkultur (850 der Beilagen).

Anfragen

1. der Abgeordneten Altenbacher, Birchbauer und
Genossen an den Staatssekretär für Volksernährung
wegen der Freigabe der Raps- und Rübsenernte

(Anhang I, 358/1);
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2. des Abgeordneten Pauly und Genossen an den ,
, Staatskanzler, betreffend die Ausweisung aller Deutsch¬

österreicher aus Bayern (Anhang I, 359/1);

3. des Abgeordneten Dr. Schürff und Genossen an den
Staatssekretär für Finanzen, betreffend die Einlösung
von Coupons der Kriegsanleihe (Anhang I, 360/1).

Zur Verteilung gelangen am 19. Mai 1920:

die Regierungsvorlage 841 der Beilagen: L

der Bericht des Finanz- und Budgetausschuffes 840 der Beilagen;

der Bericht des Ausschusses für Land- und Forstwirtschaft 847 der Beilagen;

die Anfragebeantwortung 147.
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Beginn der Sitzung: 11 U

Vorsitzende: Präsident Seitz, zweiter Prä¬
sident Hauser, dritter Präsident Dr. Dinghofer.

Schriftführer: Forstner, Proft.

Vizekanzler: Fink.

Staatssekretäre: Dr. Ramek für Justiz,
Dr. Deutsch für Heereswesen, Dr. Resch für
Finanzen, Paul für Verkehrswesen, Dr. Ellen¬
bogen, Dr. Mayr.

Unterstaätssekretäret Glöckel und
Miklas im Staatsamte  für Inneres und
Unterricht, Dr. Waiß im Staatsamte für Heeres¬
wesen, Dr. Resch im Staatsamte für soziale
Verwaltung.

Auf der Bank der Regierungsver¬
treter: Sektionschef Hirt, Ministerialrat Dr.
Sagafser und Ministerialsekretär Dr. Rott-
leuthner vom Staatsamte für Verkehrswesen.

Präsident Dr. Dmghosrr: Ich erkläre
die Sitzung für eröffnet.

I Das Protokoll über die Sitzung vom
17. Mai ist unbeanstandet geblieben und ist dem¬
nach als genehmigt zu betrachten, jenes über die
Sitzung vom 18. Mai liegt in der Kanzlei zur
Einsicht auf.

Wir gelangen zur Tagesordnung, das ist
die Fortsetzung der Spezialdebatte über den
Staatsvoranschlag und das Finanzgesetz für
das Verwaltungsjahr 1919/20 (667 der Bei-
lagen), und zwar über die Gruppe XVII: „Ver¬
kehrswesen." Berichterstatter sind die Herren Ab¬
geordneten Schiegl und Steinegger. Ich erteile
zunächst dem Herrn Abgeordneten Schiegl das!
Wort zur Erstattung seines Berichtes.

Berichterstatter Schiegl: Hohes Haus! Mit
einem in mehr als vierjähriger Kriegsnot erschöpften
und unterernährten Personal und mit einem infolge
.immenser Ausnutzung vollständig zerstörten technischen
Apparat wurde das Verkehrswesen vom Staate nach
den; Zusammenbruch übernommen. Im staatlichen
Verkehrswesen bilden die Eisenbahnen nach wie vor
noch immer den wichtigsten Betrieb. Wie weit deren
Linien gegenüber dem ehemaligen Österreich ein¬
geengt wurden, zeigen uns nachstehende Ziffern.
Ende Oktober 1918 betrugen die ausgewiesenen

hr 15 Minuten vormittags.

Betriebslängen 22.370 Kilometer; hiervon waren
4051 Kilometer oder rund 18 Prozent Privat-
bahnen. In der Republik betragen die ausgewiesenen
Betriebslängen 6551 Kilometer; hiervon sind
2070 Kilometer oder rund 32 Prozent Privat¬
bahnen. Das im Staatsbetriebe befindliche Eisen¬
bahnnetz verringerte sich daher von 18.319 Kilo¬
meter auf 4480 Kilometer oder auf rund 25 Pro¬
zent. Nach der Übernahme Westungarns in unsere
Verwaltung steht uns noch ein Zuwachs von
377 Kilometer in Aussicht.

Wenn es nun an sich schon sehr schwer ist, wirt¬
schaftlich zu arbeiten, wenn ein Betrieb eingeschränkt
wird, so trifft das um so mehr für die österreichische
Republik zu, wo alle rentablen Linien, alle jene Linien,
d;e durch die Eoene führen, in Wegfall gekommen
sind, während uns die Gebirgsbahnen Zurückgeblieben
sind, die unrentabel sind und wo auch die Erhal-
tungskosten natürlich immens hohe sind. Es wird
sowohl der Oberbau als auch die Betriebsmittel
bedeutend mehr abgenutzt und es ist außerdem noch
in Rücksicht zu ziehen, daß der Bedarf an Kraft,
an Kohle ein bedeutend größerer ist, als auf jenen
Linien, die durch die Ebene führen. Es ist infolge¬
dessen eine verhältnismäßige Verteuerung des Eisen¬
bahnwesens gegenüber dem ehemaligen Österreich zu
verzeichnen, aus dem ganz natürlichen Grunde, weil
früher die. Betriebskosten, die Bahnerhaltung usw.
aus sämtliche Bahnnetze umgelegt werden konnten,
wogegen heute das natürlich nicht mehr der Fall
ist. Nach der der Nationafversarnnffung vorliegenden
Etatrechnung der Staatsbahnen einschließlich des
I. Nachtrages zum Staatsvoranschlag betragen die
Ausgaben 1184°8 Millionen Kronen, die Ein-
nahrnen 988'5 Millionen Kronen, so daß ein Ge¬
barungsabgang von 196'3 Millionen Kronen er¬
wächst. Wird der Schuldendienst mit 64°4 Mil¬
lionen Kronen veranschlagt, so erfordert die staatliche
Betriebsführung der Eisenbahnen einen staatlichen
Zuschuß von 2607 Millionen Krönen. Wenn wir
die Mehrausgaben und die s Mehreinnahmen in
Betracht ziehen, die in den Nachträgen II und III
zum Staatsvoranschlage zum Ausdrucke kommen, so
verringert- sich der Staatszuschuß von 2607
aus 2177) Millionen Kronen. Es muß hier
ausdrücklich hervorgehoben werden, daß die Regie¬
rung davon abgesehen- hat, auf Grund der Fahr¬
pläne linienweise eine Berechnung anfzustellen, weil
ja die politischen und wirtschaftlichen Verhältnisse
diese Aufstellung nicht ermöglichen, da wir nicht
wffsen, inwieweit Per Betrieb überhaupt bei allen
jenen Schwierigkeiten, die zu überwinden sind.
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insbesondere bei dieser Kohlenkrise, aufrechterhalten
werden kann.

Als Berichterstatter hatte ich die Absicht,
Vergleiche zu ziehen; ich wollte zum Beispiel einen
Vergleich ziehen zwischen der Tschecho-Slowakei,
Polen, Jugoslawien, Dentschösterreich und Eventuell
den preußischen Eisenbahnen. Nun hat das'" Staats¬
amt für Verkehrswesen erklärt, daß erstens die
Tschecho-Slowakei, Polen und Jugoslawien noch
immer den Kriegsverkehr haben und infolgedessen
ein Vergleich schwer möglich sei und daß andrer¬
seits auch alle anderen Grundlagen dafür fehlen,
um wenigstens annähernd einen Vergleich ziehen Zu
können. Es wurde dann im Finanz- und Bndget-
ausschusse von dem Herrn Staatssekretär für Ver¬
kehrswesen erklärt, daß es ihm möglich gewesen sei,
sich die Ziffern der preußischen Bahnen zu ver¬
schaffen, imd er hat uns im Ausschüsse mitgeteilt,
daß die preußischen Bahnen ein Defizit von
1076 Millionen-Mark aufweisen, ein Beweis dafür,
daß auch in Deutschland die Verhältnisse sehr
schlimme sind, wenn wir uns vor Augen halten,
daß gerade die preußischen Bahnen immer die best¬
verwalteten Bahnen waren und der preußische Staat
aus den Einnahmen der Bahnen eigentlich das
meiste dem Staatsschätze zuführen konnte.

Es wurde im Finanz- und Budgetausschusse
auch über die Beamtenfrage gesprochen und aus¬
drücklich hervorgehoben, daß, der Stand der Bedien¬
steten im Verhältnisse zum Betrieb ein verhältnis¬
mäßig großer ist. Ich habe mir erlauot, in dem
ausführlichen schriftlichen Bericht bei den einzelnen
Kapiteln immer anzuführen, wie das Verhältnis der
Bediensteten ist, wie es früher war und wie es
heute ist, und es ist dann aus diesen Ziffern der
nötige Schluß zu ziehen. Ich habe mir aber außer¬
dem noch erlaubt, aus Seite 9 den Nachweis zu
führen, in welchem Verhältnis der Stand der Be¬
diensteten zu dem übernommenen Betriebe steht. Es
haben sich folgende Ziffern ergeben: Die Staats¬
beamten in der IV. Rangklaffe haben sich um
100 Prozent vermehrt, das heißt an Stelle des
einen Beamten sind zwei getreten; in der V. Rang¬
klasse ist eine Verminderung um 50 Prozent ein¬
getreten, in der VI. Rangklasse um 76 Prozent
oder durchschnittlich in allen Rangklassen um
63 Prozent. Bei den Staatseisenbahnbeamten der
V. Dienstklasse ist eine Verminderung um 15 Pro¬
zent, in der VI. Dienstklasse um 15 Prozent, in der
VII. Dienstklaffe eine Vermehrung unr 24 Prozent,
in der VIII. bis X. Dienstklasse eine Verminderung

'um 76 Prozent oder wieder im Durchschnitt sämt¬
licher Dienstklassen eine Verminderung um 59 Prozent.
Bei den Unterbeamten, einschließlich der Aushilfs¬
unterbeamten, ist eine Verminderung um 66 Prozent,
bei den Dienern, einschließlich der Aushilfsdiener,
um 70 Prozent, bei den Bahnosfiziantinnen um

47 Prozent; im Gesamtdurchschnitt ist daher eine
Verminderung um 67 Prozent eingetreten. Die
Chefärzte haben sich um 56 Prozent, die Aspiranten
und Volonteure um 72 Prozent, die Manipulan-
tinnen um 49 Prozent, die Diurnisten einschließlich
der Vertragsbeamten um 59 Prozent vermindert.
Es ist infolgedessen zu ersehen, daß verhältnismäßig
eine Verminderung der Angestellten nicht in vollem
Maße stattgesunden hat; die Verminderung hätte im
Durchschnitte 75 Prozent betragen müssen, nachdem,
wie gesagt, der Betrieb aus, 2ll Prozent reduziert
wurde.

Ich habe mir im Finanz- und Budgetans-
schnsse daraus hinzuweisen erlaubt, haß es gewiß
vorteilhaft wäre und in finanzieller Beziehung eine
Auswirkung eintreten müßte, wenn die verschiedenen
Generaldirektionen, die jetzt bestehen, in eine einzige
Generaldirektion umgewandelt werden und nur die
Bezirksdirektionen bestehen bleiben würden. Der Herr
Staatssekretär für Verkehrswesen hat zwar erklärt,
daß diese Anregung praktisch sei, hat aber daraus
hingewiesen, daß in dem Moment, wo diese Frage
berührt wird, sofort die Länder kommen und erklären
werden, das sei schon wieder eine Sache, chie mit
der Versaffungssrage im Zusammenhänge stehe, und
deshalb dürfe man vor der Erledigung der Ver-
sassungssrage an diese Dinge nicht rühren. Ich habe
natürlich den Standpunkt vertreten, daß, wenn es
sich mit einen Wirtschaftsbetrieb handelt, der nur
einheitlich geleitet werden kann, nur praktische und
kaufmännische Erwägungen ins Kalkül gezogen
werden sollten, und daß es mich sehr wundert, daß
dieser Länderfanatismus so weit geht, selbst wirklich
praktische und kaufmännische Erwägungen eines so
großen und wichtigen Staatsbetriebes zu hinter¬
treiben oder mindestens zu verzögern.

Die Personalausgaben sind infolge der Ge-
haltsregnliernngen gestiegen; das ist eine ganz
natürliche Sache. Es wäre sehr unzeitgemäß, hier
Vergleiche zu ziehen, weil die Aufwendungen im
Interesse des Dienstes durch die Teuerung be¬
dingt sind.

Die sachlichen Ausgaben sind ebenfalls sehr
gestiegen, und zwar dadurch, daß alle Materialien,
die für die Aufrechterhaltung des Betriebes ver¬
wendet werden, im Preise wesentlich gestiegen sind.
Es ist eine ausführliche Darstellung aus Seite 11
und 12 des schriftlichen Berichtes gegeben und ich
will nur kurz daraus Hinweisen, daß beispielsweise
das Papier, das zur Anfertigung der Fahrkarten be¬
nötigt wird, um 960 bis 1106 Prozent gestiegen
ist. Auch in den anderen Materialien haben sich
große Preissteigerungen ergeben, so zum Beispiel
bei Schienen, Laschen und Platten, Befestigungs¬
mitteln, Weichen mit Eisenschwellen, Brückeneisen,
Trägern und sonstigem Walzeisen, bei Schnittholz,

>

www.parlament.gv.at



85. Sitzung d. Konstituierenden Nationalversammlung d. Republik Österreich am 19. Mai 1920. 2813

Oberbanschwellen, Oberbauschotter, Bausteinen, Zie¬
geln, Zement, Kalk und Glas. Es sind hier Preis¬
steigerungen von 500 bis 4622 Prozent.

Es ist ja selbstverständlich, daß insolgedessen
sich der Betrieb verteuern muß.

Ich möchte aber die Aufmerksamkeit des
Herrn Staatssekretärs für Verkehrswesen aus die
Ausführungen des Herrn Abgeordneten Witzany
lenken, der uns bei der Debatte über den Staats¬
voranschlag, Kapitel: Land- und Forstwirtschaft,
erklärt hat, daß diejenigen Geschäftsleute, denen das
Holz übergeben wird, um diese Bahnschwcllen her¬
zustellen, ein glänzendes Geschäft machen, der Staat
infolgedessen sehr stark benachteiligt wird, und es
wäre in Erwägung zu ziehen, ob nicht ein Weg
gefunden werden kann, daß jene Bahnschwellen, die
vom Staate benötigt werden, aus eine andere Weise
beschafft werden können. Es wäre notwendig, daß
sich das Staatsamt für Verkehrswesen mit dieser
Frage sehr eingehend beschäftigen würde.

Die Bautätigkeit der Staatseisenbahnverwal-
rung ist nach dem Umstürze vollständig ins Stocken
gekommen und erst im Frühjahre 1919 konnte die
Fortführung umfangreicherer Bauten wieder ausge¬
nommen werden. Sie finden ein Verzeichnis darüber
ans Seite 13 des vorliegenden schriftlichen Berichtes.
Ich will noch daraus Hinweisen, daß für die Unter¬
bringung der Eisenbahnbediensteten Vorsorge ge¬
troffen wurde. Es war hier eine sehr schlimme
Krise zu überwinden und es ist endlich gelungen,
die nötigen Baulichkeiten zur Verfügung zu stellen,
so daß die Eisenbahnbediensteten halbwegs mensch¬
lich wieder untergebracht werden konnten.

Die Fahrbetriebsmittelinstandhaltung hat sich
natürlich in der jetzigen Zeit bedeutend ver¬
schlimmert, und zwar dadurch, daß wieder Mangel
an Rohstoffen vorhanden ist. An Stelle des Messings
ist das Flußeisen getreten und die Lokomotivfeuer-
büchsen werden infolgedessen sehr rasch abgenutzt.
Es werden dadurch sehr viele Reparaturen not¬
wendig und es ist öfter vorgekommen, daß Eisenbahn¬
züge mitten auf der Strecke stehen geblieben sind,
ans dem einfachen Grunde, weil die Lokomotiven
nicht mehr funktionieren konnten. Wie sich die Ver¬
hältnisse zum Schaden geändert haben, geht aus
folgenden Ziffern hervor. Die Ausbesserungsprozente
sind gegenüber dem Friedensjahre 1913 im Fahre
1919 bei den Lokomotiven von 15*5 auf 34*7 Pro¬
zent gestiegen, bei den Personen-, Post- utzd Gepäck¬
wagen von 9*2 auf 25*6 Prozent, bei best Güter¬
wagen von 3 auf 12'3 Prozent. Die Stceatsbahn-
verwaltung trachtet, durch die Schaffung neuer
Ausbesserungsstände die Reparaturen zu beschleunigen,
und es wurden im Laufe der Zeit 80 neue Stände
errichtet, und zwar entfallen davon auf die
Lokomotivmontiernngen in Knittelfeld 28 Stände,
aus die neue Tenderwerkstätte in Linz 32 Stände,

auf die neue Lokomotivmontierung in Floridsdorf
20 Stände, so daß zusammen 80 neue Lokomotiven-
und Tenderstande vorhanden sein werden. Durch den
großen Brand in Floridsdorf sind 42 Stände
vorübergehend vernichtet worden und es ist Aufgabe
der Eisenbahnverwaltung, hier wieder Wandel zu
schaffen und zu trachten, daß diefe Stände so rasch
wie möglich wieder errichtet werden, um die
Reparaturen durchführen zu können.

Die Fahrbetriebsmittelbeschaffung ist ebenfalls
auf große Schwierigkeiten gestoßen und ich habe
mir erlaubt, darüber ans Seite 15 des schriftlichen
Berichtes eine eingehende Darstellung zu geben, aus
der hervorgeht, wie die Preise hinsichtlich der . Be¬
schaffung von Lokomotiven, Personen-, Gepäcks- und
Güterwagen gestiegen sind. Ich will nur das eine
hervorheben, daß im großen und ganzen bis Ende
November 1919 festgestellt werden konnte, .daß die
Preise gegenüber dem Friedenspreise bereits um
rund 960 Prozent gestiegen sind.

Die Kohlenwirtschaft der Staatsbahnen ist
ein sehr trauriges Kapitel. Der große Kohlenmangel
hat dazu geführt, daß die Eisenbahnen, nicht voll
ausgenutzt werden können. Wie groß der Mangel
an Kohle war, geht aus der graphischen Darstellung
nn schriftlichen Bericht auf Seite 18 hervor. Ich
will aber ausdrücklich darauf Hinweisen, daß aus
dieser graphischen Darstellung das nicht genau
hervorgeht, was man eigentlich wissen will, und was
man sich erst errechnen muß, wenn man die Kohlen¬
vorräte wirklich feststellen will. Ich habe niich nun
dieser Aufgabe unterzogen und habe folgendes ge-
fundeü. Während des Krieges war es immer noch
möglich, mindestens für einen Monat die Kohlen-
vorräte zu beschaffen. Knapp vor dein Zufammen-
bruche waren die Verhältnisse so, daß im'Durch¬
schnitte nlindestens für 10 Tage Kohle vorhanden
war. Die Verhältnisse haben sich nun im Jahre 1919
wesentlich verschlimmert. Im Jänner 1919 reichte
der Vorrat an Kohle kaum für 41ch Tage, im
Februar für 6 Tage, int März für etwa 3 Tage,
im April für etwa 67s Tage, int Mai für
11 t/a- Tage, rat Juni ebenfalls für Ilft/« Tage,
im Juli für etwas mehr als 9 Tage, im August
für 7 Tage, im September für 4Hz Tage, im
Oktober für kaum 4 Tage, im November für kaum
2 Tage und im Dezember für etwas trtehr als
2 Tage. Sie wissen ja, daß die große Katastrophe
im Dezember 1919 eingetreten ist, wo der Betrieb"
überhaupt eingestellt werden mußte, weil eben dieser
große Kohlenmangel dazu zwang. Es ist aber noch
besonders hervorzuheben, daß attch der Preis der Kohle
sehr stark gestiegen ist. Früher war eine ausgebreitete
Kohlenwirtschaft vorhanden und die Staatsbabn-
verwaltuug hat mit den einzelnen Kohlenbergwerken
Verträge abgeschlossen gehabt, es war infolgedessen
möglich, nicht nur eine bessere Lieferung, sondern
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auch entsprechende Preise zu erzielen, und außerdem
wurde in der Friedenszeit ein Gutgewicht von 2
bis 5 Prozent gewährt. ,Die Verhältnisse haben
sich nun vollständig geändert. Von einem Gutgewicht
kann überhaupt keine Rede mehr sein und die
Preise sind so in die Höhe gegangen, daß beispiels¬
weise der Normastonnenpreis der Kohle, der im
Jahre 1916 bereits arll den Betrag von 9'44 U
gestiegen war, im- Jahre 1919 auf 442°99 K
stieg, was gegenüber dem Jahre 1916, wo schon
ein sehr hoher Preis sestgestellt war, noch eine
Preissteigerung von 4588 Prozent bedeutet.

Wir haben im Finanz- und Budgetausschuß
auch-über die große-Misere der Eisenbahndiebstühle
gesprochen und haben die Regierung gefragt, welche
Vorsorgen sie getroffen hat, um die Eisenbahndieb¬
stähle für die Zukunft zu verhindern. Die Regierung
hat uns erklärt, daß sie nun daran gehe, im Ein¬
vernehmen mit dem Personal und im Zusammen¬
wirken mit der Bahngendarmerie einen speziellen
Dienst einzurichten, um die Eisenbahndiebstähle zu
verhindern. Wir entnehmen aus dem III. Nachtrage
zuni Staatsvoranschlag, daß ein Betrag von
94'9.000 K vorgesehen ist, um diesen Dienst ein¬
zurichten. So weit meine Erfahrungen reichen,
scheint es, daß jene Maßnahmen, die von der
Staatsbahnverwaltüng in Aussicht gekommen worden
sind, wirklich zu einem Ziele führen. Die Schädigung
des Staates infolge der Eisenbahndiebstähle hat im
ersten Halbjahre 1919 einen Betrag von 12 V» Mil¬
lionen Kronen betragen, der dadurch entstanden ist,
daß die Eisenbahn Verwaltung die Entschädigungen
an die betreffenden Personen, denen ihr Gut aus
der Eisenbahn gestohlen wurde, zu entrichten hatte.

Im Laufe des Krieges sind mehrfache Er¬
höhungen der Tarife vor sich gegangen. Ich habe
mir erlaubt, niich darüber sehr ausführlich im
schriftlichen Berichte zu verbreiten, und ich will hier
nur ganz kurz daraus Hinweisen, daß beispielsweise
im Güterverkehr folgende Tariferhöhungen vorge¬
nommen wurden: am 1. Februar 1917 eine line¬
are Erhöhung sämtlicher Gütertarife um 30 Pro¬
zent; am 1. Jänner 1918 eine lineare Erhöhung
der Frachtsätze für Eilgut, Klasse I, und Sammel¬
gut um 50 Prozent; ferner die Einführung eines
fixen Zuschlages zu den Gütertarifsätzen (Betriebs-
kostenzuschlag), weiters eine Revision der Güter¬
klassifikation im Sinne der Einreihung einer großen
Anzahl von Gütern in höhere Tarisklassen. Es
wurden 60 begünstigte Tarife ausklassifiziert und
infolgedessen wurden größere Einnahmen erzielt.
Am 1. September 1918 eine lineare Erhöhung der
Frachtsätze für Kohle um 40 Prozent und eine
lineare Erhöhung der Frachtsätze für alle übrigen
Artikel mn 70 Prozent, ferner Ersetzung des Be¬
triebskostenzuschlages durch einen etwas niedrigeren

Lxen Zuschlag; am 15. Oktober 1919 eine lineare

Erhöhung aller Tarifklassen um 150 Prozent; am
1. Jänner 1920 eine lineare -Erhöhung aller Tarif¬
klassen um 150 Prozent. Es ist, wie Sie wissen,'
auch am 16. April 1920 eine Erhöhung eingetreren,
und zwar beläuft sich dieselbe für den Gepäcks¬
und Gütertarif auf 100 Prozent.

Wenn wir nun diese Erhöhungen ins Auge
fassen, die durch diese Tariferhöhungen durchgeführt'
wurden, ergibt sich einschließlich der Tarif¬
erhöhungen vom 16. April 1920 folgendes: die
Frachtsätze für Eilgut, Klasse I; und Sammelgut mn
4050 Prozent; die Frachtsätze für Frachtgüter in
Wagenladungen um 2666 Prozent, die Frachtsätze
für Kohle um 2266 Prozent. Bei Gütern, bei
denen außerdem noch infolge der Ausklasfifikation
und Aufhebung des Ausnahinetarifes weitere Er¬
höhungen eingetreten sind, bewegt sich diese Erhöhung
zwischen 4184 bis 10.482 Prozent, das heißt,
daß in einzelnen Fällen statt 1 Ir nunmehr 1 K
4 Ir an Frachtsätzen zu bezahlen sind, was eine
mehr als Verhundertfachung der bisherigen Fracht¬
sätze bedeutet.

Da ist es nun auch klar, warum alle
Rohstoffe, alle Bedarfsartikel und Lebensmittel im
Preise so gestiegen sind, weil die Frachtsätze natür¬
lich auch einkalkuliert werden müssen, und wir können
daraus am besten ersehen, wie die Preissteigerungen
im Zusammenhänge mit den erhöhten Tarifen der
Eisenbahnen auf die Preisbildung wirken.

Die im Personenverkehr der österreichischen
Staatsbahnen getroffenen Tarifversügungen sind die
folgenden: am 1.. Februar 1917 Erhöhung des
Personen- und Gepäcktarises um 30 Prozent; am
1. Dezember 1917 lineare Erhöhung des Personen-
und Gepäcktarises um '50 Prozent; am 5. Mai
1919 Erhöhung des Personentarifes um 50 Pro¬
zent in der III., 662/s Prozent in der II. und
100 Prozent in der I. Wagenklasse, Erhöhung des
Gepäcktarises um 50 Prozent; am 15. November 1919
Reform des Personen- und Gepäcktarises. Die hierbei
durchgeführten Erhöhungen der Fahrpreise betrugen in
der III. Klasse beiläufig 50 Prozent, in der II. und
I. Klasse beiläufig 80 Prozent, bei Schnellzügen in
der III. Klasse durchschnittlich 80 Prozent und in
der II. und I. Klasse durchschnittlich 115 Prozent.
Die Gepäcksrachten wurden bei Beförderung des
Gepäckes mit Personenzügen durchschnittlich um
85 Prozent, bei Beförderung mit Schnellzügen
durchschnittlich um 178 Prozent hinaufgesetzt; mn
1. Jänner 1920 lineare Erhöhung der Fahrpreise
um 50 Prozent und der Gepäcksrachten unr
150 Prozent; am 16. April 1920 ist eine Er¬
höhung der Personentarife um weitere 50 Prozent
erfolgt.

Es ergeben sich nun folgende Ziffern: die
Fahrpreise in der III. Klasse Personenzug sind um
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929 Prozent erhöht worden, in der II. Klasse
Personenzug um 1209 Prozent, in der I. Klasse
Personenzug um 1500 Prozent; Schnellzug III. Klasse
um 1049 Prozent, Schnellzug II. Klasse 1308 Pro¬
zent, Schnellzug I. Klasse 1705 Prozent. Das Reise¬
gepäck im Personenzug wurde um 2400 Prozent,
im Schnellzug um 3650 Prozent erhöht.

Ich habe mir nun erlaubt, im schriftlichen
Bericht, Seite 23, eine Darstellung zu geben, wie
diese Erhöhungen der Tarife wirken. Die Ziffern
dort sind natürlich heute nicht mehr richtig, weil
ja die Tariferhöhungen vom 16. April 1920 dazu-
konunen. Da ergibt sich also: für die Strecke Wien—
Linz, 189 Kilometer, waren für Perfonenzug
I. Klasse am 1. August 1914 17 K 20 h zu
entrichten, heute sind es 273 Li 60 h; für Personen¬
zug II. Klasse früher 10 Li 50 b, heute 136 Li
80 li; für Personenzug III. Klasse früher 6 Li 70 b,
heute 68 L 70 h; für Schnellzug I. Klasse früher
22 K 60 b, heute 410 Li 40 b; für Schnellzug
II. Klasse früher 13 L 80 h, heute 205 K 20 b;
für Schnellzug III. Klasse früher 8 K 80 h, heute
102 Li 60 li.

Für die Strecke Wien—Buchs, 744 Kilo¬
meter, ergibt sich folgendes Bild: Personenzug
I. Klasse früher 64 K 30 b, heute 918 K; für
Personenzug II. Klasse früher 38 L, heute 459 L;
für Personenzug III. Klasse früher 23 L, heute
229 L 50 b; für Schnellzug I. Klasse früher
83 K 90 h, heute 1377 Li; für Schnellzug
II. Klasse früher 51 K 20 h, heute 738 K 50 h;
für Schnellzug III. Klasse früher 31 K 40 h,
heute 344 Li 25 b.

Diese Tariferhöhungen sind geradezu erschreckend
und es ist die Frage auszuwerfen, ob unsere Volks¬
wirtschaft solche Fahrpreise überhaupt verträgt. Es
ist ja selbstverständlich, daß es da niemand mehr
möglich ist, auf der Eisenbahn zu fahren, außer
denjenigen Personen, die über Freikarten verfügen,
oder den Schiebern, über die wir im Finanz- und
Budgetausschuß erfahren haben, daß sie für einzelne
Fahrkarten, um sie rasch zu bekommen — weil ja
ein großes Gedränge bei den Eisenbahnen ist, nach¬
dem der Verkehr so eingeschränkt ist -—, Hunderte
und tausende Kronen den Eisenbahnern anbieten,
wenn sie den betreffenden Schiebern die Eisenbahn¬
karten zur Verfügung zu stellen.

Der Finanz- und Budgetausschuß hat sich
infolgedessen auch damit beschäftigt, die Fahr¬
begünstigungen einer Kritik zu unterziehen. Es be¬
steht darüber eine Instruktion, XII/I, und diese
Instruktion umfaßt 116 Druckseiten. Sie stammt
schon aus der früheren Zeit und es sind nun in
der letzten Zeit noch weitere Fahrbegünstigungen
hinzugekommen. Und zwar für die Mitglieder der
Nationalversammlung, für die Landtagsabgeordneten,
für die Parlamentsberichterstatter, für die Mitglieder

der auswärtigen Presse und der „Union", für aktive
und pensionierte Zivilstaatsbedienstete, für die Frauen
und Kinder der aktiven und pensionierten Zivil¬
staatsbediensteten, für die Witwen und Waisen ttach
diesen Bediensteten, für aktive und pensionierte
Militärpersoneu (Gagisten), für aktive Militär¬
mannschaftspersonen, für Berufsunteroffiziere, Gen-
darmerieorgaue (Mannschaften), aktive Lehrpersonen,
öffentliche Organe (Funktionäre der Behörden), Eisen¬
bahnarbeiter mit mindestens zweijähriger ununter¬
brochener Dienstzeit, provisionierte Hilfsbedienstete
(Arbeiter), aktive Postbedienstete, Frauen und Kinder
der aktiven Postbediensteten, Postarbeiter und Frauen
und Kinder der aktiven Postarbeiter.

Es ist natürlich, daß bei diesen Fahrpreisen
alle diejenigen, die im öffentlichen Dienste stehen,
eine Fahrbegünstigung zu bekommen trachten. Ich
will über die Frage nicht sprechen, ob diese Be¬
günstigungen gegeben werden sollen oder nicht, aber
nur das eine meine ich — und dies wurde auch
im Finanz- und Budgetausschuß zum Ausdruck ge¬
bracht: Wenn die Dienststellen dafür sind, daß ihren
Bediensteten Fahrbegünstigungen zugebilligt, werden,
so kann dies nicht auf Kosten des Staatsbahn¬
betriebes geschehen, sondern nur auf Kosten der be¬
treffenden Dienststelle, die für diese Fahrbegün¬
stigungen eintritt. Es wird ja das ganze Bild voll¬
ständig verändert, wenn wir alle diese Fahr¬
begünstigungen dem Staatsbahnbetriebe aufhalsen,
weil ja diese Fahrbegünstigungen auf der anderen
Seite zur Folge haben, daß die Einnahmen ver¬
ringert werden. Wenn wir nun auf dem Standpunkt
stehen, was ja auch in einer Entschließung des
Finanz- und Budgetausschuffes zum Ausdruck ge¬
kommen ist, daß die Staatsbahnverwaltung nach
kaufmännischen Grundsätzen verwalten soll, dann ist
es ganz klar, dafi wir sie auch in die Möglichkeit
versetzen müssen, alle jene Einnahmen zu erzielen,
die notwendig sind, um den Betrieb auf kauf¬
männischer Grundlage'führen zu können. Es wurde
dann auch hinsichtlich der Fahrbegünstigungen vom
Finanz- und Budgetausschuß eine Entschließung an¬
genommen, die zum Ausdruck bringt, daß alle jene
Dienststellen, die dafür eintreten, daß ihren Be¬
diensteten Fahrbegünstigungen gegeben werden, den
finanziellen Effekt übernehmen müssen und daß der
entsprechende Betrag im Staatsvoranschlage vor¬
gesehen und der Staatsbahnbetrieb dadurch nicht
belastet werde.

Ich habe mir auch erlaubt, im schriftlichen
Bericht eine kleine Übersicht über das Verhältnis
der Angestellten zu den Lüngenkilometern zu geben
und bin da zu folgendem Ergebnis gekommen:

Es entfallen ungefähr: 1 Sektionschef auf
800 Kilometer, 1 Hof(Ministerial)rat aus 170 Kilo¬
meter, 1 Staatsbeamter auf 17 Kilometer, 1'4 Staats-
bähnbeamte auf 1 Kilometer, 2 Unterbeanite auf 1 Kilo¬
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meter, 5 Diener auf 1 Kilometer und schließlich
11 Arbeiter auf 1 Kilometer.

Aus dieser Darstellung ist zu ersehen, daß
wirklich eine sehr starke Hypertrophie von Bediensteten
vorhanden ist.

Ich habe mir auch erlaubt, den Betriebs¬
koeffizienten für eine Reihe von Jahren festzustellen.
Er beträgt: k. k. österreichische Staatsbahnen: im
Jahre 1913/14 77°80 Prozent, 1914/15 92*80
Prozent, 1915/16 91*62 Prozent, 1916/17 99*02
Prozent, 1917/18 107*95 Prozent, 1918/19 94*56
Prozent: 1919/20 bei den österreichischen Staats¬
bahnen 119*86 Prozent.

Aus meinen Ausführungen können Sie er¬
sehen, daß die Verhältnisse im Staatsbahnbetrieb
äußerst traurige find, und es ist der einzige Licht¬
blick darin gelegen, daß die Regierung daran ge¬
schritten ist, die Elektrifizierung der Bahnen in die
Wege zu leiten. Ich will ausdrücklich hervorheben,
daß sofort nach dem Zusammenbruch, und zwar im
Jänner 1919, der seinerzeitige Staatsrat den Be¬
schluß gefaßt hat, die Elektrifizierung der Eisenbahnen
durchzuführen. Es wurde das Wasser- und Elektri¬
zitätswirtschaftsaull eingesetzt, das sogenannte WEWA,
dessen Präsident der Staatssekretär Dr. Ellen¬
bogen ist. Ich möchte ausdrücklich betonen, daß es
ein besonderes und persönliches Verdienst des Herrn
Staatssekretärs Dr. Ellenbogen ist, wenn es ihm
gelungen ist, all die entgegenstehenden großen
Schwierigkeiten zu überwinden, und wenn er es in
vielen, vielen Verhandlungen mit den einzelnen
Ländern dazu gebracht hat, daß der Gedanke der
Elektrifizierung der Bahnen Wurzel gefaßt hat. Dabei
ist festzustellen c — ich weiß nicht, ob sich dieses
Verhältnis in der letzten Zeit geändert hat —, daß
noch immer zwischen dem Lande Steiermark und
der Regierung Schwierigkeiten bestehen, da die Steirer
auf dem Standpunkt stehen, daß die in der
Steiermark vorhandenen WasMkräfte nur für die
Zwecke der Steirer Verwendung finden dürfen und
nicht für die allgemeinen Zwecke des Staates.

Es soll die Elektrifizierung der Strecke Inns¬
bruck— Landeck-^-Bludenz (Arlberglinie) durchgeführt
werden, wo das Spullerseewerk errichtet werden soll
und in zweiter Linie das Ruetzwerk in Betracht
kommt; ferner die Strecke Stainach-Jrdning—Attnang-
Puchheim und in letzter Linie die Elektrifizierung
der Strecke Salzburg—Schwarzach—St. Veit—
Spittal a. d. D.—Villach.

Die Regierung hat vor einiger Zeit ein
Programm ausgearbeitet und es soll durch ein
eigenes Gesetz eine Jnveftitionsanleihe angesprochen
werden, wodurch es möglich werden soll, die
Elektrifizierung durchzuführen. Es ist hier ein Be¬
trag genannt, der in die vielen Milliarden geht.
Dieser Betrag muß aber bewilligt werden aus dem
einfachen Grunde, weil wir bei der Verwendung

von Kohle nicht existieren können; denn die Preise
der Kohle haben sich in der letzten Zeit noch mehr
erhöht, und da wir auf die Auslandskohle ange¬
wiesen waren, mußten wir einen Waggon Kohle
mit 60.000 K bezahlen, also einen noch weit höheren
Preis, als ich ihn früher auf Grund der Mittei¬
lungen der Staatsregierung festgeftellt habe.

Die Kosten werden ja sehr hohe sein und ich
will Ihnen an einem Beispiel zeigen, > wie unver¬
hältnismäßig hohe Kosten entstehen werden. Eine
elektrische Lokomotive hat in Friedenszeiten rund
200.000 bis höchstens 250.000 K gekostet, bei
den heutigen Verhältnissen kostet eine solche elek¬
trische Lokomotive bereits 15 Millionen Kronen.
Sie sehen, daß auch in dieser Richtung hin die
Preise gewaltig gestiegen sind. Wenn wir uns aber
vor Augen halten, daß wir endlich trachten müssen,
die Kohlensorge los zu werden, so ist es immerhin
noch das Vernünftigste, diese Investitionen zu
machen und uns von der Kohle soviel als möglich
unabhängig zu machen, um endlich aus diesem
Chaos herauszukommen. Es ist geplant, diese
Arbeiten bis zum Jahre 1923 vollständig durchzu¬
führen, so daß wir in diesem Zeitpunkte aus der
schlimmsten Situation befreit sein werden. Es wurde
in ganz vernünftiger Weise darauf Rücksicht ge¬
nommen, daß die Elektrifizierung der Eisenbahnen
im äußersten Westen beginnt, in Vorarlberg, weil
es ganz natürlich ist, daß die Zufuhr der Kohle
bis nach Vorarlberg nicht nur mit immensen Kosten
verbunden ist, sondern auch die Strecke verlegt, und
weil infolgedessen schon sehr viel Kohle verbraucht
werden müßte, um jene Kohle zuzuführen, die dem
eigentlichen Eisenbahndienst dienen soll.

Ich will noch ganz kurz auf die Verhältnisse
bei der Südbahn hinwefien. Es ist infolge der
Vereinbarungen unter den Ententestaaten die Hoff¬
nung vorhanden, daß der Betrieb der Südbahn
ungeteilt bleibt, was natürlich ein sehr großer
Vorteil für uns ist. Denn würde der Südbahnbetrieb
zerschlagen werden, so daß sowohl Deutschösterreich
wie Ungarn, Italien, Jugoslawien usw. drein¬
sprechen würden, so würde natürlich der Eisenbahn¬
verkehr zu einer Unmöglichkeit werden. Nur dadurch,
daß die Südbahn ungeteilt verwaltet und betrieben
wird, kann uns die Möglichkeit gegeben werden,
daß wenigstens der Südbahnbetrieb aufrechterhalten
wird und daß wir nicht eventuell Schikanen von
anderer Seite ausgesetzt sind.

Die Südbahn ist aber in einer sehr schlimmen
finanziellen Krise. Wir wissen schon aus der früheren
Zeit, wie die Verhältnisse bei der Südbahn ge¬
standen haben. Die Verhältnisse haben sich in der
letzten Zeit noch verschärft, nachdem die Regierung
mit Recht auch von der Südbahnverwaltung ver¬
langt hat, daß ihre Bediensteten in den Bezügen
den österreichischen Eisenbahnbediensteten gleichgestellt
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werden und die Südbahn erklärt hat, ste iei^ uicpt
in der Lage, diese Ausbesserungen durchzuführen,
weil ihr die Mittel fehlen. Die Regierung war
daher gezwungen, der Südbahngesellschaft größere
Beträge als Vorschuß zur Verfügung zu stellen,
um die Bezüge erhöhen zu können. Wie aus dem
III. Nachtrag zum Staatsvoranschlage hervorgeht,
ist dieser Betrag nunmehr bereits aus 163 Mil¬
lionen Kronen gestiegen. Bei diesen Vorschüssen
handelt es sich immer darum, daß der Betrieb in
Deutschösterreich aufrechterhalten wird, und .es
müssen diese Vorschüsse sowohl von Jugoslawien
als auch Italien usw. gegeben werden, damit eben
der Betrieb ausrechterhalten werden kann. Wir
wissen aus der letzten Zeit, daß es zu einer Streik¬
bewegung in Jugoslawien gekommen ist, wodurch
der Eisenbahnverkehr gestört wurde, weil die jugo¬
slawische Regierung den Forderungen der Eisen¬
bahnbediensteten nicht stattgeben wollte.

Ich will auf die anderen einzelnen Kapitel
und Titel nicht näher eingehen aus dem einfachen
Grunde, weil ja der schriftliche Bericht sehr aus¬
führlich ist und ich Ihre Zeit nicht in unnötiger
Weise in Anspruch nehmen will. Ich will noch
kurz daraus Hinweisen, daß es sich hinsichtlich ^ der
Schiffahrt nur um die Strompolizei handeln kann
und daß mit Ausnahme der Bodenseeschiffahrt von
einer Schiffahrt im Sinne eines Unternehmens
überhaupt nicht gesprochen werden kann.

Ich will noch bemerken, daß im Jahre 1913
am Bodensee 180.000 Leistungskilometer verzeichnet
wurden; im Kriege sind diese Leistungen gesunken,
und zwar bis aus 52.OOO Kilometer. Es ist
nun für das Jahr 1919/20 präliminiert, daß
87.000 Kilometer geleistet werden könnten, was
rund 50 Prozent dessen ist, was vor dem Kriege
geleistet wurde.

Wir haben im Finanz- und Budgetausschuß
auch über das Verhältnis zur Donau-Dampffchiff-
fahrtsgesellschaft und zur Süddeutschen Schiffahrts¬
gesellschaft gesprochen. Der Herr Staatssekretär für
Verkehrswesen hat aber erklärt, daß hier Verhand¬
lungen mit der Regierung schweben und. daß es
infolgedessen nicht möglich sei, über diese Dinge aus¬
führlich zu berichten. Ich weiß nicht, ob sich die
Verhältnisse nunmehr so weit geändert haben, daß der
Herr Staatssekretär für Verkehrswesen heute in der
Lage ist, uns nähere Ausschlüsse zu geben oder nicht.
Aber jene Aufschlüsse, die, wir bekommen haben,
sind nicht sehr angenehmer Natur, das möchte ich
bei diesem Gegenstände hervorheben.

Im übrigen erlaube ich mir, auf den sehr
ausführlichen schriftlichen Bericht hinzuweisen und
das hohe Haus zu bitten, den Staatsvoranschlags-
Kapiteln 29, 30 und 31 zuzuftimmcn und die
Entschließungen, die ich bereits früher erwähnt habe,

zum Beschluß zu erheben. (Beifall und Hände¬
klatschen.)

Präsident Dr. Dinghofer: Ich erteile
nunmehr dem zweiten Berichterstatter, Herrn Abge¬
ordneten Steinegger, das Wort.

'Berichterstatter Steinegger: Hohes Haus!
Ich habe die Ehre, dem hohen Hause über
Kapitel 32, „Post, Telegraph und Fernsprecher",
zu berichten. Der Staatsvoranschlag für Post-,
Telegraphen- und Fernsprechwesen für ^ das ^ Jahr
1919/20 erscheint heuer unter dem Voranschläge
des Staatsamtes für Verkehrswesen, da das Post-,
Telegraphen- und Fernsprechwesen diesem ^ Staats¬
amt unterstellt worden ist. Es ist auch mit d res er
Unterstellung eine Veräüderung insoweit verbunden
gewesen, als im Staatsamte eine Generaldirektion
für diese Abteilung errichtet worden ist. Mit Voll¬
zugsauweisung vom 21. Oktober 1919 lst eine
getrennte Verwaltung eingeführt worden und es ist
einerseits das Postwesen, andrerseits das Fernsprech-,
Telegraphen- und Rohrpostwesen in besondere
Sektionen geteilt worden. In dem vorliegenoen
Voranschläge finden wir die einzelnen Posten nach
den Ausgaben und Einnahmen getrennt, und zwar
unter Kapitel 32, Titel 1, die Generaldirektion,
also die Zentralverwaltung, und unter Titel 2 die
Post-, Telegraphen- und Fernsprech anstatt. Die Aus¬
gaben für die Generäldirektion betragen 3,583.820 iv,
die Einnahmen 3.100 K, während sich • die Aus¬
gaben sfir die Post-, Telegraphen- und Fernsprech¬
anstalten auf 167,802.330 K und die Einnahmen
auf 177,358.000 K belaufen. Es ist ganz selbst¬
verständlich, daß hier sehr bedeutende Änderungen
eingetreten sind, wie auch aus den Nachträgen I
und II ersichtlich ist. Diese Ziffern, die^ genannt
wurden, konnten auch deshalb nicht konstant jcin,
weil in der Zwischenzeit verschiedene Veränderungen,
einerseits in der Preislage aus dem 9Narkte ver
Sachgegeuftände und andrerseits auch Veränderungen
in den Personalausgaben, die in diese Post hineln-
gehören, vorgegangen sind. Wenn wir den Nach¬
trag II berücksichtigen, so hat sich der Abgangs der
in. den Staatsvoranschlag mit 263°06 Millionen
Kronen ausgenommen ist, insoweit verändert, als er
im zweiten Nachtrag mit 167'2 Millionen Kronen
beziffert ist. Die einzelnen Ziffern des Staatsvoran¬
schlages einer besonderen Erläuterung zu unterziehen,
dürfte sich aus diesen ganz allgemeinen Darlegungen
teilweise entbehrlich machen. 'Ich möchte darauf Hin¬
weisen, daß der erste Nachtragsentwurs des Finan,)-
gesetzes für Post-, Telegravhen- und Fernsprechwesen
einen weiteren Ausgabenbetrag von 53,816.800 iv
enthalten hat und daß im zweiten Nachtrag ein
solcher von 99,972.200 K enthalten ist. Ein großen
Teil dieses Nachtrages entfällt einerseits, wie' ich
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schon erwähnt habe, auf die bedeutende Steigerung
der Preise der Sachgüter, andrerseits aber auch
aus die Erhöhung der Personalausgaben. Man hat
auch diese Ausgaben, soweit es irgendwie möglich
war, einzuschränken gesucht, indem man den Personal¬
abbau, soweit es möglich war, dorgenommen hat.
Besonders bei der Generaldirektion ist durch den
Personalabbau eine teilweise Ersparung eingetreten.
Im Post-, Telegraphen- und Fernsprechbetrieb selbst
war ein solcher Abbau allerdings nicht möglich,
weil bekanntlich gerade bei den Postämtern ein
Personalüberschuß in dem Sinne, wie es vielleicht
bei anderen Ämtern der Fall war, nie vorhanden
gewesen ist, sondern dort im allgemeinen das vor¬
handene Personal voll ausgenutzt war. Bei den
Sachausgabeu ist besonders zu berücksichtigen, daß
die Vermehrung hauptsächlich auf die Steigerung
der Preise zurückzuführen ist und daß sie hauptsächlich
die -Amtserfordernisse, dann die Anschaffungen und
Instandhaltung von Apparaten, weiters die Er¬
haltung der Telegraphen-, Fernsprech- und Rohr¬
postlinien, die Postbeförderung auf den Straßen und
auch die Schadensvergütung betrifft.

Bei dieser Gelegenheit möchte ich auch darauf
zurückkommen, daß vielfach der Vorwurf der Un¬
sicherheit im Postbetriebe erhoben worden ist und
daß insbesondere auch im Ausschuß darüber sehr
geklagt Wurde. Ich möchte feststellen, daß diese Un¬
sicherheit zu einem großen Teil darauf zurückzuführen
ist, daß während der Kriegszeit eine große Anzahl
von Postangestellten einrückend gemacht wurden und
der Ersatz hierfür, der häufig von der Straße ge¬
nommen werden mußte, bei dem wenigen Material,
das während der Kriegszeit frei war, selbstver¬
ständlich nicht immer in der nötigen Auswahl vor¬
handen war. Heute macht sich eben vielfach die
Nachwirkung. bemerkbar. Wir sehen jedoch, daß die
Behörden mit allem Eifer dahin arbeiten, diese Un¬
sicherheit im Postverkehre zu beheben und wieder
zur alten Sicherheit/ wie sie ja der Post vor dem
Kriege nachgerühmt wurde, zurückzukommen.

Ich möchte weiters darauf aufmerksam machen,
daß eine Reihe von Wünschen, wie es beim Eisen¬
bahnpersonal und bei anderem Personal der Fall
war, auch vom Postpersonal erhoben wurde und
daß die Art und das Ausmaß der Erkämpfimg
der Erfüllung dieser Wünsche vielfach eine Unruhe
oder vorübergehende Erregung in den Gemütern
der Angestellten hervorgerufen hat. Besonderes
Augenmerk wird der Frage der Wohnungen für die
Angestellten zugewendet werden müssen und außer¬
dem einer den sozialen Gesichtspunkten der heutigen
Zeit entsprechenden Herrichtung und Beistellung
von Diensträumen für die Manipulation des Post¬
dienstes.

Die großen Auslagen, die durch die Sach-
und Personalauslagen hervorgerufen werden, haben!

es selbstverständlich mit sich gebracht, daß auch eine
Erhöhung der Gebühren Platz greifen mußte. Diese
Gebührenerhöhung ist ganz bedeuten-) und uian wird
unbedingt im Lause der Zeit untersuchen müssen,
ob die heutige Volkswirtschaft und der heutige
Verkehr in der Lage sind, diese Belastung zu
ertragen. Notwendig erscheinen sie im gegenwärtigen
Moment wegen der gesteigerten Kosten.

Großes Augenmerk ist auch den Postauto¬
mobillinien zugewendet worden. Wir haben hier im
Staatsvoranschlag eine Ausgabepost von 10,995.590K
eingesetzt und wir sehen, daß im zweiten Nachtrage
wieder ein Betrag von sieben Millionen Kronen für
diesen Zweck aufscheint. Diese Ausgaben erscheinen
insoweit gerechtfertigt, als wir ja infolge der großen
Verkehrsbeschränkungen, die uns durch die Eisen-
bahncn auferlegt sind, trachten müssen, auf einenr
anderen Wege — in diesem Falle durch das Auto¬
mobilwesen —■ eine bessere Verbindung und einen
größeren Verkehr sicherzustellen. Ich glaube, gerade
auf diesem Gebiete muß sehr weitsehend gearbeitet
werden, damit wir wenigstens hier die großen
Schäden, die auf der anderen Seite entstanden 'find,
ausgleichen können.

Wenn ich noch auf die größte Post des
außerordentlichen Erfordernisses zurückkomme, so ist
dies die Post 31s „Telegraphen-, Fernsprech- und
Rohrpostanlagen". Diese Post ist ursprünglich mit
26,400.000 IE veranschlagt, sie ist bereits im ersten
Nachtrag um 22,600.000 K vermehrt worden
und wir finden auch im dritten Nachtrag eine Post
von. 36,700.000 K für diesen Zweck enthalten. Die
Ausgaben für diese Zwecke erscheinen mir gerecht¬
fertigt, besonders dann, wenn es gelingt, tatsächlich
Telegraphen- und Fernsprechlinien im entsprechenden
Maße auszubauen. Insbesondere wurden hier sehr
lebhafte Klagen bezüglich der Verbindung mit dem
Westen, mit den westlichen Ländern, mit Tirol

/md Vorarlberg, erhöhen. Wir leiden hier vor allem
darunter, daß auf der einen Seite zu wenig Linien
vorhanden sind und auf der andern Seite alle diese
Linien auf einem und demselben Gestränge laufen,
wodurch bei Unfällen, bei Naturereignissen usw.
sehr häufig die vollständige Unterbindung des ganzen
Verkehres mit diesen Ländern eintritt. Es müßte
hier unbedingt getrachtet werden, daß man vielleicht
durch Errichtung eines neuen Gestränges - dazu
kommt, diese Unsicherheit zu beheben, man müßte
aber auch auf der andern Seite durch die Ver¬
mehrung der Linien dazu beitragen, daß diese
verhältnismäßig nur langsam arbeiten könnenden
Verbindungen auf ein modernes Niveau gebracht
werden. Es ist das auch deshalb wichtig, weil ins¬
besondere auch die Verbindung mit der Schweiz
sehr stark belastet ist; auch diese Ausländverbindung
leidet sehr darunter, da eben nicht genügend Linien
vorhanden sind. Es ist auch vom kaufmännischen
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Interesse aus zu begrüßen, wenn hier ein mög¬
lichster Ausbau Platz greift, weil ja die Einnahmerl
dann ganz bedeutend wachsen werden.

Selbstverständlich müssen wir auch im Inland
selbst den Ausbau vornehmen, es wird auch für
Wien notwendig sein, das Telephonwesen auszubauen.

Weiters wird es auch notwendig sein, daß
der Telegraphen- und Telephonverkehr mit dem
übrigen Auslande im allgemeinen eine größere
Berücksichtigung erfährt. Aus die Verbindung mit
der Schweiz habe ich schon hingewiesen. Wir .sind
auch mit der Tschecho-Slowakei durch Linien ver¬
bunden. die endlich dem Verkehr freigegeben werden
müssen. Dann kommt der Anschluß der ehemaligen
Londoner Linie in Betracht, ' der auch wieder nach
Möglichkeit hergestellt werden muß. Sehr wichtig
erscheint mir auch der Anschluß der westlichen
Linien gegen Bayern, wodurch wir einen besseren
Kontakt mit Deutschland ermöglichen. Es sind auch
int ehemaligen Kriegsgebiet Linien nach Südtirol
vorhanden, Reservelinien, die in der Kriegszeit
gebaut worden sind und die vielleicht mit verhältnis¬
mäßig ganz geringen Kosten für den heutigen
Bedarf sachgemäß ausgebaut werden könnten. Sicher
sind die Arbeiten auf diesem Gebiete dazu angetan,
unsere kaufmännischen' Interessen zu fördern und
andrerseits den gewiß berechtigten Wünschen weiter
Bevölkerungskreise Rechnung zu tragen.

, Ich möchte bei. dieser Gelegenheit besonders
den Wunsch aussprechen, daß das technische Personal
wieder zu jener Aktivität zurückkehren möge, die es
vor dem Kriege gehabt hat. Diese Aktivität ist
unmittelbar nach dem Umsturz, vielleicht durch die
Verhältnisse beeinflußt, nicht immer in der Weise
aufgeschienen, wie man es vielleicht erwartet hätte,
besonders nachdem so große, berechtigte Forderungen
hinsichtlich der Notwendigkeit des weiteren Ausbaues
des Verkehrswesens bestehen. Das technische Personal
wird hier weitgehende Möglichkeiten haben, die
Initiative, die es immer gewünscht hat und die ja
sehr zu begrüßen ist, anzuwenden und so wesentlich
zur Verbesserung und Erleichterung des Verkehrs
beizutragen.

In bezug aus die wirtschaftlichen Wünsche
der Angestellten ist manches geschehen, aber auch
hier wird eine weitere Unterstützung, besonders in
der Versorgung mit Lebensmitteln usw., wesentlich
dazu beitragen, die Arbeitsfreude zu steigern und
dadurch eine Verbesserung des Verkehrs herbei¬
zuführen.

Im Finanz- und Budgetausschuß wurde vom
Abgeordneten Zelenka auch eine Resolution einge¬
bracht, in der die Regierung aufgesordert wird, der
Nationalversammlung einen Gesetzentwurf vorzu¬
legen, in welchem die Ausscheidung der Post-,
Telegraphen- und Telephonbediensteten aus der
Dienstpragmatik vom Jahre 1914 dnrchgesührt

wird. Dieser Resolutionsantrag ist vom Ausschüsse
angenommen worden und ich ersuche auch das
Haus, ihn: zuzustimmen.

Ein zweiter Resolutionsantrag ist vom Be¬
richterstatter eingebracht und auch angenommen
worden, der die Regierung auffordert, ■ das Tele¬
phon-, Telegraphen- und Postwesen den Anforde¬
rungen entsprechend auszubauen unF unseren wirt¬
schaftlichen Verhältnissen anzupassen. Im Interesse
der Angestellten und des Staates ist unbedingt not¬
wendig, auch diesen Betrieb nach kaufmännischen
Grundsätzen einzurichten.

Ich habe Ihnen hier ein kurzes Bild ge¬
geben, wobei ich neuerdings aus die Ihnen vor¬
liegenden ausführlichen Ziffern des Staatsvor¬
anschlages und des ersten und zweiten Nachtrages
zu demselben über das Kapitel 32, „Post-, Tele¬
graphen- und Fernsprechwesen", verweise, und ersuche
das hohe Haus, dem Staatsvoranschlag über
Gruppe XVII, Kapitel 32, für das Verwaltungs¬
jahr h 919/20 die Zustimmung zu erteilen.
(Beifall.)

PräsidentDr. Dinghofer: Als Regierungs¬
vertreter sind erschienen: Sektionsches Hirt,
Ministerialrat Dr. Sagasser und Ministerialsekretär
Dr. Rottleuthner.

Ich erlaube mir, dieselben dem hohen Hause
vorzustellen. -

Zum Worte sind gemeldet, und zwar kontra
die Herren Abgeordneten Thanner, Krötzl,
Zelenka, Pischitz und Haueis, pro die Herren
Abgeordneten Paulitsch, Fohringer, Dersch,
Dr. Anton Maier, Eisenhut und Kletzmayr.

Ich erteile dem ersten Kontraredner, Herrn
Abgeordneten Thanner, das Wort.

Abgeordneter Thanner: Hohe National¬
versammlung! Heute habe ich mich einer Ausgabe
zu unterziehen, der ich vielleicht nicht gewachsen
sein werde. (Heiterkeit.) Verkehrswesen ist ein so
weitgehender Begriff, selbst wenn man auch nur das
Reise- und Transportwesen in Betracht zieht, daß es
schon allein einen sehr reichhaltigen Stofs bietet.
Meine geographische Wissenschaft reicht.micht aus,
den Land-, Reichs- oder gar Weltverkehr zu be-
kriteln. Ich bin zwar in meiner frühesten Jugend
sehr viel mit dem Haselnußspazierstäblein in der
Welt herumgereist, , jedoch nur auf der Landkarte.
(Lebhafte Heiterkeit.) Nachdem ich mich seitdem
hauptsächlich nur mit Pflug und Schaufel beschäf¬
tigt habe, ist mir kaum mehr in Erinnerung, daß
Amerika „drenter der großen Lacken" liegt. Um
daher nicht in Verlegenheit zu kommen, lasse ich
mich nicht zu weit aus und will vorläufig von dem
Verkehr in meiner engsten Heimat reden, und den
Herrn Staatssekretär für Verkehrswesen bitte ich
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um gütigen Beistand, daß er meine Rede segne
(Heiterkeit), aus daß sie wirkungsvoll werde; denn
wirkungslos wird ohnehin genug geredet. (Lebhafte
Heiterkeit.)

Einer der ersten meiner vielfach eingebrachten
Anträge betraf den Bahnhofbau in Garsten, der
leider, wie mir scheint, sein Schicksal mit vielen
anderen feiner Kollegen im Papierkorb gefunden
hat (Heiterkeit), so daß einem Kollegen einfiel, in
der Zeitung zu schreiben, wer nichts erreichen will,
der wende sich an Thanner. Aber auch einem
geschulten und praktischen Abgeordneten, wie zum
Beispiel Kletzmayr, geht es nicht besser, der in
Garsten ein Kinderasyl gründen wollte; es ist auch
nur beim Antrag geblieben. Welcher "der beiden
Anträge notwendiger uväre^, das zu erörtern, könnte
mich vielleicht ein wenig aus dem Gleise bringen.
Ich habe mir eigens zur Fürsorge die Hauptsachen
ausgeschrieben. (Heiterkeit.)

Soviel ist gewiß, daß diese Bauaktion eine
dringende Notwendigkeit ist. Dr. Schwinner hat
gesagt, die Kanzleibaulichkeiten kommen nicht einmal
seinen Schweinestallungen gleich, und die übrige
Konstruktion ist dem stets wachsenden Verkehre schon
lange nicht mehr entsprechend. Als ich diesen Antrag
einbrachte, habe ich noch nicht geglaubt, daß das
geplante Sklaventum so schnelle Fortschritte machen
und daß in einem Jahre überhaupt kein gewöhnlicher
Sterblicher mehr wird eine Bahn benutzen können,
weil es zu teuer ist.

Aber abgesehen von dieser Schwierigkeit
der teuren Fahrpreise sind wir Oberösterreicher
längst gewohnt, von seiten der ^Regierung in allen
Belangen stiefmütterlich behandelt zu werden . und
hauptsächlich kommt dieser unerwünschte Vorzug uns
Ennstalern zugute. Als im Jahre 1869 aus der
neuerbauten Kronprinz Rudolfsbahn der erste Zug
durchfuhr, fand eine große Feierlichkeit statt, Pöllcr
wurden geschossen, die Musik spielte, die Schüler mit
den Lehrkräften waren auf dem Bahnhose zum
Freudenfest erschienen und da hätte kein Mensch
daran gedacht, daß wir es noch erleben werden, daß
wir neben der Bahn durchaus zu Fuß zum Steyrer
Wochenmarkt hin und zurück gehen müssen. Früher
hatten wir jeden Tag drei bis vier Personenzüge
hin und zurück, jetzt können wir nur dreinial in der
Woche mit einem Lastzug fahren, wo man zum
Beispiel von Dürnbach bis Weyer, das sind 46 Kilo¬
meter, sechs Stunden braucht. Von Losenstein hinein
gehören die Bauern dem Weyerer Gerichtsbezirk an
und wenn man dortselbst zu tun hat, was bei der
heutigen Zeit nichts seltenes ist — denn bald hat
man um ein paar Eier zu wenig geliefert, bald
stimmt ein Gewicht nicht, und da muß man immer
zum Gericht —, so braucht man hierzu drei Tage,
zwei zu den Fahrten und einen zur Verhandlung.

Wir hatten seinerzeit in Ternberg einen Baron
und dieser Mensch war wirklich ein grnndgescheiter
Kumpel. Aber er hat das dumme Stückel gemacht,,
es füllt ihm ein und er stirbt. Seit dieser Zeit
haben wir Ennstaler keine Bahn mehr; da scheint
sich wirklich zu bewahrheiten, was man allgemein
sagt, daß der Mensch erst beim Baron ansängt.
(Heiterkeit und Zwischenrufe.) Seither haben

wir auch keinen Personenzug tnehr im Ennstal»
Es ist nur schade, daß die Lodenfabrik unseres
Staatssekretärs Stöckler so weit von uns entfernt
ist, sonst würde man uns überhaupt in Kisten ver¬
packen und vernageln und als Fracht verführen.
(Heiterkeit.) Aber jetzt Spaß beiseite. Ich war
schon ein paarmal persönlich bei ihm, daß er doch
wieder ansängt, die Steyrtaler als Menschen zu
betrachten und daß wir in der Woche doch zwei-,,
dreimal einen Zug erhalten von St. Valentin bis
Klein-Reifling. Bis Steyr geht es noch halbwegs
und von da bis Klein-Reifling sind es nur
46 Kilometer. Ich glaube, daß die Kohlennot da
dem Verkehr nicht entgegenstehen müßte, denn wenn
die Maschine schon geheizt ist, so läßt man sie eben
diese Strecke noch laufen.

Nun steht hier auf meinem Papier: Friedens¬
vertrag Hauser und Renner. Das wird eine
künstliche Arbeit, wie ich das mit dem Verkehrs¬
wesen in Zusammenhang bringe. (Lebhafte Heiter-
keil und Zwischenrufe.) Aber ich will es versuchen.
Als wir Großdeutschen den Friedensvertrag ver¬
weigert haben, wurde, über uns gedonnert und ge¬
wettert, daß wir es sind, die es nicht haben wollen,
daß unsere Gefangenen in die Heimat zurückkehren,
daß es eine Todsünde ist, die Gefangenschaft nur
um eine Stunde zu verlängern. Und jetzt kann ich
nicht genug staunen. Aus uns 26 wird es doch gar
nicht angekommen sein (Heiterkeit), aber unsere
Gefangenen sind noch immer nicht da. Ich habe da
eine furchtbare Angst ausgestanden, nachdem der
Herr Präsident gesagt hat, die Hand soll dem ver¬
dorren, der den Friedensvertrag uuterscheiben wird.
Kurze Zeit danach habe ich wirklich gesehen, daß
der Herr Präsident mit der Hand in der Schlinge
ins Haus konwlt. (Heiterkeit und Zwischenrufe.)'
Meiner Seel', mir war zu Mute, als wenn das
eine Strafe Gottes wäre. Aber glücklicherweise ist
die Langmut und die Liebe Gottes wieder zum
Siege gekominen und ich bin von ganzem Herzen
froh, daß die Geschichte so glimpflich abgelaufen ist.
Denn ich wünsche so etwas keinem Feinde. (Abge¬
ordneter Forstner: Dem Präsidenten Hauser

schon gar nicht!) Wir sind ja nicht Feinde. Wenn
ich auch nicht ganz unberührt an ihm vorüber¬
kommen kann (Heiterkeit), so besteht gewiß keine
Feindschaft zwischen uns.

Ich will also sagen, daß unsere Regierung
es sich zur Aufgabe nmchen soll, niit allen Mitteln

s

www.parlament.gv.at



I

85. Sitzung Ä. Konstituierenden Nationalversammlung d. Republik Österreich am 19. Mai 1920. 2821

daran zu gehen, daß unsere Kriegsgesangenen
zurückkommen. Es wird zwar eine -Sammelaktion
eingeleitet, aber es leuchtet mir nicht ein, daß wir
unsere Gefangenen kaufen sollen, während wir für
unsere Russen und Serben auch nichts eingenommen
haben. (Heiterkeit.)

Noch etwas über den Verkehr der Rück¬
wanderer ans Amerika. Es sind nämlich eine Menge
von uns drüben, die in Amerika ihr Heil gesucht
haben. Diese werden vielleicht in kürzester Zeit
Zurückkommen wollen. Ich habe mir leider keine
Aufstellung darüber gemacht, wieviel Juden, Polen
und Ungarn usw. dabei sind. (Zwischenrufe.) Ich
möchte nur den Antrag stellen, daß man nach dem
Schweizer Muster von dem Einreisenden eine
gewisse Prämie einhebt. Man könnte dieses Geld
teilweise dazu verwenden, um die Forderungen der
Eisenbahner, die neulich in Leoben gestreikt haben,
Zu befriedigen, oder auch zu billigen Fahrten für
uns, denn es ist unerschwinglich, wenn man heute
aus einer Eisenbahn fahren will. Aus diese Weise
konnte man aber etwas hereinbringen.

Dann habe ich mir vorgenommen, einiges
über die Verkehrshemmungen, besonders im Vieh¬
verkehr zu sagen. Ihr wißt ja alle, daß ich immer
den Standpunkt einnehme: freier Verkehr! Ich stehe
auf dem Standpunkt, daß es keine Rettung gibt,
solange die Zwangswirtschaft fortdauert. Wenn wir
den freien Handel nicht einführen, werden wir nie
zu einer ordentlichen Preisregelung kommen.
( Zwischenrufe.)

Und jetzt noch kurz ein kleines Anhängsel,
weil mich neulich ein Sozialdemokrat aufs Hühner¬
auge getreten hat, bezüglich der Galgen. (Heiter¬
keit und Zwischenrufe.) Ja, jetzt komme ich aber
aus meinem Verkehrsgleise. Nein, nennen wir
diesen Verkehr Verbrecherverkehr. Ich sage, es ist
schade um jede Hand voll Kohle, die zum Zucht¬
haustransport eines Verbrechers verwendet wird.
Weg mit den unzähligen Gaunern und Ver¬
brechern, wenn wir für die Ehrlichen kein Brot
haben. Der schleunigste Verkehr ist nicht etwa der
Schnellzugs- und Blitzzugsverkehr, nicht einmal der
Telephon- und Telegraphenverkehr, sondern der
Gedankenverkehr der Sozialdemokraten. (Heiter¬
keit und Zwischenrufe.) Kaum sind die Worte der
edlen Fürsorge des Verbrechertums verhallt, hört
man auf der anderen Seite: Hängt die Bauern
auf! Weil ich aber ein standhafter und aufrichtiger
Mensch bin und für den Galgenban eingetreten
bin, ist es meine Schuldigkeit, aus das nötige
Material hinzuweisen, das nicht im Bauernstände
zu suchen ist, sondern in den Juden, die in den
Zentralen sitzen. Ich bitte, mich hier nicht mißzu-
verstehen! (Rufe: Durchaus nicht!) Wenn ich von
Juden rede, spielt die Taufe keine Rolle, sondern
Ich weiß bestimmt, daß kein einziger in diesem

Hanse ist, der nicht vollauf überzeugt ist, daß durch
das System der zentralen Bewirtschaftung Konsument
und Produzent betrogen und beraubt wird; die¬
jenigen aber, die um des Profites . halber das
Volkswohl beiseite stellen, sind lauter Juden.

Jetzt ist es aber höchste Zeit, daß ich mich
wieder ans die Schienen zurückbegebe. Die Eisen¬
bahn ist von größter Bedeutung für die Landwirt¬
schaft. Man hört in diesem Hause soviel von der
Hebung der Landwirtschaft, aber diese Hebung
besteht darin, daß wir seitens des Staatsamt^s
für Landwirtschaft mit technischen Beamten und
Landwirtschaftslehrern beglückt werden. Es herrscht
das Bestreben, die Bureaukratie auch unter die
Bauern hinauszutragen. Ein Bedürfnis hierfür
besteht aber in Oberösterreich nicht. Ich verschmähe
nicht die Landwirtschaftslehrer, sie sollen uns aber
nicht so sehr unterrichten, wie wir es anstellen
müssen, daß wir ein ausgiebiges Wachsen und
Gedeihen unserer Produkte erzielen, damit man uns
um so mehr nehmen kann, sondern sie sollen uns
kaufmännisch ausbilden, damit jeder Bauer sich
ausrechnen kann, wie sich die Friedenspreise zu den
heutigen Zwangswirtschaftspreisen stellen, und damit
er die Bedarfsartikel, die er braucht, mit seinen
Produkten in Vergleich bringen kann.

Das Ergebnis würde uns Bauern sicher zum
Vorteil, den Städtern aber zum Nachteil gereichen.
Im übrigen sind die Landwirte, die landwirtschaft¬
liche Schulen besucht haben, mit wenigen Aus¬
nahmen selten gute Wirtschafter. In Ternberg zum
Beispiel wird ein Gut mit 120 Joch sehr guten
Grundes von der Hand eines Verwalters geleitet,
der eine Landwirtschaftsschule besucht hat. Dieses
Gut hat durch volle drei Jahre soviel wie nichts
geliefert. Die hoch hinausstrebenden Flausen helfen
dem Bauer nichts, es bewährt sich vielmehr der
altbekannte unschuldige Fluch: Himmel Sakra, Mist
auf d'Acka. (Stürmische Heiterkeit.) Um Dünger zu
haben, brauchen wir Vieh und um lvieder einen
ordentlichen Viehstand zu bekommen, brauchen wir
den freien Verkehr. Uns Oberösterreichern mußte in
der Vieh Wirtschaft immer von Steiermark und
Salzburg geholfen werden. Wie schön war es doch
zur Zeit des freien Verkehrs, wo wir mit sehr
geringen Ausnahmen nur schön gezeichnetes Vieh
hatten, weißhörnig, mit schwarzen Spitzen, wie
stolz waren wir auf unsere einheitliche Morbodner-
rasse. Heute haben wir ein Durcheinander von
rotem, schwarzem und scheckigem Vieh, so wie es
der verkehrten Wcltmode entspricht, die die Ein¬
heimischen zum Auswandern treibt und die Tschechen
und Juden zu österreichischen Staatsbürgern macht.

Freiheit ist der Ruf der Sozialdemokraten.
Wie ist aber die demokratische Freiheit beschaffen?
Eine Knechtung und Knebelung des deutschen Mittel¬
standes, der schon fast an seinem Grabe steht.
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Dieses Grab hat uns die Demokratie geschaufelt,
sie wird aber selbst in diesem Grab sehr bald
schlafen gehen. Statt Freiheit also Knechtung! Weil
um'kehrt auch gefahren ist, glaube . ich noch immer
im Kapitel „Verkehr" zu sein. (Heiterkeit.)

Ich komme jetzt zum Verkehr mit Lebens¬
mitteln. Bei der Regelung des Getreideverkehrs
haben die Christen Gelegenheit zu zeigen, ob ihnen
die in Versammlungen immer angekündigte Ab¬
schaffung der Zentralen ernst ist. Zu meiner ungemein
großen Freude bemerke ich, daß der Ruf: Weg mit
der Zwangwirtschast, heraus mit der freien Wirt¬
schaft! — eine Ansicht, die ich immer gehabt habe
— immer lauter wird, und ganz besonders freut
es mich, daß die Mehrzahl der Sozialdemokraten
und gerade die vernünftigsten unter ihnen auch
schon zu dieser Ansicht gekommen sind. (Lebhafte
Heiterkeit und Zwischenrufe.) Ich komme doch
meinem Ziel immer näher. Sie zur, Einsicht zu
bringen und mit Ihnen einig zu werden. Höchstens
mit dem Herrn Abgeordneten Forstner dürfte das
noch einige Mühe brauchen (lebhafte Heiterkeit),
aber nachdem sein angenehmes Äußeres auf schneidige
und ehrliche Vertretung der Arbeiter schließen laßt,
hoffe ich, auch er wird, mir beipflichten, Und da er
eine führende Rolle einnimmt, wäre mit ihm viel
gewonnen. Sollte ich mich in meiner Hoffnung
rauschen, dann müßte' man auch ihm einen Anteil
am Profit zumuten. Wem es mit der Demokratie
ernst ist, der kann nur rufen: Freier Verkehr,
Freiheit nicht nur für die Arbeiter, sondern auch
Freiheit für die Bürger und Bauern. Leider würde
hier kaum ein ernst zu nehmendes Wort gesprochen,
wenn wir /Großdeutschen nicht wären. (Lebhafter
ironischer Beifall und Händeklatschen.) Habe ich
doch in meiner letzten Rede gezeigt, wie die Leute,
zum BeispielHeimkehrer, zum Narren gehalten werden.

Und nun komme ich zum Autoverkehr. Herr¬
gott, da muß ich mir selbst den Zügel anlegen,
sonst geht's - zuweit, trotzdem ich noch nicht einmal
in einem Auto sitze.,. Ich rede gar nicht von den
Herren Staatssekretären, diese sollen ein gutes und
bequemes Fahrzeug haben,. denn sie reisen ja furcht¬
bar in aller Welt umeinander, überall sollen sie
sein, um über unser Österreich, das zwischen Leben
und Tod ist, zu verhandeln. Man begegnet hier in
Wien alle fünf Schritte einem Auto und wenn man
fragt, wer ist der junge Herr, der da * dr innen sitzt,
so heißt es: Ach,, ein Schieber, ein Schleichhändler!
^ Braucht der Bauer was immer er will, so

stößt er nebst den Kostenschwiepigkeiten sehr häufig
aus Verkehrsschwierigkeiten. Trümer heißt es: Es
stehen keine Waggons zur Verfügung oder es ist
wegen Kohlennot der Verkehr nur auf Lebensmittel
beschränkt. Kurz und . gut, die ganze Hebung der
Landwirtschaft von seiten der Regierung besteht
darin, den Bauer in seinem Wirkungskreise zu

hemmen. Es gibt sehr viele Bauern, die schon
modern mit Benzinmotoren eingerichtet wären, was-
sicherlich der Allgemeinheit zugute käme. Allein für
den Bauer gibts kein Benzin, nur für gewisse
Leute, für welche ich gerade keinen geeigneten Titel
bei der Hand habe. Ein Gärtner goß Petroleum
in ein Zwergenloch und dann sagte er: So muß
maus machen, dann werden f hin. Unsere Re¬
gierungsmethode, soweit sie sich aus den Bauern- und
Mittelstand bezieht, scheint das gleiche Ziel zu
haben.

Mir wird eigentlich jetzt selbst schon die Zeit
lang. (Lebhafte Heiterkeit.) Aber es ist ein Kreuz,
ich hätte noch eine Menge Stoff. Jetzt habe ich
noch gar nichts von der Post geredet. -Da möchte
ich hauptsächlich aus den Umstand Hinweisen, daß.
die Besitzer der Postführwerke, die nämlich mit
Pferden fahren, so schlecht bezahlt sind, daß sie
baldigst ihre Tätigkeit werden einstellen müssen.
Auch da möchte ich die Regierung bitten, die nö¬
tigen Mittel herbeizuschasfen und lieber bei der
Arbeitslosenunterstützung zu sparen. Denn wenn wir
auf dem Lande keine Post mehr erhalten — auf
der Eisenbahn können wir so nicht mehr fahren,
Tabak können wir nicht mehr kaufen, das Essen
müssen wir uns langsam abgewöhnen; bei uns war
einer, der hat sichs abgewöhnt gehabt, dann ist er
gestorben; nächsten Winter müssen wir uns nur mehr
mit Strohschuhen behelfen —, dann also, glaube ich, ist
das Sklaventum fertig.

Und jetzt habe ich noch eine schwierige Auf¬
gabe. (Abgeordneter Dr. Alfred Gürtler: Die Regierung
stürzen! — Zwischenrufe.) Es geht das eigentlich
nicht von mir aus. (Lebhafter Beifall und "Hände¬
klatschen.) Das haben mir meine Wähler mit¬
gegeben.

Und zum Schluffe eine Bitte an den Herrn
Staatssekretär: Nach mühevoller Arbeit gerade vor
den Pfingstferien wäre es gewiß am Platze, allen
hier versammelten Damen und Herren einen mit
Schlaf- und Salonwagen eingerichteten Zug zu
einem Ausflug ins Ausland beizustellen. Wenn der
Zug außerhalb der. Grenze ist, könnte der Herr
Staatssekretär Zerdik Kohlennot eintretzen und der
Herr Staatssekretär Paul infolgedessen den Verkehr
einstellen lassen.

Präsident Dr. Dinghofer: Zum Worte
gelangt der Herr Abgeordnete Paulitsch.

Abgeordneter Paulitsch: Hohe National¬
versammlung! Der präliminierte Voranschlag eines
jeden Staatsamtes wird bekanntlich überschritten und
jeder Staatssekretär „versucht in nicht ungerecht¬
fertigter Weise"dieses Überschreiten des Voranschlages
dadurch zu rechtfertigen, daß er darauf hinweist,
daß man unter den gegenwärtigen Verhältnissen mit
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sicheren Ausgaben überhaupt nicht rechnen könne,
daß die Gehalte wie die Löhne immerfort steigen
und auch die Materialpreise gegenwärtig nicht fest¬
zusetzen sind. Um so mehr begrüße ich es, daß in
der vorliegenden Beilage über das Staatsamt für
Verkehrswesen darauf hingewiesen ist, daß dieses
Staatsamt eine Verringerung des Personalstandes
von 108 Bediensteten herbeizuführen in der Lage

.gewesen ist, dem freilich gegenübergestellt werden
muß, daß für die Elektrifizierung, für die Einrich-
rung dieses Amtes, ein neuer Stand 54 Bedien¬
steten errichtet werden mußte. Mit Befriedigung
habe ich aus dieser Beilage entnomnien, daß das
Staatsamt für Verkehrswesen die Bautätigkeit
wieder ausgenommen hat in der richtigen Voraus¬
sicht, daß doch das wirtschaftliche Leben in unserem
darniedergebrochenen Staate sich langsam wiederum
emporhebt, langsam wiederum Leben gewinnt und
infolgedessen die Notwendigkeit eintreten könnte, daß
sowohl Eisenbahnlinien als notwendige Bauten zur
richtigen Zeit vollendet und fertiggestellt sein sollen.

Es ist vom Herrn Berichterstatter in ganz
richtiger Weise hcrvorgehoben worden, daß ein
Lichtblick in dem Voranschlag des Staatsamtes für
Verkehrswesen der Hinweis auf die Elektrifizierung
bestimmter Bahnlinien ist und daß däfür ein Betrag
von 60. Millionen vorderhand eingestellt ist.
Ich will nur Hinweisen aus die geplante Elektrifi¬
zierung der EisenbahnlinienSalzburg—Schwarzach —
St. Beit—Spittal an der Dran—Villach und ich
muß an das Staatsamt für Verkehrswesen die
Bitte richten, daß auch dieser wichtigen Eisenbahn¬
linie besondere Aufmerksamkeit zugewendet werde
und daß auch für diese Eisenbahnlinie die Vor¬
arbeiten so schnell als möglich deshalb in Angriff
genommen werden, weil nach meiner Ansicht dieser
Eisenbahnlinie deswegen ganz besondere Bedeutung
zukommt, da sie nach Jnslebentreten eines besseren
wirtschaftlichen Verkehrs die Verbindung zwischen
Deutschland, Österreich und dem Meere Herstellen
kann. Es kommt also dieser Linie eine ganz beson¬
dere wirtschaftliche und auch politische Bedeutung zu.

E's ist in den Ausführungen des Herrn
Staatssekretärs für Verkehrswesen, welche er im
Finanz- und Budgetausschusse gehalten hat, betont
worden, daß wegen Sicherstellung neuer Lokal¬
bahnen seitens der Regierung mit den Vertretungen
der Länder Verhandlungen gepflogen worden sind,
und wenn es hier in der Beilage, Seite 41, heißt,
daß in Klagenfurt mit den Vertretern der Landes¬
hauptstadt Kärntens Verhandlungen stattgefunden
haben, dürste damit wohl höchstwahrscheinlich die
endliche und schon lang begründete und herbei¬
gesehnte Inangriffnahme .der Ostbahn gemeint sein.
Ich gestatte mir bei dieser Gelegenheit an den
Herrn Staatssekretär für Verkehr das dringende
Ersuchen zu. richten, die Stellungnahme, welche das

Staatsamt für Verkehrswesen zu dieser Frage einnimmt,
darzulegen, und ich weise bei dieser Gelegenheit
daraus hin, daß, wo wir in Kärnten doch in
hoffentlich naher Zeit die Volksabstimmung durch¬
führen werden, von jugoslawischer Seite aus ganz
besonders darauf hingewiesen und .damit agitiert
wird, daß diese Angelegenheit von der österreichischen
Regierung wie auch vom Staatsamt für Verkehrs¬
wesen in keiner Weise ernst genommen wird oder,
wie-es in der „Draupost" heißt, daß damit nur
ein boshaftes Narrenspiel getrieben wird. Ich
glaube das Staatsamt für Verkehrswesen gewiß
nicht in Verlegenheit dadurch.zu bringen, wenn ich
diesbezüglich das Ansuchen stelle, es möge seinerseits
die Stellungnahme in dieser Hinsicht bekanntgegeben
werden. Es ist das nicht eine Angelegenheit, welche
vielleicht nur einen ganz bestimmten Gebietsteil
betrifft, sondern eine Sache, die im allgemeinen
Interesse gelegen ist, die auch im Zusammenhang
.mit dem Lande Steiermark steht wie mit der Ver¬
pflegung von Städten, die heute anderswoher für-
teures Geld mit Lebensmitteln versorgt werden
müssen.

Ich möchte bei dieser Gelegenheit das
Augenmerk des Staatsamtes für Verkehrswesen
auch auf die. Gailtalbahn, beziehungsweise aus die
Strecke Hermagor—Kötschach lenken, die heute,
glaube ich, dem Liquidierungsamte unterstellt ist
und deswegen in den Betrieb des Staates über¬
nommen werden soll. Ich möchte bei dieser
Gelegenheit ferners ersuchen, daß im unteren und
oberen Mölltale den örtlichen Verhältnissen in der
Weise Rechnung getragen wird, daß zwischen den
Orten, die von der Hauptlinie abseits gelegen sind,
wie Obervellach und andere, die tatsächlich eine
schwierige Verbindung mit der Hauptlinie Spittal—
Schwarzach—St. Veit haben, eine bessere Ver¬
bindung hergestellt werde. Man darf auch nicht
vergessen, aus die Hebung des Fremdenverkehrs
Wert zu legen, daß die Erschließung des Groß-
glocknergebietes iit Verbindung mit dem Bergbau
im Mölltale in der Nähe von Flattach-Fragant
auch vom Staatsamte für Verkehrswesen Berück¬
sichtigung erheischt, und daß man der Verwirklichung
dieser vorgebrachten Wünsche nicht nur im Interesse
des Landes, sondern auch im Interesse der
Allgemeinheit näher treten soll.

Was nun die Fahrbetriebsmittelbeschaffung
anbelangt, so hätte ich hier einige Wünsche, be¬
ziehungsweise Beschwerden vorzubringen. Es ist
richtig, daß unser Fahrbetriebsmaterial durch den
Weltkrieg in ganz besonderer Weise abgenutzt worden
ist. Aber ich glaube, es dürfte doch auf den Fern¬
verkehr insofern Rücksicht genommen werden, daß
man der Bevölkerung, die -14, 16, 18 und
20 Stunden fahren muß, doch wenigstens Eisen-
bahnwaggons zur Verfügung stellt, die aus runden
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'Rädern lausen und nicht vielleicht auf vieleckigen,
denn es ist tatsächlich nichts Angenehmes, wenn
man durch eine solche lange Zeit hindurch in cinemfort
geschüttelt wird, beinahe als ob ein Erdbeben
stattfände.

Es ist in dieseni Bericht auch auf die
Kohlenwirtschaft hingewiesen. Ich möchte mir er¬
lauben, hier ebenfalls an das Staatsamt für Ver¬
kehrswesen einige Fragen zu stellen. Wir haben es
vor zwei oder drei Monaten erlebt, daß der Ver¬
kehr für eine Woche vermehrt worden ist. Es wurde
angekündigt, daß zum Beispiel ab Montag ein ver¬
mehrter Zugsverkehr cintreten werde. Manche In¬
dustrielle haben ihren Betrieb dieser Ankündigung
entsprechend eingerichtet, zum Beispiel die Zeitungs¬
unternehmungen, weil es für diese durchaus nicht
gleichgültig ist, wie die Anschlüsse der Züge sind.
Nachdem der vermehrte Zngsverkehr vielleicht eine
Woche gedauert hatte, wurde er wieder ausgehoben.
Das har sich zwei- und dreimal ereignet. Wir sind
dem Staatsamt für Verkehrswesen sehr verpflichtet,
daß, wir heute einen verhältnismäßig besseren Eisen¬
bahnverkehr haben. Aber ich darf hier wohl die
Frage stellen: haben wir auch die Hoffnung oder
kann uns die Zusage gemacht werden, daß wir
auch für den kommenden Winter so viel Kohle
haben, daß der Zugsverkehr in entsprechender Weise
ausrechterhalten und vielleicht auch eine Beheizung
der Waggons durchgeführt werden kann, eine Frage,
welche sicherlich berechtigt ist.

Was der Herr Berichterstatter über die Eisen¬
bahndiebstähle gesprochen hat, bestätige ich vollends.
Es ist sehr zu begrüßen, daß von seiten der
Staatsverwaltung, der Gendarmerie, in entschiedener
energischer Weise eingegriffen wird. Aber auch dieses
Kapitel ist ein Beweis dafür, daß eben das sittliche
Empfinden, das Verantwortlichkeitsgefühl leider

"vielfach geschwunden ist. Diese zahlreichen Eisen-
bahndiebstähle sind ein Beweis für den sittlichen,
moralischen Zusammenbruch der Gesellschaft. Wir
werden gewiß durch Paragraphen und Gewaltmaß¬
regeln manches verhindern, aber die beinahe endliche
Abstellung solcher beklagenswerter Vorgänge ist nur
dann möglich, wenn eben das sittliche und moralische
Verantwortlichkeitsgesühl in der Bevölkerung wieder
gehoben wird.

Ich möchte bei dieser Gelegenheit noch ein
Ersuchen an das Staatsamt für Verkehrswesen
stellen. Es kommt mehr als einmal vor, daß man
ganz vergeblich bei verschiedenen Zentralstellen der
Eisenbahnverwaltung, wie bei den Stationsämtern
um Auskünfte darüber ersucht, wie die Anschlüsse
der Bahnen sich vollziehen. Ich habe das selbst vor
wenigen Tagen erfahren, wo mir die Zusicherung
gegeben wurde, d^ß der Zug Nr. so und so viel An¬
schluß hat, während dies in Wirklichkeit gar nicht der
.Fall war. (Zustimmung.) Ich glaube, es könnte doch so

weit gesorgt werden, daß wenigstens die Stations-
ämter soweit unterrichtet sind, daß sie dem reisenden
Publikum sagen können, ob der betreffende Zug in
der Hauptstrecke einen Anschluß hat, damit man
nicht, wenn man dann an die betreffende Haupt¬
strecke hinkonnnt, einfach die ganze Nacht in^Warte-
saale verbringen muß. Man fährt 20 bis 30 Stunden
lang und wenn man die richtige Auskunft erhalten
hätte, hätte man nicht diese Zeit — von den Be¬
schwernissen will ich gar nicht reden — in so un¬
nützer Weise verlieren müssen.

Was den Post-, Telegraphen-und Fernsprech¬
verkehr betrifft, so hätte ich auch hier einige Be¬
schwerden und Wünsche vorzutragen. Es ist daraus
hingewiesen, das das Fernsprechwesen nach
dem Westen hin in besonderer Weise ausgebaut
werden soll. Ich begrüße diese Zusage des Staats-
amtes für Verkehr und Post aus das wärmste und
möchte, nur wünschen, daß dieses Versprechen in so
naher Zeit als möglich zur Ausführung gelangt.
Was ich aber in dieser Hinsicht betreffs der Post
vorzubringen mich verpflichtet fühle, ist die Tatsache,
daß c§, zum Beispiel bei uns,im Kärntnerlande
heute noch weite Gebiete gibt, welche eine Versor¬
gung mit Post überhaupt kaum haben. Es ist im
Staatsvoranschlag aus Seite 42 und 43 darauf
hingewiesen, daß niit einem Mehrauswande die
Kosten für eine Ausgestaltung der Postablage, einen
neuen Landpostdienst usw. bestritten werden sollen.
Ich anerkenne den guten Willen, der aus dieser
Anregung spricht, aber Tatsache ist es, daß wir den
Landpostdienst viel zu wenig ansgestaltet sehen. Es
hat die Postdirektion für Kärnten Ansuchen der
Postsahrtenunternehmer unterstützt und dieselben als
vollkommen richtig an das Staatsamt für Verkehrs¬
wesen weitergeleitet. Für das Betriebsjahr 1919
wurde von dem beanspruchten und von der Post¬
direktion Klagensurt genehmigten Voranschläge
von 140.000 K nur 70.000 K bewilligt, obwohl
die gesamte Summe als vollkommen begründet
hingestellt worden ist. Man hat einfach einen Ab¬
strich von 70.000 K gemacht, gleichgültig, ob die
Postsahrtenunternehmer mit diesem Betrag auskommen
oder nicht. Im Jahre 1920 — ich anerkenne
das — hat das Staatsamt für Verkehr und Post
den Betrag ganz bedeutend erhöht, aber es finden
die Postsahrtunternehmer damit nicht ihr Aus¬
kommen.

Sie dürfen nicht vergessen, sehr verehrte
Anwesende, daß die Verhältnisse in Kärnten in
bezug aus die notwendigen Erhaltungskosten der
Pferde andere sind als in den andern Ländern.
Wir dürfen nicht vergessen, daß Kärnten an Italien
grenzt und wir nüter der italienischen Valuta, unter
dem Liregelde ganz bedeutend leiden. Man wird es
vielleicht kaum für möglich halten, es ist aber Tat¬
sache, daß bei uns in jenen Gegenden, wo wir an
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Italien angrenzen, für ein einziges Ei 2 bis 3 Lire,
also zur Zeit, wo die Lire noch hoch gestanden
ist, 20 bis 25 K bezahlt wurden, Preise, wie sie
sonst nirgends gezahlt worden sind. Wenn wir einen
Meterzentner Heu nehmen, so zahlten wir in Kärnten
in den verflossenen Monaten dafür nicht, wie hier,
300 bis 400 K, sondern 800 'K, ja 1000 bis
1200 K. Diese Preise hatten natürlich einen Ein¬
fluß aus die Postfahrtennnternehmer und sie konnten
deshalb ihr Auskommen nicht finden. Ich ersuche
daher, es möge das Staatsamt für Verkehrswesen
dern Ansuchen der Postfahrtenunternehmer unter
Berücksichtigung der dortigen Verhältnisse Rechnung
tragen und die berechtigten Wünsche, die gar nicht
überhalten sind, nicht nur genehmigen, sondern dabei
auch ein gewisses Entgegenkommen zeigen, weil die
Bevölkerung doch ein Recht aus die kulturellen
Güter der Zeit, in diesem Falle also daraus hat,
daß der Verkehr ausrechterhalten wird. Es ist doch
unserer Zeit vollständig unwürdig, daß es Gegenden,
Gemeinden und Ortschaften geben soll, welche
wochenlang von der Öffentlichkeit vollständig ab-
geschnitteu sind. (So ist es!)

Es ist ferner in der Beilage Nr. 667, be¬
treffend das Kapitel Telegraphen-, Fernsprech- und
Postwesen, darauf hingewiesen, daß zwecks tunlichster
Herabsetzung der Personalauslagen der Abbau des
Personalstandes nach Möglichkeit durchgeführt wird.
Das sind ganz hübsche Worte, denen aber jeder
innere Inhalt und Wert fehlt; denn wenn in dieser
Beziehung ein Abbau durchgeführt worden wäre, hätte
man ebenso sicher, wie beim Staatsamte für Verkehrs¬
wesen, die Zahlen hergesetzt, um wieviel der Per-
sonalstaud verringert wurde. Ich hatte nun Ge¬
legenheit, in meiner engeren Heiniat diesbezüglich
Besprechungen abzuhalten, deren Ergebnis ein aus¬
drückliches Ersuchen an das Staatsamt für Post-
und Verkehrswesen ist, welches ich hiermit stelle.
Wir haben int Postdirektionsbezirke Klagenfurt nicht
wenige Beamte und Beamtinnen, welche aus Kram
und anderen Gegenden wegen ihrer deutschen Na¬
tionalität vertrieben worden sind. Diese vertriebenen
Beamten verrichten seit Jahr und Tag-klaglos ihren
Dienst, sie sind aber vom Staate nicht als Staats¬
beamte übernommen worden, sie beziehen heute einen
Gehalt von 400 bis 600 K, obwohl sie schon 10,
15, 20 und 25 Jahre im Dienste stehen. Ich
glaube, die Forderung, beziehungsweise das Ersuchen
dieser Beamten und Beamtinnen, daß sie endlich einmal
übernommen werden, und nicht andere, gar nicht not-
wendigeKräfte neu ausgenommen werden, ist vollkommen
begründet und diesen berechtigten Vorstellungen müßte
Rechnung getragen werden. Es muß Erbitterung
Hervorrufen, daß diejenigen, welche aus vorgeschobenem
Posten während des Krieges unsere nationale Ehre
geschützt haben, heute keine ^Anerkennung und gar
keinen Dank haben, im Gegenteil in einer Weise

behandelt werden, als ob sie landfremde Elemente
wären.; Ich bitte Sie, sehr geehrter Herr Staats¬
sekretär, tragen Sie den Beschwerden dieser Beamten
endlich einmal Rechnung, denn es ruft Erbitterung
hervor, wenn sie bemerken müssen, daß gar nicht
notwendige neue Kräfte in den Dienst eingestellt werden,
Kräfte, die, ohne irgendeine Notwendigkeit, ja viel¬
leicht auch ohne Kenntnisse, heute den doppelten
Gehalt als diejenigen Beamten und BeaAtinnen
beziehen, die schon 20 Jahre aus vorgeschobenem
Posten treue nationale Dienste geleistet haben. (Leb¬
hafte Zustimmung.) Ich ersuche deshalb zum Schluffe,
der Herr Staatssekretär möge die Güte haben und
mit allem Ernste diesen nicht unbegründeten Be¬
schwerden nachgehen, denn wir dürfen nicht Ver¬
bitterung schaffen, sondern müssen die Freude und
das Interesse für das Staatswesen hegen und
pflegen. (Beifall und Händeklatschen.)

Präsident Dr. Dinghofer: Zum Worte
gelangt der Herr Abgeordnete Krötzl; ich erteile
ihm das Wort.

Abgeordneter Krötzl: Hochverehrte An¬
wesende! Wenn ich mir erlaube, heute bezüglich
der Verkehrsverhältnisse etwas zu bemerken, so
konnne ich dem Auftrag nach, den meine Wähler
mir mitgegeben haben, für ihre Interessen hinsichtlich
des Verkehrs hier ein Wort einzulegen. Ich be¬
finde mich in der Nähe von Wels, der bedeutend¬
sten Handelsstadt in unserem Wahlkreise. Wir sind
daraus angewiesen, uns dem Verkehr entsprechend
einzurichten, sind aber leider streckenweise ganz vom
Verkehr ausgeschaltet, und zwar erscheinen Plätze
nicht berücksichtigt, die für die Lieferung von
Lebensrnitteln und anderen Bedarfsartikeln, welche
den Städtern vielleicht recht gut dienen könnten,
von großer Bedeutung' wäre. Es ist an und für
sich eine Ungerechtigkeit, wenn man bloß deshalb,
weil es sich hier nur um kleinere Orte, um kleinere
Märkte oder sonstige geschlossene Ortschaften handelt,
welche aber eine imnrense Steuer zahlen, solche
Orte vernachlässigt. Aber selbst wenn diese Orte
nicht so viel Steuern zahlen würden, wäre es auch
nur gerecht, daß ihre Bewohner wie andere Staats^
bürger behandelt werden. Wo es noch halbwegs
geht, werden genug Steuern gezahlt, aber selbst
wo es sehr schwer geht, ist die Steuerleistung noch
weit hoher als anderswo die Minimalsteuern sind.

Wels hat von diesem Standpunkt aus eine
Lokalbahn gebaut, mit durch das obere Mühlviertel
mit Bayern in Verkehr zu kommen. Es hätte sich
dadurch für alle Berussklassen ein günstigerer Ver¬
kehr ergeben, aber die Donau wurde nicht über¬
brückt —• Wels hatte sich etwas zu weit vor¬
gewagt. Es wurde auch eine zweite Lokalbahn in
das Kremstal nach Grünau gebaut, wobei inan
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damit gerechnet hat, daß diese Verbindung gut sein
würde, weil wir ja -in Wels die durchlaufende
Westbahnstrecke Wien—Salzburg haben, die kürzeste
Strecke nach Wien. Die Lokalbahn durchschneidet
die Hauptstrecke, berührt die größeren Orte, welche
Handel und Gewerbe treiben, und vermittelt den
intensivsten Verkehr mit den Produktivstätten. Es
wäre infolgedessen möglich, die Konsumzentren besser
und billiger versorgen zu können. Es wurde aber
die Donau nicht überbrückt und ich habe, wie die
Herren sich vielleicht erinnern, schon in einer
früheren Rede einmal gesagt, daß es nicht recht
gewesen ist, daß man die Welser Bevölkerung in
dieser Richtung nicht unterstützt hat. Hätte man ihr
von Staats wegen einen Zuschuß gegeben, so hätte
die Donau überbrückt werden können, der Verkehr
wäre entschieden günstiger gewesen unb wäre nicht
so schwer ans der Geldtasche des Herrn Staats¬
sekretärs gelegen. Damals hatten wir ja noch die
k. k. Regierung, und- man hatte Millionen für
andere Kronländer und Provinzen, leider aber
nichts für die eigenen Länder.

Bedenken Sie nun die Lage, wie sie im
Mühlviertel ist. Betrachten Sie nur, wie schwer es
dort den Menschen ist, ihre Existenz ansrechtzuer-
halten, wie sie zu allen möglichen Mitteln greisen:
sie haben es mit dem Flachs versucht, sie haben
es mit der Weberkarde versucht. Ich habe das
mehr für Spielerei gehalten, aber wenn Sie der
Sache nachgehen, werden Sie finden, daß die
Maschinentechnik bis heute noch kein Instrument
gesunden hat, welches die Weberkarde 'für die Tuch¬
erzeugung ersetzt. Diese Leute sind sehr bescheiden,
aber sie wollen auch am Verkehr teilnehmen. Sie
haben Schafzucht und Ziegenzucht, auch eine aller¬
dings schwächere Rinderzucht, weil das Terrain
sehr steil ist. Es ist doch kein Fehler, wenn die
Leute so strebsam sind. Wenn man ihnen vorwirst,
daß sie nicht viel Steuern einbringen, und man
ihnen daher auch keine große Subvention gewähren
kann, so halte ich dieses System nicht für richtig.
Ich kenne in der Stadt, in der wir uns bewegen,
nur Menschen, und ob die reicher oder ärmer sind,
einen leichteren oder schwereren Erwerb haben, ich
sehe in ihnen immer Menschen. Ich spreche ja nur
deshalb ein wärmeres Wort für sie, weil sie der
Unterstützung am meisten bedürfen. Die anderen
können sich behelfen, diese Leute aber nicht.

Wir haben int unteren Mühlviertel die
Bahnlinie Unterweißenbach—Prägarten projektiert,
das ist ein Fleck Erde, welcher beinahe dieselben
Verhältnisse aufweift, wie das obere Mühlviertel.
Das bitte ich auch im Auge zu behalten, und wenn
die Herren Staatssekretäre ffür Finanzen und Ver¬
kehr bei einigem guten Willen das berücksichtigen,
so ist es möglich, beit Leuten entgegenzukommen.
Denn es ist einleuchtend, daß, wenn nach den Aus¬

führungen meines Vorredners, des Herrn Bericht¬
erstatters Schiegl, die Tarife für Frachten und
Personenverkehr so hoch gestiegen sind, es wohl
auch möglich wäre, daß ein Schärflein rückvergütet
wird. Denn diese Einnahmen kommen doch vom
Volk in die Staatskassen, und ich meine, ein ge¬
wisser Prozentsatz könnte von den Staatskassen
wieder unter das Publikum zurücksließen.

Dasselbe, Verhältnis wie beim Mühlviertel
— wir haben nämlich in Oberösterreich vier
Viertel, und vier Viertel sind sozusagen ein
Ganzes — haben wir in unserent bestsituierten
Viertel, im Jnnviertel. Das Jnnviertel-^ ist vom
Verkehr mit Salzburg fast gänzlich ausgeschlossen,
es bestehen nur sehr beschränkte Verkehrsverhältnisse
und für die Weilhardtbahn, für welche dort oben
sehr günstige- Voraussetzungen vorhanden wären —
denn diese Gegend hat viel Waldprodukte und Vieh
— existiert bereits seit 27 Jahren eine Konzession.
Die Bahn wird aber nicht ln Angriff genommen,
es wird nichts trassiert und die Leute habe sozu¬
sagen nicht einmal das Recht, aus eigenem Ver¬
mögen eine Bahn zu errichten. Es ist aber so schon
seinerzeit bei den früheren Regierungen gewesen. Ich
bin ein alter Mann, ich kenne dies zur Genüge,
daß es immer hieß, als ob man die Bahnen auf
eigene Kosten erhalten müßte. Es waren doch die
Steuern da. Es haben uns die seinerzeitigen
Finanzntinister vont eigenen Vermögen genau so
wenig gegeben, wie der gegenwärtige Staatssekretär
nicht in der Lage ist, das aus eigenem zu decken.
Man hat immer n.ur eine x-prozentige Garantie
zugesprochen, hat sich aber nicht daran gehalten und
daher ist dieses Projekt heute noch gär nicht in
Angriff genommen. Man ist soweit gesunken, daß
man das Projekt Lambach—Haag, welche Bahn in
das Jnnviertel hinübergravitiert, selbst aus eine
Entfernung von 7 Kilometer nicht ausbaut. Das
kommt mir so vor, als wenn man hier in diesem
großen schönen Saal ans einmal sagen würde, aus
diese Entfernung, sagen wir aus einen Katzensprung,
da darfst du nicht verkehren. Ich finde das sehr
einseitig und es würde nicht so viel Kosten ver¬
ursachen. Die dortigen Bewohner sagen, wir sind
gerne bereit, den Grund zu Entsprechendem Preise
abzngeben, Bargeld verlangen wir nicht, wir nehtnen
uns die Anteilscheine, die Regierung nrüßte nur eine
bescheidene Unterstützung geben, sowohl Landes¬
regierung wie Staatsregierung. Wir haben in
Oberösterreich ein Elektrizitätswerk, die ' Firma
Stern & Hafferl, welche mit einem Drittel des
Kapitals sich an dem Ausbau beteiligen möchte; es
wären also nur zwei Drittel zu bedecken. Das wäre
nicht umsonst, das dürfte sich schon entsprechend
bewähren.

Was die weiteren Verkehrsverhältnisse, die
Erschwernisse in unserent Postverkehr anbelangt, so
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hat schon mein unmittelbarer Herr Vorredner, Herr
Nationalrat Paulitsch, darüber gesprochen, wie es
mit den Postverhältnissen in Kärnten steht. Glauben
Sie denn, daß die Verhältnisse anderswo nicht
ebenso sind? Ich könnte Ihnen einige Zuschriften
zeigen, in denen ich inuner aufgefordert werde, diese
Verhältnisse bei Gelegenheit urgieren zu wollen.
Deshalb erlaube ich mir, darauf aufmerksam zu
machen. Ich spreche nicht gerne von meiner Wenig¬
keit, ich sage das auch nicht aus eigener Initiative,
sondern weil ich mit verschiedenen Persönlichkeiten
zusammenkomme, die mir gesagt haben: Krötzl,
denk dir, acht bis zehn Stunden haben wir zur
Post, wann bekommen wir einen Postverkehr? Und
es ist hartherzig, wenn da keine Vorsorge getroffen
wird, wenn man sieht, dast in anderen Orten die
Postbestellnng drei-, viermal im Tage erfolgt,
während man die Landbevölkerung in den Pro¬
vinzen nur alle vier, fünf Tage einmal mit einer
Zustellung bedenkt. Seien Sie versichert, ob arm
oder reich, Väter, Mütter und Kinder haben
draußen dasselbe weiche Gefühl und warme Herz
wie vielleicht in Wien die Stadtbevölkerung. Es ist
ihnen nicht gleichgültig, wenn sie heute einen
Kranken ins Krankenhaus geführt haben und es
kommt die Nachricht, sie mögen kommen, der
Schwerkranke möchte noch mit seinen Familien¬
angehörigen sprechen und sie erhalten den Brief,
wenn der vielleicht schon begraben ist, sie haben
ihn nicht mehr bei Lebzeiten besuchen können. Und
warum? Weil man nicht dafür gesorgt und nicht
das Geld aufgewendet hat, um etwa dem Verkehr
ein Auto zur Verfügung zu stellen oder wenigstens
denjenigen einen Beitrag zu geben, welche das Post¬
fuhrwerk übernommen haben, damit sie fahren
können.

Ich gebe zu, daß an den Grenzen Deutsch¬
österreichs, etwa an der steirischen und Kärnter-
grenze, und auch in Vorarlberg wird es der Fall
sein, dort, wo viel über die Grenze geschmuggelt
wird, die Fourage, der Hafer, unendlich im Preise
gestiegen und auch nicht mehr aufzutreiben ist, so
daß die Erhaltung dieser Postfuhrwerke sehr er¬
schwert wird. Aber da muß doch eben in anderer
Beziehung etwas geregelt werden, glaube ich
wenigstens. Wir müssen doch die steucrzahlende
Bevölkerung gleichmäßig behandeln. Denn wenn die
hohe Regierung das Recht hat, die Steuern abzu¬
fordern, dann hat sie auch die Verpflichtung, die
Steuerträger §it berücksichtigen.

Es ist nicht meine Absicht, meine Herren,
jemandem nahezutreten, und auch nicht. Sie lange
aufzuhalten. Sie werden bemerkt haben, es ist das
drittemal, daß ich mir erlaube, hier im Hause zu
sprechen, und ich habe Sie nicht lange in Anspruch
genommen. Wenn ich heute etwas weiter ausgreife,
so geschieht es in dem leidigen Bewußtsein, daß

die Lage es erfordert. Es ist nicht immer die
Gelegenheit, den Staatssäckel in Anspruch nehmen
zu dürfen. Ist in dieser Richtung im Budget
vorgesorgt? Wenn auch die anderen Zweige deck'''"
Budgets Berücksichtigung finden müssen, wie sie
eingeteilt sind, dafür so viel und dafür so viel,
etwas abschwächen khnnte man die Härten doch.
Daß nicht alles geglättet werden kann, leuchtet mir
ja ein, aber daß man die großen Schmerzen nicht
ein wenig lindern soll, kann ich nicht verstehen.
Die Leute draußen haben ja genau dieselbe Last
getragen, sie selbst oder ihre Söhne haben im
Felde geblutet, sie haben ihr Gut und Blut für
das Reich hergegeben, da sollen wir sie nicht so
lieblos behandeln. Das, meine ich, sagen zu dürfen.

Auf das Meritorische gehe ich gar nicht ein.
Der Herr Berichterstatter Schiegl hat ja mit
Ziffern nachgewiesen, in sehr spezialisierter Form,
wie die Verhältnisse liegen, ivie die Bahntarife
gestiegen sind usw. Es wäre überflüssig, es hieße
ein Stroh zweimal dreschen, wollte ich darauf ein-
gehen. Aber aufmerksam ivollte ich Sie machen,
daß es insbesondere im Lande Oberösterreich, das
so viel Steuern zu zahlen hat, in diesen Beziehungen
noch sehr mies aussieht.

Ich bin ja überzeugt, es liegt nicht im Be¬
reiche der Möglichkeit, bei den heutigen finanziellen
Verhältnissen Deutschösterreichs nach Belieben alles
zu machen, das können wir jcck nicht. Aber das
dürfen Sie uns Provinzlern zutrauen, daß wir
uns die Sache überlegen und ausrechnen, wenn wir
eine Bitte Vorbringen. Wir finden aber, daß mit
zweierlei Maß gemessen wird. Man vergißt ganz,
daß bei uns Verhältnisse sind, welche anders sein
könnten. Wenn es nicht anders sein kann, dann
bequemt man sich; wenn man sich aber die Über¬
zeugung geholt hat, es könnte anders sein und es
wird nicht anders — das verletzt. Wollen Sie
nicht ungehalten sein, meine Herren, das ist eine
alte Erfahrung. Wir hatten ein großes Vertrauen;
je größer aber das Vertrauen ist, desto größer ist
dann das Mißtrauen, wenn man getäuscht wird.
Wenn man sich keinen großen Hoffnungen hingibt,
ist auch das Mißtrauen für die Zukunft nicht
so groß als wenn man alles einsetzt und getäuscht
wird. Dann verliert die Bevölkerung das Vertrauen.
Es ist nicht so einfach, das Gefühl eines Menschen
kann man nicht nach Belieben behandeln. Man
muß sich dem Gefühle des Nebenmenschen anpassen,
um mit ihm in Verkehr zu kommen. Daß dies
nicht geschieht, hat teilweise verschuldet, daß draußen
alles schwierig wird. Es wird so manches gesagt,
geschrieben und gemacht, was vielleicht nicht sein
sollte. Aber/das wirtschaftliche Leben, welches
dermalen obwaltet, bedingt dies. Hier muß aus¬
gleichend und beruhigend auf die diversen Stünde
gewirkt werden, von unten hinauf, oder von oben
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herunter, das ist mir gleich. Man muß das so an¬
saugen, daß - man die berechtigten Wünsche eines
jeden Standes im Auge behält. Wenn wir uns
dazu ausraffen und es tun,' dann, glaube ich, hat
man etwas Gutes getan. Man müßte die Be¬
völkerungsschichten überzeugen, daß es nicht anders
möglich ist. Denn große Versprechungen allein
werden kaum den hungrigen Magen befriedigen.

Ich will Sie nicht weiter belästigen. Ich
möchte nur gebeten haben, man möge sowohl von
den Staatsämtern wie auch von den Vertretungs¬
körpern aus das in Anregung gebrachte Projekt
und die diversen anderen Projekte in Salzburg,
Kärnten, Steiermark, Tirol, Ober- und Nieder¬
österreich in Angriff nehmen. Ich bin sehr gerne
bereit, mein Scherflein dazu beizutragen. Überall,
wo es notwendig ist, muß man Handel und Ver¬
kehr wieder aus die Beine bringen, damit man jene
Stande, die Steuer zu zahlen in der Lage sind,
unterstütze. Denn wenn man das unterbindet, bin
ich neugierig, woher die Staatssekretäre die Zah¬
lungen machen sollen, wenn die Einnahmen er¬
lahmen. Ich danke Ihnen vielmals für Ihre Auf¬
merksamkeit. (Beifau )

Präsident Dr. Dinghofer: Zum Worte
gelangt der Herr Abgeordnete Fohringer.

Abgeordneter Fohringer: Hohes Haus!
In der Gruppe Merkehr" ist es ganz gewiß von
außerordentlicher Bedeutung, wenn auch über
die Wichtigkeit des modernsten Verkehrsmittels der
letzten Jahrzehnte, über das Autonwbilwesen,
einige Worte verloren werden. Wir wissen, daß ein
großer Teil der Bevölkerung nicht gerade mit
Sympathie jenem wichtigen Verkehrsmittel gegen¬
übersteht. Besonders 'die Straßenwärter, die Fuß¬
gänger aus der Straße und die Radfahrer, die das
zweifelhafte Vergnügen haben, hinter einem Auto¬
mobil in eine Staubwolke zu kommen, rufen nicht
gerade die besten und seligsten Glückwünsche zur
Weiterreise nach. Aber trotzdem dürfen wir nicht
behaupten, daß die Schuld an dem Automobil, an
dem Verkehrsmittel liegt, sondern sie liegt am
Verkehrsobjekt, unter dem wir gegenwärtig so un¬
geheuer viel zu leiden haben.

So wie alles während der ungeheuer langen
Dauer des Krieges furchtbaren Schaden gelitten
hat, so ist es besonders mit den Verkehrsstraßen,
namentlich mit jenen Straßensträngen, welche einer
einer sehr starken Frequenz unterliegen. Ich will
besonders von der Wien—Triesterstraße sprechen.
Wir kennen zwei Systeme in dem Aufbau und in
der Erhaltung der Straßen. Das eine System ist
das sogenannte Flicksystem, das andere System das
sogenannte Decksystem. Das Flicksystem besteht darin,
daß alljährlich in den Herbstmonaten, oft auch in

den Frühjahrsmonaten durch die Straßenwärter für
eine größere Beschotterung der Straße gesorgt und
so durch Beseitigung der Winterschäden ein halbwegs
normaler Zustand der Straßen hergestellt ivird.
Wir haben Beweise dafür, daß an jenen Strecken,
wo nur das Flicksystem zur Anwendung kommt, die
Staubentwicklung und die Beeinträchtigung der
Straßenstränge eine weit größere ist als in jenen
Strecken der Straßen, die nach dem sogenannten
Decksystem mit Straßenwalzen bearbeitet werden.
Beim Ausbruch des Krieges ist nicht nur eine
ganze Reihe der tüchtigsten Straßenwärter einbe-
rufen worden, sondern man hat auch die Arbeits¬
mittel, besonders die Straßenwalzen, für ben Kriegs¬
gebrauch herangezogen. So ist cs gekommen, daß
heute beim Ausbau der Straßen ein ungeheurer
Mangel nicht nur an Arbeitskräften, sondern auch
an Arbeitsmitteln vorhanden ist. Wird eine Straße
nach dem sogenannten Decksystenu hergerichtet, so
kann garantiert werden, daß in den nächsten vier
bis fünf Jahren nach Vollendung der Arbeit nur
ganz kleine teilweise Reparaturen notwendig sind,
wogegen bei dem sogenannten Flicksystem alljährlich
zweimal eine ganz bedeutende Aufwendung von
Arbeitsmitteln und Arbeitskräften notwendig ist.

Ich möchte besonders darauf Hinweisen, daß
anch in bezug auf die Erhaltungsmöglichkeit der
Straßen ein Unterschied besteht. Wenn wir die aus¬
gewendeten Mittel in Betracht ziehen, finden wir,
daß die Straßenstränge von Niederösterreich mit
einem bedeutend höheren Kostenaufwand errichtet
wurden als die Straßenstränge der übrigen Alpen¬
länder. Es ist klar, daß das Deckfystem für Nieder¬
österreich viel wichtiger ist als für die übrigen
Alpenländer, weil ja der Verkehr in der umuittel-
baren Umgebung Wiens ein bedeutend höherer ist
als in der Provinz'

Dessenungeachtet sehen wir, daß schon in der
Gruppe XII, Handel und Gewerbe, die Ausgaben
im wesentlichen nicht im geringsten mit dem in
Einklang stehen, was heute notwendig ist, um dieses
wichtige Verkehrsobjekt wieder instand zu setzen.
Nach den Anschauungen erfahrener Arbeiter ist au-
zunehmen, daß, uni die Straßen wieder in den Zu¬
stand zu versetzen, in welchem sie sich vor dem Kriege
befunden haben, pro Kilometer etwa 50 bis 60 Kubik¬
meter Schotter notwendig wären. Durch eine solche
Beschotterung würden die Schädeü, die die Straßen
erlitten haben, wieder halbwegs ausgeglichen und
unsere Verkehrswege für alle wichtigen Verkehrs¬
mittel wieder fahrbar gemacht. Es liegt gewiß int
Interesse des Verkehrs, aber auch im Interesse der
Gesundheit unserer Bevölkerung, das; die Straßen
in einen Zustand gebracht werden, der für beide
Teile nur von Vorteil wäre; denn nicht nur im
Interesse der Bevölkerung, sondern ganz gewiß auch
mit Rücksicht auf die Beschädigungen der Autos,
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im Interesse der Herabminderung des Gcfahren-
prozentsatzes für die Chauffeure ist es gelegen, die
Herstellung der Straßen zu ermöglichen.

Was unsere Autoindustrie anbelangt, so sind
mir leider durch den Krieg ins Hintertreffen ge-
kommen. Unsere Autoindustrie in Österreich hat ganz
schöne Ansätze zu verzeichnen gehabt und es muß
gesagt werden, daß auch ganz hervorragende Ar-

' beitskräfte, sei es technisches, sei es manuelles Per¬
sonal, in der Autoindustrie in Österreich tätig sind>
so daß sich Österreich mit seinen eigenen Marken
ganz gut auf dem Weltmarkt sehen lassen kann. Es
ist daher gewiß notwendig, nicht nur mit Rücksicht
aus das Ausland, sondern auch mit Rücksicht darauf,
daß wir leider in Österreich in vielen Gebieten in¬
folge der Armut des Staates, die uns der Krieg
verursacht hat, wichtige Verkehrsstrecken mit Eisen¬
bahnen nicht versehen können, in allen Provinzen —
ich glaube, auch in einzelnen Teilen von Niederöster¬
reich — noch gewisse Verkehrsgebiete wenigstens für
den Autopostverkehr oder den Autopersonenverkehr
einzurichten.

Aus diesen! Gebiete treten merkwürdige Er¬
scheinungen mitunter zutage. Ich will darauf ver¬
weisen, daß es nicht gut angeht, wenn in bezug
aus, die Fahrkosten von Personen, die nicht aus
luxuriösen Gründen, sondern aus zwingenden Ur¬
sachen Automobile zu benutzen verhalten sind, voll¬
kommene Freiheit existiert. Beim letzten Eisenbahner¬
streik, an dem uns Sozialdemokraten ganz gewiß
nicht irgendeine Schuld beigemessen werden kann,
wurde ich als Augen- und Ohrenzeuge in die Lage
versetzt, beobachten zu können, daß aus der Strecke
Wien—Graz eine Fahrt im Auto um 9 Uhr vor¬
mittags uoch mit 16.000 K berechnet wurde,
während man gegen Mittag, gegen 12 oder 1 Uhr,
schon 26.000 bis 30.000 K verlangte. Ja ein¬
zelne Chauffeure — * einen häbe ich selbst gehört —
haben gleich ihr ganzes Auto angetragen, damit
die Personen, die nach Hause mußten, nach Hause
kommen könnten. Wenn der Streik noch drei Wochen
länger gedauert hätte, hätte man nicht nur die Autos,
sondern vielleicht auch die Chauffeure mit dazu kauseu
können.

' Hier muß eine bestimmte gesetzliche Regelung
eintreten, denn es hängt bei der heutigen geschäft¬
lichen Lage, bei derartigen Verhältnissen der Erfolg
eines Unternehmens oft von Stunden ab. Das liegt
auch im Interesse der Arbeiterschaft, deren Interessen
oft gefährdet werden, was. dann nur 'durch cift ge¬
schicktes Eingreifen einzelner Personen zur geeigneten
Stunde verhindert werden kann.

Daher liegt es im allgemeinen Interesse, daß
wir dem Autoverkehr unser größtes Augenmerk zu¬
wenden, wenn wir sehen, daß Gebiete vorhanden
sind, in denen von Bahnbauten noch längere Zeit
keine Rede sein kann. Das ist nicht nur vom Stand¬

punkte des Verkehrs, sondern auch vom Standpunkte
des Transports sehr wichtig.

Die geologischen Untersuchungen haben ergeben,
daß besonders in Steiermark Kohle, Erze und
andere für die Volkswirtschaft sehr hochwichtige
Mineralien vorhanden sind, doch mangelt es überall
an Verkehrswegen. In der angenehmen Erwartung,
daß das Staatsanrt dem Verkehrswesen auch nach
dieser Richtung hin die gebührende Aufmerksamkeit
zuwenden wird, glaube ich schließen zu können.
(Beifall mul Händeklatschen.)

\ Präsident Hauser (der während der vor¬
stehenden Hede den Vorsitz übernommen hat): Zum

Worte hat sich gemeldet der Herr Staatssekretär
für Verkehrswesen Paul; ich erteile ihm das Wort.

Staatssekretär für Verkehrswesen Paul:
Hohes Haus! Das Verkehrswesen, dessen Voranschlag
ich hier zu vertreten berufen bin, bildet in seiner
großen Ausdehnung einen finanziell außerordentlich
ins Gewicht fallenden Teil unserer Staats Wirtschaft
und berührt die Interessen der Allgemeinheit sowie
des einzelnen in hohem Maße. Es berührt aber
diese Interessen des einzelnen ohne Rücksicht aus die
Parteizugehörigkeit und ich kann daher meiner tiefsten
Überzeugung nur dahin Ausdruck geben, daß ich cs
als meine besondere Ausgabe ansehe, nur wirtschaft¬
liche, nicht parteipolitische Momente in der Ver¬
waltung meines Ressorts zur Wirksamkeit gelangen
zu lassen. Ich, habe -üls Beamter und nicht als
Politiker die Führung des Ressorts übernommen
und ich habe mich bemüht, diesen Standpunkt nach
jeder Richtung hin zu wahren. Ich bitte, mir daher
zu gestatten, daß ich meine heutigen Ausführungen
lediglich von wirtschaftlichen Gesichtspunkten aus
dem hohen Hause mitteile.

Was speziell die Eisenbahnen betrifft, welche
im staatlichen Verkehrswesen nach ivie vor den
wichtigsten Betrieb darstellen, so werden diese durch
die allgemeine Ungunst der Verhältnisse, den wirt¬
schaftlichen Tiefstand mit allen seinen Folgen besonders
nachteilig beeinflußt. Hierzu kommt, daß die Republik
Österreich entsprechend ihrer territorialen Gestaltung
aus dem Bereiche der ehemaligen k. k. österreichischen
Staatsbahnen ein ohne Rücksicht ans den wirtschaft¬
lichen Zusammenhang herausgerissenes Liniennetz über¬
nommen hat, das zum großen Teile wenig rentable
und in Ansehung der Erhaltung kostspielige Linien
umfaßt und mit einem verhältnismäßig zu großen
Verwaltungsapparat ausgestattet ist.

Alle diese ungünstigen Verhältnisse finden
naturgemäß ihren finanziellen Niederschlag in der
Ertragsrechnung der österreichischen Staatsbahnen,
welche für das Verwaltungsjahr 1919/20 nach
Einbeziehung' der im III. Nachtrage gestellten
Anforderungen präliminarmäßige Ausgaben im
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Gesamtbeträge von 1940 Millionen Kronen nach¬
weist, denen veranschlagte Einnahmen von nnr 1759
Millionen Kronen gegenüberstehen.

Der Abgang berechnet sich demnach mit
181 Millionen Kronen und macht unter Hinzu¬
rechnung des mit 66 Millionen Kronen bezifferten
Erfordernisses für den Schuldendienst einen Staats-
zuschuß von 247 Millionen Kronen erforderlich.

Diese Ziffern geben jedoch nur das Präli¬
minarmäßige Bild; von der wirklichen Gebarung
wird dieses wohl noch insofern nicht unerheblich
abweichen, als infolge der von mir noch zu be¬
sprechenden Betriebschwierigkeiten das Einnahmen¬
ergebnis unter bem veranschlagten Betrage Zurück¬
bleiben wird und das Ausgabenerfordernis wegen
der auch in jüngster Zeit wieder notwendig ge-

' wordenen Bezugsanfbesserungen für das Personal
und der fortgesetzten Steigerung der Materialpreise
noch innner anwächst.

Wenn nun auch dieses Ergebnis insbesondere
im Hinblick auf die durch die Tariferhöhungen
erfolgte Belastung der Volkswirtschaft gewiß kein
befriedigendes ist, so sei mir doch gestattet, darauf
zu verweisen, daß die österreichischeil Staatsbahnen
damit das . Schicksal der Bahnen aller Nachbar¬
länder teilen, welche überall znpn Teil noch weit erheb¬
lichere Gebärungsabgänge aufweisen.

Dieses leider recht unbefriedigende Ergebnis
im Betriebe der Staatseisenbahnverwaltnng ergibt
sich ungeachtet der mehrfache!! im Laufe des
Jahres gczwnngenerniaßen durchgeführten linearen Er¬
höhungen der Tarife der österreichischen Staatsbahnen.

Die Staatseisenbahnverwaltung konnte sich
zu diesen in das Wirtschaftsleben tief eingreifenden
Tarifmaßnahmen nnr in der Ertvägnng entschließen,
daß es sich hierbei nnr nur einen vorübergehenden
Tarifznstand handle. Die Vorarbeiten für den Ent¬
wurf eines neuen, den geänderten politischen und
wirtschaftlichen Verhältnissen Österreichs angepaßten
Gütertarifs deü österreichischen Staatsbahnen waren
in dem Zeitpunkte der letzten mit Wirksamkeit vom
16. April 1920 durchgeführten linearen Tarif-

Merhöhung bereits abgeschlossen und hätte die Be¬
ratung dieses Entwurfes im Schoße der berufenen
Jnteressentenvertretnngen und wirtschaftlichen Zentral¬
stellen in der nächsten Zeit erfolgen sollen.

Dieser Entwurf, der im Hinblick auf die
letzte Tariferhöhung einer gründlichen Umarbeitung
unterzogen werden mußte, wird noch im Laufe
dieses Monats zur Versendung 'gelangen und ist
der Beginn der Besprechungen mit den Interessenten
für Mitte Juni in Aussicht genommen.

Nach Abschluß dieser Beratungen werde ich
mir gestatten, dem hohen Hause dieses Tarifprojekt
vorzulegen, da mit Rücksicht darauf, daß der Ent¬
wurf eine Abänderung der Tarifgrundlagen der
österreichischen Staatsbahnen beinhaltet, nach dem

Gesetze vorn 13. April 1920, St. G. Bl. Nr. 180,
die Einführung des neuen Tarifs an die Zustimmung
der Nationalversammlung gebunden ist. Ich darf es
daher vorläufig unterlassen, über diese Angelegenheit
weitere Ausführungen zu machen.

Im Interesse der Erleichterung des Reise-
und Güterverkehrs mit dem Ausland ist das Be¬
streben der Staatseisenbahnverwaltnng unausgesetzt
ans die Einführung direkter Fahrpreise und direkter
Frachtsätze gerichtet. Wenn auch diese Bestrebungen
mit Rücksicht auf die entgegenstehenden valutarischen
Schwierigkeiten bisher ein greifbares Ergebnis nicht
gezeitigt haben, so ist in der letzten Zeit, ,was den
Verkehr mit Triest betrifft, ein wesentlicher Fort¬
schritt dadurch zu verzeichnen, daß bei den Verhand¬
lungen in Rom die beiderseitigen Regierungen die
Notwendigkeit der ehesten Erstellung direkter Personen-
und Gütertarife ausdrücklich anerkannt und ihre
Einflußnahme ans die Einführung solcher Tarife zn-
gesichert haben.

Indem ich mir nun gestatte, aus die einzelnen
Zweige des staatlichen Eisenbahnbetriebes des näheren
einzugehen, beginne ich mit der Personalivirtschaft. Sie
ist in der letzten Zeit etwas durchsichtiger, ihre Führung
sicherlich aber nicht leichter geworden. Klarer insofern,
als die Bediensteten deutscherBolkszugehörigkeit, die von
den Neustaaten des Dienstes enthoben und von uns in
vorläufige Verwendung genommen worden waren, nun¬
mehr größtenteils bei uns auch tatsächlich Dienstposten
erhalten haben, klarer auch insofern, als neue Dienst¬
enthebungen" deutscher Bediensteter durch die Nach¬
folgestaaten unterbleiben. Die. Übernahmsaktion kann
daher als nahezu abgeschlossen betrachtet werden. Die
Zahl der übernommenen Bediensteten betrug am
31. Dezember 1919 insgesamt 2734 Bedienstete ge¬
genüber einem Stande von 40.000 festangestellten
Bediensteten der österreichischen Staatsbahnen.

Eine endgültige Übernahme dieser Bediensteten
in die Dienste der Republik hat bis heute —
17a Jahre nach der Auslösung des alten Staates
— noch immer nicht stattgesunden und kann erst
erfolgen, bis auch die endgültige Übernahme der
Staatsbediensteten im engeren Sinne für alle ein¬
zelnen Zweige des Staatsdienstes einheitlich geregelt
sein wird. Begreiflicherweise empfinden die Bedien¬
steten diese langandauernde Unsicherheit überaus
drückend und ich würde daher sehr lebhaft wünschen,
werde alles daran setzen und fühle mich hier voll¬
kommen eins mit dem Herrn Abgeordneten Pau-
litsch, daß der Wunsch dieses Teiles unserer Volks¬
genossen, die nach dem Zusammenbruch oft sehr
schwere Drangsale durchzumachen harten, sich möglichst
bald und rasch erfülle. (Bravo!)

In diesem Zusammenhänge möchte ich auch
bemerken, daß wir mit den Neustaaten wegen Rück¬
übernahme einzelner von ihnen enthobenen und von
uns in Verwendung genommenen deutschen Bedien-
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Haupt die Personalpolitik der obersten Zentralstellensteten in Unterhandlung stehen. Viele von ihnen,
insbesondere solche, die in deutschen Gegenden des
heutigen Neuauslandes gelebt haben, hängen innig
an der alten Heimat und haben den lebhaften
Wunsch, in diese wieder zurückzukehren.

Verhandlungen darüber sind fast mit allen
Nachfolgestaaten eiugeleitet. Sie stehen, insbesondere
was die mit dem, tschecho-slowakischen Eisenbahn¬
ministerium gepflogenen betrifft, recht günstig.

Die Personalwirtschaft ist auch insofern etwas
klarer geworden, als die Pensionierungen auf Grund
der sogenannten Richtlinien und des Pensions¬
begünstigungserlasses nunmehr durchgeführt sind. Es
wurden in der Zeit vom 1. November 1918 bis
Ende April 1920 in den Ruhestand versetzt:
675 Beamte, 797 Unterbeamte und 964 Diener,
zusammen 2436 Bedienstete. Außerdem fielen durch
Tod 631 Bedienstete und durch Entlassung oder
freiwilligen Austritt 153 Bedienstete, zusammen
3220 Bedienstete, das ist fast Zehn Prozent des
Gesamtstandes, ab. Es ist insoweit dem Wunsche
nach stärkerer Reduzierung nach Möglichkeit Rechnung
getragen worden.

Ich will mich hier nicht in große Erörte¬
rungen diesbezüglich einlasseu, möchte aber doch
meinem Zweifel Ausdruck geben, ob gerade immer
diese außerordentlich raschen Pensionierungen im
Interesse einerseits des Personals, andrerseits der
Verwaltung liegen. Ich glaube, die Sache hat zwei
Seiten und es ließe sich darüber noch einiges reden.
(Zustimmung.)

Die Frage, ob wir zahlenmäßig mit genügend
Personal versehen sind oder nicht, ist im allgemeinen
dahin zu beantworten, daß Überschüsse nur im
Zentraldienste der Staatsbahndirektion Wien Nordost
bestehen, die durch die Züsammenlegung der einst
für einen weit größeren Linienbereich ausgestatteten
Nordbahn und Nordwestbahn sowie der Direktion
für die -Linien der Staatseisenbahngesellschast ent¬
standen sind und einigermaßen auch an Bauinge¬
nieuren, was auf die erzwungenermaßen überaus
geringe Bautätigkeit zurückzuführen ist.

Im übrigen entspricht der Stand aus der
Strecke ungefähr dem Bedarfe und ich kann nicht
zugeben, daß ich aus der Strecke im Exekutiv¬
dienste zu viel Personal nach den gegenwärtigen
Verhältnissen besitze. Eine weitere Einengung dieses
Personales würde eine Überlastung desselben un¬
bedingt nach sich ziehen. An Fahrdienstleitern und
an Maschineningenieuren besteht sogar ein aus¬
gesprochener Mangel.

Es könnte nun allerdings gesagt werden, daß
der Bedarf an der einen Stelle durch die Über¬
schüsse an anderer Stelle zu decken sei. Die Durch¬
führung dieses natürlichen Ausgleichs stößt aber
auf die gleichen Schwierigkeiten, mit denen über-

seit längerer Zeit auf das schwerste zu kämpfen hat.
Es ist der große Wohnungsmangel, der es

dem versetzten Bediensteten fast unmöglich macht,
am neuen Dienstort eine Wohnung 51t finden, die
überaus hohen Kosten und Gefahren einer Über¬
siedlung und wohl and) die Wirkungen der all¬
gemeinen Abschlußbestrebungen, die sich bereits auch
in meinem Ressort fühlbar zu machen beginnen.

Bei einem Versuche, die zahlreichen Beamten
der früheren Direktionen der Nordbahn, Nordwest¬
bahn und Staatseisenbahngesellschaft unterzubringen,
tritt noch erschwerend hinzu, daß es sich zunieist um
ältere Beamte in höheren Rängen handelt, die
sich dem Ende ihrer.Dienstzeit nähern und natur¬
gemäß für den Außendienst körperlich nicht mehr
geeignet sind.

Im Rahmen der Persoualausführungen muß.ich
mit besonderer Genugtunng der von den Bediensteten
im Juni vorigen Jahres zum ersten Male gewählten
Personalvertretungen — des Zentralausschusses für
das Staatsamt für Verkehrswesen, der Personalaus¬
schüsse für je einen Direktionsbereich und der Ber-
träuensmännerausschüsse für jede einzelne Dienststelle
— gedenken, welche eine überaus rege Tätigkeit
entfalten, in der sie in jeder Richtung zu unter¬
stützen ich und meine Beamten aufs lebhafteste
bestrebt sind.

. Von der Auffassung geleitet, daß die immer
wieder hervortretenden Wünsche des Personals nach
Bewilligung von Bezugssnfbesseruugcn sich mit dem
Bedürfnisse nach einer durchgreifenden Änderung des

' gesamten Besoldungswesens begegnen, ist die Aus¬
arbeitung einer solchen Besolduugsneuregelung für
die Staats!)ahnbcdiensteten, die auf Grundlage der
Besoldung nach der Verwendung und der leich¬
teren Aufftiegmöglichkeit tüchtigerer Bediensteter in
höhere Verweudungsgruppen aufgebaut werden soll,
in die Wege geleitet. Der Entwurf wird gegen-
wartig mit den Personalvertretnngen beraten. Die
Verhandlungen sind ziemlich weit gediehen. Nach
Einholung der Zuftinmrung des Finanzamtes wird
die bezügliche Gesetzesvorlage eingebracht werden.

Um den Staatsbahnbediensteten aber schon
derzeit eine entsprechende Aufbesserung ihrer Bezüge
zuteil werden zu lassen, wurden ihnen in An-
lehnung an die den Zivilstaatsbediensteten durch das
Besoldungsübergangsgesetz und die beiden Nachträge
gewährten Bezugserhöhungen unter Berücksichtigung
der im Staatseisenbahndienste vorliegenden be¬
sonderen Verhältnisse analoge Bezugsaufbesserungen
bewilligt. .

In Anlehnung hieran wurde auch den Tag-
lohubediensteten eine Erhöhung ihrer Taglohnbe?
züge zuerkannt: hinsichtlich der Teuerungszuwen-
dnngen — Teuerungszulage, Linderzulagen und
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gleitende Zulage — sind die Taglohnbediensteten
den festangestellten Bediensteten nunmehr vollständig
gleichgestellt.

Die Mitwirkung des Zentralausschusses der
Personalvertretung wurde auch mehrfach mit Erfolg
tu Anspruch genommen zur Beilegung der soge¬
nannten Terrorsälle.

Ich meine damit jene Vorkontmnisse unter
dem Pcrsoital, die aus dem unduldsamen Vorgehen
von Bediensteten einer Organisation gegen Ange¬
hörige einer anderen Organisation entstehen und
die nur zu leicht"geeignet sind, nicht nur örtliche
Betriebsstörungen hervorzurufen, sondern auch einen
ganzen Dienstbetrieb lahmzulegen. Ich habe bereits
ini Mai vorigen Jahres einen Appell an das
Personal gerichtet, mit dem ich es aufforderte, die
Grundsätze der politischen Meinungsfreiheit hochzu¬
halten und keinen Mitbediensteten in der Ausübung
seiner politischen Rechte einzuschränken.

Weiters habe ich im Oktober den Direktionen
die Weisung gegeben, die Beilegung von Streitig¬
keiten, die unter .den Bediensteten aus der Nicht¬
beachtung der vorgenannten Grundsätze entstehen
sollten, int Einvernehmen mit der Personnlvertretung
auszutragen und, falls die Austragung nicht gelingen
sollte, dem Staatsautte zur Entscheidung vorzulegen,
das bei seiner Schlußfassung im Einvernehmen mit
dem Zentralausschusse der Personalvertretung Vor¬
gehen wird.

Jch^ kann hier wohl mit Befriedigung fest¬
stellen, daß es in Anbetracht der oft großen poli¬
tischen Spannungen, die vor allem in kleinen Orten
das Berufs- wie das Privatleben jedes einzelnen
tie> berühren, im großen und ganzen bisher ge¬
lungen ist, Zwistigkeiten unter dem Personal, einen
so bedrohlichen Charakter sie in einzelnen Fällen
auch angenomnten haben ntögen, ohne wesentliche
Störung des Betriebes beizulegen; ich brauche
hierbei nur auf die Austragung der Vorfälle bei
den Hauptwerkstätten Knittelfeld' und St. Pölten
iowie beitu Bahnbetriebsamte Bludenz hinzuweisen,
die in einer alle Parteien befriedigenden Weise er¬
folgte und auch zmn Teil den Mitgliedern des
hohen Hauses bekauntgegeben worden ist.

Es ist zu erhoffen, daß dank der Einsicht des
Personals und dem Zusammenwirken votr Verwal¬
tung und Personalvertretung ein Übergreifen des
politischen Kampfes auf den Betrieb immer mehr
vermieden werden wird.

Die Neuordnung des gesamten Verkehrs¬
wesens von dem derzeitigen Zustande der einfachen
Aneinanderreihung der verschiedenen Verkehrszweige
zu einent harmonischen, ineinandergreifenden Ganzen
erachte ich als ein Gebot dringendster Notwendig¬
keit. Gleichwohl bin ich leider gezwungen, festzu¬
stellen, daß die hierzu als Voraussetzung notwendige
Klarheit hinsichtlich der einschlägigen außenpolitischen

Fragen der neuen Verfassung sowie der künftigen
Verwaltungsgrundsätze dermalen völlig mangelt,
sohin die Grundsteine fehlen, ohne die jede Organi¬
sation auf Sand gebaut wäre.

Es erübrigte sohin nichts anderes, als im
Rahmen der gegenwärtigen Möglichkeiten und ohne
der gesatntstaatlichen Neuordnung vorzugreifen, den
Abbau des Vcrwaltungskörpers durchzuführen, der
infolge der Einbeziehung des Post-, Telegraphen-,
Schiffahrts-, Kraftfahr-, Luftfahrt- und Fremden-
verkehrswesens in den Zuständigkeitskreis des Staats-
amtes für Verkehrswesen eine sehr bedeutende Er¬
weiterung erfahren hat.

So wurden int laufenden Verwaltungsjahre
hinsichtlich des eisenbahndienstlichen Teiles der staat¬
lichen Verkehrsverwaltung bisher: eine Sektion, zwei
Revisionsgruppen, neun Departements des Staats¬
amtes für Verkehrswesen, die Generalinspektion der
österreichischen Eisenbahnen, zwei Abteilungen des
Tariferstellungs- und Abrechnungsbureaus und die
Nordbahn- und Nordwestbahndirektion sowie die
Direktion für die Linien der Staatseisenbahngesell-
schast aufgelöst.

An Stelle der drei aufgelösten Direktionen
wtrrde eine Direktion Wien-Nordost errichtet. Ich
werde mich in dieser Richtung weiter bemühen.

Schließlich steht nicht nur die Wieder¬
herstellung des Wirkungskreises der Staatsbahn-
direktioneu, wie er vor dem Kriege bestanden, un-
mittelbar bevor, sondern noch eine wesentliche
Erweiterung dieses Wirkungskreises durch Hinaus¬
gabe bisher dem Staatsautte für Verkehrswesen
vorbehaltener Angelegenheiten, wodurch infolge Aus¬
schaltung einer höheren Instanz eine bedeutende
Verringerung der Geschäfte des Staatsamtes und
eine wesentliche Erleichterung und Beschleunigung im
Parteienverkehr eintreten wird. Die Hauptorgani¬
sation werde ich tvohl aufgeben müssen, bis, wie
gesagt, die ganze Versassuugs- und Verwaltungsfrage
einer eingehenden Regelung unterzogen worden ist.

Den bestimmendsten Einfluß auf den gesamten
Eisenbahnverkehr, sowohl hinsichtlich seines Um¬
fanges, als auch seiner Wirtschaftlichkeit üben auch
derzeit noch itmner die Kohlenbeschaffung und der
zur Verfügung stehende Wagenpark aus." Die weit¬
gehenden Verkehrseinschränkungen, die wegen des
katastrophalen Kohlenmangels seit dem Frühherbst
des Vorjahres wiederholt und mit längerer oder
kürzerer Dauer durchgeführt werden tnußten, sind
allbekannt. Zumal die weitgehenden Einschränkungen
im Güterverkehre konnten geraunte Zeit hindurch
nicht aufgehoben werden und es war unmöglich, den
heintischen Anforderungen ’ stinch nur halbwegs zu
entsprechen. Verschärft wurde die Lage noch dadurch,,
daß der größte Teil unserer Lebensmittel aus denk
Auslande bezogen und mit der Bahn zugeführt werden,
ntußte.
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Erst allmählich hat sich die Kohlenversorgung
der Staatsbahnen infolge der mit der tschecho¬
slowakischen Republik iip Jänner getroffenen Ab¬
machungen und der in letzter Zeit von der Plebiszit-
kommissivn in Oberschlesien verfügten Maßnahmen
etwas erträglicher gestaltet.

Durchschnittlich wurden die Vertragsmengen
der Staatsbahnen seit 1. Jänner 1920 von der
tschecho-slowakischen Republik mit ,55 Prozent für
Stein- und 95 Prozent für Braunkohle, von
Deutschland mit 71 Prozent und im Inland mit
87 Prozent aufgeliefert.

Das allgemeine Ansteigen der Förderung in
fast allen Revieren läßt eine weitere Besserung des
Zustandes erhoffen.

Sofort nach Eintreffen der erhöhten Kohlen¬
mengen —■ es war dies gegen Ende April —
wurde an eine Ausgestaltung des Verkehres ge¬
schritten.

Vor allem wurden jene Güter zugelaffen, die
für die Allgemeinheit von Wichtigkeit sind.

Der Frühiahrsanbau wurde - durch Freigabe
von Düngemitteln, landwirtschaftlichen Maschinen und
Geräten gefördert. Der einsetzenden Bautätigkeit
wurde durch erhöhte Beförderung von Bau¬
materialien aller Art, besonders Zement, Ziegel usw.
Rechnung getragen.

Die weitere Ausgestaltung unseres Güter¬
verkehres wird schrittweise vorgenommen. Allerdings
werde ich insoweit wieder gewissen Schwierigkeiten
zu begegnen haben, als in nächster Zeit größere
Mengen von Lebensmitteln 31t befördern sein werden
und durch diese bevorzugten Sendungen ein nicht
unbeträchtlicher Teil der Bahndienstkohle und des
Wagenparkes beansprucht wird.

Der ständig anwachsende Verkehr nach Italien
drängte insbesondere zur Eröffnung neuer Verkehrs
Wege, um so rnehr als der Durchzugsverkehr nach Triest
über die Südbahn wiederholt wegen des Ausstandes
der Eisenbahnbediensteten in Südslawien, dann wegen
der südslawischen Absperrungsmaßreg-eln infolge der
Notenabstemplnng und des schwierigem Zolldienstes
den Anforderungen nicht entsprechen konnte. Es ist

. nun bereits gelungen, den Weg über Jnnichen in
erhöhtem Maße zur Entlastung des Weges über
Tarvis heranzuziehen.

Ebenso hoffe ich,
der Bahnlinie über Aßling, die seit dem Umstürze
unterbrochen war, sich nun unmittelbar vollziehen
wird. Ist diese Möglichkeit gegeben, so werden ' wir
schon in allernächster Zeit einen Teil unserer Lebens¬
mittel von Triest über diesen Weg leiten können
und es ist zu hoffen, daß er auch bald für - den
allgemeinen Verkehr zugänglich gemacht werden kann.
(Bravo! Bravo!)

Schon etwas früher, ungefähr Mitte Februar,
wurde damit begonnen, die so empfindlichen Be¬

schränkungen tut Personenverkehr zu erleichtern.
Zunächst wurde daran geschritten, den bis dahin nahezu
vollständig eingestellten Schnellzugsverkehr allmählich
wieder auszugestalten. Nach einer beinahe zehnwöchigen
Pause wurden die Tagesschnellzüge zwischen Wien und
Berlin über Gmünd—Prag anfangs zweimal, später
dreimal wöchentlich wieder eingeführt.

Es wurden ferner zur Ermöglichung eines
rascheren Reise- und Postverkehrs mit den westlichen
Ländern Österreichs, ferner mit Italien und der
Schweiz Ende Februar zwischen Wien und Feldkirch
über Salzburg—Innsbruck zweimal wöchentlich
Nachtschnellzüge mit Wagen I. und II. Klasse in
Verkehr gesetzt und es gelang, durch die Ausgabe
von Platzkarten den gröbsten Unzukömmlichkeiten, die
sich im Vorjahre bei diesen Zügen infolge ihrer-
Überfüllung ergeben haben, entgegenzutreten. Seit
Anfang Mai verkehren die Feldkircher Schnellzüge
zweimal wöchentlich. Sie. haben unmittelbaren
Schnellzugsanschluß nach Bregenz und Personenzugs¬
anschluß nach der Schweiz.

Die Südbühn hat Ende Februar neue, so¬
genannte Expreßzüge zwischen Wien und Triest
über Laibach eingeführt, die zweimal wöchentlich,
seit jüngster Zeit dreimal wöchentlich verkehren.

Die im Jänner und Februar einmal wöchent¬
lich geführten Tagesschnellzüge zwischen Wien-Süd-
bahnhof und Tarvis über Leoben—Klagenfurt —
Verbindung mit Triest und Rom — verkehren seit
März dreimal wöchentlich.

Im Einvernehmen mit den ungarischen
Staatseisenbahnen würden anfangs April neue
Durchgangszüge mit Platzkarten zwischen'Wien und
Budapest über Bruck eingeführt. Diese Züge führen
Wagen I. Klasse und Speisewagen und verkehren
dreimal wöchentlich.

Mitte April folgte die Einführung täglicher
Durchgangszüge Wien—Ostende (—London) über
Passau—Nürnberg—Frankfurt—Köln mit einer Ab¬
zweigung von Köln nach Amsterdam und Rotterdam
(—Haag). Die Fahrt Wien—London dauert bei Be¬
nutzung dieser Züge 48 .Stunden. Auch hier
besteht die Einrichtung der Platzkarten und sind durch¬
laufende Wagen Wien—Ostende, Wien—Holland,
ferner Speisewagen in den bei Tag und Schlafwagen

Weise eingeschaltet und es ist ja diesbezüglich zu
erwarten, daß wir auch hier in nächster Zeit weitere
Verbesserungen vornehmen können.

Ein weiteres Bestreben geht dahin, den im
Sommer wieder beginnenden Reiseverkehr nach
Kurorten, Bädern und den wichtigsten, unter den
heutigen Verhältnissen noch erreichbaren Sommer¬
frischen möglichst zu fördern. Seit 15. Mai werden
durchlaufende Wagen zwischen Wien-Ostbahnhof und

daß die Wiedereröffnung- in den bei Nacht durchfahrenen Strecken, eingestellt.
Es ist also der Weltverkehr wieder in einer gewissen
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den slowakischen Bädern Pystian und Trencsin-
Teplitz geführt.

Anfangs Juni werden dreimal wöchentlich
Bäderschnellzüge zwischen Wien und den west-
böhmischen Bädern Karlsbad, Marienbad und
Franzensbad in Verkehr gesetzt werden. Zur Er¬
leichterung des Verkehres mit den Heilbädern Bad¬
gastein und Hofgastein werden von Anfang Juni
an dreimal wöchentliche Schnellzüge mit allen drei
Wagenklassen in der Strecke Wien-Westbahnhof—
Böckftein über Salzburg mit Schnellzugsanschlüsfen
nach Gmunden, Bad Ischl und Bad Aussee geführt
werden.

Nachdrücklichste und andauernde Bemühungen
sind dahin gerichtet, Österreich und im besonderen
der Stadt Wien die gebührende Stellung im
internationalen Zugsverkehr möglichst zu wahren und
zu verbessern. Für den Fall, als die Ententestaatcn,
die bisher von Paris über den Arlberg und Wien
nach Warschau verkehrenden Luxuszüge, wie dies
beabsichtigt ist, ans dern Wege über Straßburg—
Eger—Prag—Oderberg ablenken sollten, ist die
Einführung neuer Durchgangszüge mit Wagen
I. und 1l. Klasse, Schlaf- und Speisewagen zwischen
Wien und Basel über Innsbruck einerseits und
zwischen Wien und Warschau mit einer Ab¬
zweigung Krakau—Lemberg andrerseits mit den
beteiligten ausländischen Bahnverwaltunaen verein¬
bart, so daß dieser vielleicht nicht ganz unbeab¬
sichtigt gegen uns geführte Schlag wieder paralysiert
erscheint. Die Wien-Baseler Züge schließen an
bereits verkehrende Schnellzüge Basel—Paris an
und werden auch durchlaufende Wagen zwischen
Wien und Paris führen.

Voraussichtlich wird es auch bald 'wieder
möglich sein, den vor dem Kriege bestandenen
Orientexpreßzug von Paris nach dem Osten Europas
über München—Wien—Budapest auf den nltein-
gelebten Weg zu leiten.

Zur weiteren Verbesserung des lebhaften
Reiseverkehres zwischen Wien und Italien werden
noch in der ersten Hälfte Juni neue Nachtschnell-
Züge mit allen drei Wagenklassen und Schlafwagen
von Wien-Südbahnhof nach Tarvis und zurück
über Leoben—Klagenfurt—Villach vorläufig zwei¬
mal wöchentlich in Verkehr gesetzt werden. ■

Über Wunsch der tschecho-slvwakischen Staats-
eisenbahnverwaltung, beziehungsweise auf Grund der
Zusicherung der nötigen Kohle werden endlich ab
Mitte Juni neue Schnellzüge dreimal wöchentlich
zwischen Prag und Triest einerseits sowie Prag
und Agram—Belgrad andrerseits über Linz—Selz-
ral—Bruck an der Mur—Graz zur Einführung ge¬
langen.

Es wird möglich sein, auch den Personerl¬
zugsverkehr aus den Haupt- und Nebenlinien etwas
zu verbessern und falls sich die Kohlenversorgung

nicht wieder verschlechtert, soll er in absehbarer
Zeit soweit ausgestaltet werden, daß er den not¬
wendigen wirtschaftlichen Bedürfnissen der Bevölke¬
rung gerecht werden kann. Den Herrn Abgeordneten
Thann er möchte ich bitten, dies auch bezüglich
der Linie St. Valentin—-Steyr zur Kenntnis
nehmen zu wollen.

Eine die .Allgemeinheit bisher empfindlich
schädigende Verkehrsbehinderung ist durch die mit
Gültigkeit vom 16. Mai verfügte Wiederaufnahme
des Sonntagsnahverkehres beseitigt worden, nur
möchte ich betonen, daß es zunächst noch nicht
möglich sein wird, auch den Fernpersvnenzugs-
verkehr an Sonntagen wieder aufzunehmen. Wir
werden beim Nahverkehr bleiben müssen.

Auf die Wirtschaftlichkeit des Betriebes übt
aber die Kohlenlage einen schädigenden Einfluß
nicht nur durch die mit den Verkehrsbeschränkungen
und Verkehrseinstellungen verbundenen Einnahmen¬
verluste, sondern auch dadurch, daß die angelieferten
Kohlensorten vielfach minderwertig sind und einen
bedeutenden Mehrverbrauch bedingen, ganz besonders
aber durch die ganz ungeahnten Preissteigerungen^
welche zum Teil auf die Erhöhung der Gruben¬
preise, zum Teil aus Verteuerung der Frachten und
aus Kursschwankungen zurückzuführen sind.

Diese Preissteigerungen betragen vom Zeit¬
punkt des Kriegsbeginnes auf den laufenden Monat
berechnet bei der nordwestböhmischen Braunkohle rund
5600 Prozent, bei der oberschlesischen Steinkohle rund
8400 Prozent und beider Ostrauer Steinkohle rund
9300 Prozent. (Hört!)

Noch auf ein Mehrfaches, dieser heutigen
Kosten berechnet sich die amerikanische Kohle, so daß
von amerikanischer Seite erhaltene Offerte bisher
trotz des dringenden Kohlenbedarfes nicht ange¬
nommen werden konnten.

Was den Fahrpark anbelangt, so wirkt der
Umstand noch immer sehr ungünstig auf die Verkehrs¬
lage zurück, daß eine ordnungsmäßige Aufteilung
des zunächst noch zwischen den Nationalstaaten
gemeinsamen Fahrparkes bisnun nicht zu er¬
reichen war.

Allerdings hatten die in der seit Oktober
tagenden Fahrpark-Aufteilungskommission, von unseren
Vertretern gemachten Anstrengungen, die Austeilung
zu fördern, trotz der sich immer wieder ergebenden
Schwierigkeiten insofern Erfolg, als die Fertigstellung
der notwendigen Unterlagen in ' allernächster Zeit
gesichert ist und die vorläufige Aufteilung eines Teiles
der Lokomotiven beschlossen wurde.

Gleichzeitig trägt in Wien das unter dem
Vorsitze eines französischen Ingenieurs tätige „Wagen¬
umlaufkomitee für Mitteleuropa" zur Lösung wichtiger
Fragen bei. Insbesondere wird dort mit beu Vertretern
der einzelnen Neustaaten über eine gleichmäßige Wagen-
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Verteilung, zweckdienliche Wagenübereinkommen und
eine Reihe sonstiger Maßnahmen beraten, die einen
raschen Wagenlauf sichern sollen. Es ist jedoch bisher
trotz aller Anstrengungen nicht gelungen, einen
nennenswerten Erfolg zu erzielen.

Außerordentlich schädigend wirkt es, daß
entgegen der Gepflogenheit, daß die verfrachtende
Bahn Wagen» beizustellen hat, die Nachbarstaaten
dauernd Wagen aus den Beständen der Republik
verlangen. Diesen Forderungen mußte nachgekommen
werden, da es sich durchwegs um die Heranbringung
der für uns dringend notwendigen Lebensrnittel und
Rohstoffe handelt und nicht zuletzt auch für die
Hereinbringung unserer Kriegsgefangenen gesorgt
werden muß.

Ich erlaube rnir diesbezüglich mitzuteilen,
daß durch das Vorrücken der Polen in den letzten
Tagen 20.000 österreichische Kriegsgefangene frei
geworden sein sollend und daß zu deren Herein¬
dringung es notwendig war, 400 Waggons nach Polen
zu schicken, weil sonst die Kriegsgefangenen nicht
hergeführt werden können.

Die Erfassung der erforderlichen Wagen in
Österreich war nur nach weitgehenden Verkehrs-
einschränkungen im inneren Verkehre möglich. Wagen-
aushilsen aus den Nachbarstaaten blieben mit ganz
wenigen Ausnahmen versagt. Die Nenlieferungen
von Fahrbetriebsmitteln, für welche im Voranschlags¬
jahre ein Betrag von 143'6 Millionen Kronen vor¬
gesehen ist, waren im Hinblick nnf die bedeutenden
Schwierigkeiten, mit welchen die Fabriken wegen
des Mangels an Rohmaterial aller Art zu kämpfen
haben, verhältnismäßig gering.

Auch können weder die bisher angemieteten,
noch die in Frankreich gekauften Kohlenwagen, von
denen übrigens trotz unseres ständigen Betreibens
nicht mehr als 600 übernouimen und nach Öster¬
reich gebracht wurden, genügen, um Österreich in
die Lage zu versetzen, allen Anforderungen klaglos
nächzukommen.

Einigermaßen tvird die Wagen- und Loko¬
motivwirtschaft auch dadurch beeinflußt, daß die
übergroße Beanspruchung des rollenden Eisenbahn¬
materials während des Krieges eine derartige. Ab¬
nutzung des Fahrparks herbeigeführt hat, daß dieser
einer durchgreifenden Instandsetzung unterzogen
werden muß. Diese kann wegen des Mangels der
erforderlichen Ersatzteile unb Baustoffe, deren Er¬
zeugung schon in den letzten Kriegsjahren und be¬
sonders in der letzten Zeit durch den bei der In¬
dustrie bestehenden Kohlenmangel empfindlich be¬
hindert wird, nicht mit der gebotenen Intensität ins
Werk gesetzt werden. Auch bedingt die Verwendung
von Ersatzstoffen verschiedenster Art, insbesondere
jedoch von Flußeisen anstatt von Kupfer für die Loko-
motivseuerbüchsen, eine öftere, oftmals länger

währende Ausbessernngsbedürftigkeit der Fahrzeuge,
woraus sich zusammengeuommen eine erheblich ge¬
steigerte Verhältniszahl in den Reparatnrständen
gegenüber der Zeit vor dem Kriege ergibt.

Durchschnittlich hat die Reparatursbedürftigkeit
der Lokomotiven um mehr als das zweifache, der
Personenwagen um etwa das dreifache und der
Güterwagen um mehr als das vierfache Ausmaß
zugenommen. Angesichts der steigenden Reparaturs¬
bedürftigkeit der Fahrbetriebsmittel war die Staats-
eisenbahnverwaltung von Anbeginn an bemüht, durch
Ausgestaltung bestehender und Errichtung neuer
Eisenbahnwerkstätten den jeweiligen Ansbesserungs¬
erfordernissen gerecht zu werden.

So find gegenwärtig in Vollendung begriffen
die neue Lokonwtivmontierung in Knittelfeld mit
2(8 Ständen, die neue Tenderwerkstätte in Linz
mit 32 Ständen, die neue Lokolnotivmontierung in
Floridsdorf mit 20 Ständen, zusammen mit
80 Lokomotiv- und Tenderständen.

Ferner ist die Erweiterung der Werkstätte in
St. Pölten um 100 gedeckte Wagenreparaturstände
bereits in einem ihrer Vollendung rasch entgegen¬
gehenden Zustande, so daß auch dort dann sofort
die Reparaturen mit vermehrter Kraft werden durch¬
geführt werden können.

Solange diese Erweiterungsbauten nicht im
Vollbetriebe stehen, reichen die österreichischen Aus-
besseruugswerkstätten zur Bewältigung der derzeitigen
Ausbesserungsersordernisse nicht aus, obwohl die
Werkstätten im Jahre 1919 monatlich bis 1245 Lo¬
komotiven, 2770 Personen-, Post- und Gepäckwagen
und 11.300 Güterwagen reparierten, eine Leistung,
die in Rücksicht ans die schwierigen Verhältnisse
gewiß eine ganz respektable genannt werden kann.
(So ist es!)

Sind sohin die bestehenden Werkstättenein¬
richtungen schon für den eigenen Ausbesserungs¬
bedarf nicht zureichend, so erfahren diese ungünstigen
Verhältnisse durch die Österreich im Friedensvertrag
auferlegte Verpflichtung zur Durchführung von Jn-
standsetzungsarbeiten am Fahrparke der National¬
staaten, insoweit und insolange diese Staaten nicht
selbst in der Lage sind, in ihren eigenen Werkstätten
die Erhaltungsarbeiten zu leisten, eine sehr empfind¬
liche Steigerung.

Nach Maßgabe der Inanspruchnahme unserer
Werkstätten für Zwecke der Nationalstaaten sind also
in den nächsten Jahren anwachsende Rückstände bei
den Ausbesserungsarbeiten am Fahrparke zu besorgen,
die nur nach und nach unter Heranziehung der Ar¬
beitsstätten der Privatindustrie werden abgebaut werden
können.

Die Staatseisenbahnverwaltung hat daher auch
bereits die Privatindustrie zur Fahrbetriebsmittel-
instandsetznng herangezogen und mit leistungsfähigen
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und für solche Arbeiten entsprechend eingerichteten
Werken Ausbesserungsverträge abgeschlossen, unge¬
achtet der finanziellen Mehrlasten, welche sich dadurch
für die Staatseisenbahnverwaltung ergeben und
welche in erster Linie eine Folge sind der erwähnten
durch de» Friedewsvertrag Österreich auferlegten Ver¬
pflichtungen zugunsten der Nationalstaaten. Alle
getroffenen Maßnahmen zusammengenommen lassen
eine glatte Bewältigung auch der zu gewärtigenden
Ausbesseruugserfordernisse erhoffen, wenn die Ein¬
lieferungsverhältnisse der zur Fahrparkinstandsetzung
erforderlichen Baustoffe und Ersatzteile sich bessern
und auch die Arbeitsleistung des Personals, die
neben anderen Ursachen auch infolge der Unter¬
ernährung desselben gesunken ist, sich wieder
steigern wird.

Die Tätigkeit der Verwaltung auf dein Ge¬
biete des Bau- und Bahnerhaltungsdienstes muß
ebenso wegen des Mangels an den erforderlichen Bau¬
stoffen als auch insbesondere wegen der maßlosen
Verteuerung aller Materialien auf die notwendigsten
Arbeiten eingeschränkt werden.

Zur Illustration hierüber möchte, ich dem
hohen Hause einige Ziffern über die Durchschnitts-
preise der wichtigsten Baustoffe und die Durchschnitts¬
löhne der Bahnerhaltungsarbeiter vor dem Kriege
und der Gegenwart vorführen. Es beträgt der
Preis für Schienen das 48fache des Friedenspreises,
für Schwellen das 41fache, für Brückeneisen das
80fache, für Ziegel das 71sache, für Zeurent das
100sache, für Glas das 135sache, also Verteuerungen,
bei denen gegenwärtig natürlich von einer wesent¬
lichen Bauarbeit.kaum die Rede sein kann. (7ai-
,s/immun«/.)

Unter dem erwähnten einschränkenden Gesichts¬
punkte wurde die Ausgestaltung des Reihungsbahn¬
hofes Breiteulee, die Erweiterung einer Reihe von
Stationen, die Errichtung des Vorbahnhofes in
Amstetten, die Güterdienstanlage in Linz und die
Ausgestaltung der Zugförderungsanlage in Straßhof
fortgesetzt und die Ausgestaltung des Verschub-
bahnhofes in Salzburg sowie die Herstellung ver¬
schiedener Bekohlungsvorrichtungen zur Ausrüstung
und Bedienung der Lokomotiven in Angriff ge¬
nommen.

Dem erhöhten Bedürfnisse für die Instand¬
setzung der Lokomotiven, Personen- und Lastwagen
wurde, wie ich bereits erwähnte, durch Fortsetzung
der Erweiterung der Werkstätten in St. Pölten,
Linz, Knittelfeld, Jedlersdorf und Floridsdorf Rech¬
nung getragen.

Die Einführung der elektrischen Beleuchtung
wurde im Hinblick auf die Knappheit der sonstigen
Beleuchtungsmittel in einer großen Anzahl von
Stationen durchgeführt.

Aus Sicherheitsgründen mußte die einen Auf¬
wand von ungefähr 1,600.000 X erfordernde Re¬
konstruktion des Hausrucktunnels der Strecke Att-
nang - Puchheim—Schärding in Angriff genommen
werden.

Weiters ist zur Wahrung der Betriebssicher¬
heit die Auswechslung der eisernen Tragwerkc der
Brücken über die Linzerstraße und der Schönbrunner¬
allee am Ende des Wiener Westbahnhofes, der
Feilbachbrücke und iE Leithagrenzbrücke in Angriff
genommen.

Ilm bei der nicht mehr ausschiebbaren Aus¬
wechslung der Tragwerke der Steyregger Donau¬
brücke die bestehenden Strompfeiler beibehalten zu
können, werden gegenwärtig die Mauerwerksanlagen
zwecks Auflagerung der neuen eisernen Über¬
bauten unter Anwendung eines besonderen Ver¬
fahrens instand gesetzt.

Aus diesen Gründen war es nicht möglich,,
dem Wunsche des Herrn Abgeordneten Thanner
nachzukounnen und den Bahnhof Garsten einer
durchgreifenden Vergrößerung zu unterziehen. Außer-
dem ist beim Bahnhof Garsten noch folgende Frage
zu erwägen.

Der bereits im .Jahre 1914 für die Er¬
weiterung des Bahnhofes Garsten ausgestellte
Rahmenentwurf mußte wegen der während des-
Krieges erfolgten Einführung des Rollschemel-
betriebes auf der Strecke Garsten—Letten der
Steyrtalbahn und die hierdurch notwendig ge¬
wordenen Änderungen der Gleisanlage vollständig
umgearbeitet werden. Hierzu trat noch die von der
Stadtgemeinde Steyr gestellte Forderung auf Weiter¬
führung der derzeit am Bahnhofe Garsten endenden
Steyrtalbahn bis in den Bahnhof Steyr, welche
Forderung die Ausgestaltung des Bahnhofes Garsten
wesentlich beeinflußte.

Die Stadtgemeinde Steyr hat zwar diese
letzte Forderung fallen gelassen, hingegen ist die
Frage der Weiterbelassung des Rollschemelbetriebes
noch nicht geklärt, weshalb die endgültige Fertig¬
stellung des Rahmenentwurfes für den Umbau des
Bahnhofes Garsten noch nicht erfolgen kann.

Da die Frage der Weiterbelaffung des Roll¬
schemelbetriebes von der Steyrtalbahn abhängig,
ist, werde ich veranlassen, daß diese Bahngesellschaft
uns ehestens ihre bezügliche Schlußfassung bekannt¬
gibt. Dann kann eventuell auch teilweise in Garsten
eine Vergrößerung vorgenommen werden.

Auf deni Gebiete der Wohnungsfürsorge
waren verschiedene Herstellungen unaufschiebbar ge¬
worden. Es wurden im Bereiche der Staatseisen¬
bahnverwaltung in diesem Verwaltungsjahre
1100 Wohnungen neu geschaffen und außerdem
600 Wohnungen durch Anmietung in bahnsremden
Gebäuden den Eisenbahnbediensteten zugänglich ge¬
macht. Im Jahre 1920 wurde die Herstellung von
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rund, 450 Wohnungen als unabweisliche Notwen¬
digkeit festgestellt; die Bauherstellungen sind vielfach
schon eingeleitet, doch ist zu befürchten, daß auch
diese Herstellungen sich gegenüber der immer mehr-
wachsenden Wohnungsnot als zu gering erweisen
werden. Die Schwierigkeiten, welche der Staats¬
eisenbahnverwaltung in der Wohnungsfürsorge-
Lautätigkeit durch das ständige Anwachsen aller
Preise bereitet werden, möchte ich auch hier durch
einige Beispiele sinnfällig erläutern.

Während zum Beispiel eine Kleinwohnung,
bestehend aus Zimmer und Küche, in ständigen
Gebäuden früher 6000 bis 7000 K gekostet hat,
betrugen die Baukosten einer solchen Wohnung beim
Zerfall der Monarchie ungesühr 20.000 K und
erfordern jetzt unter Anwendung aller möglichen
Sparmaßnahmen hinsichtlich der Ausführung und Aus¬
stattung einen Aufwand von mindestens 100.000 K
für jede Wohnung. (Hört! Hört!) Diese außer¬
ordentlichen Preissteigerungen sowie die Notwendig¬
keit, die Wohnungen so schnell als möglich sertig-
zustellen, zwingen uns zum Bau von Not¬
wohnungen unter Verwendung von aus alten
Baracken rückgewonnenen Baustoffen, die im Vor¬
jahre noch rund 15.000 K gekostet haben und
jetzt auch schon einen Aufwand von mindestens
50.000 K erfordern.

Über die Elektrifizierung der Staatsbahnen
zu sprechen, hatte ich bereits im Jänner dieses
Jahres vor dem Finanz- und Budgetausschiffse des
hohen Hauses Gelegenheit. Für diese Aktion war
im Staatsvoranschlage 1919/20 zunächst ein Betrag
von 60- Millionen Kronen eingestellt, der infolge
der eingetretenen Preissteigerungen durch die ein-
gebracbten Nachtragsvoranschläge auf den Betrag von
95 Millionen Kronen erhöht worden ist. Seither
ist wieder vieles geschehen, was als Fortschritt
dieser Bauarbeiten gewertet werden darf.

Bereits vor einiger Zeit ist bekanntlich die
Einbringung einer Regierungsvorlage in diesem
Gegenstand angekündigt worden und ich freue mich,
mitteileu zu können, daß dieser mit einem reichen
Quellenmaterial ausgerüstete Gesetzentwurf soweit
fertiggestellt ist, um bereits in den nächsten Wochen
im Haus eingebracht zu werden.

Danach soll im ersten Bauabschnitte, der bis
in das Jahr 1925 reicht, zunächst die Linie
Innsbruck—Bludenz—Lindau; die Linie Steinach-
Jrdning—Attnang-Puchheim und die Tanernbahn
der neuen Betriebsform zugewiesen werden. Die
wichtige Durchzugslinie der Westbahn ist vorerst
mit der Teilstrecke Salzburg—Wörgl im Bauplan
enthalten, eine Tatsache, die sich wasserwirtschaftlich
daraus ergibt, daß für die eben genannte Strecke
die Energieversorgung durch den Bau einer bahn-
eigenen Wasserkraftanlage im Stubachtal im Ver¬

laufe des ersten Bauabschnittes gesichert ist,
während . bekanntlich hinsichtlich der für die
Strecke Wien—Salzburg in Betracht kommenden
Wasserkräfte der Donau und der Enns vorläufig
keine Klärung der Ansichten eingetreten und damit
zu rechnen ist, daß die Schaffung eines großen
Donaukraftwerkes einen erheblichen Zeitaufwand
erfordert.

Gerade diese Jahre aber will die Staats¬
bahnverwaltung, die die Möglichkeit eines Strom¬
bezuges aus einem Donaukraftwerke' für Zwecke des
Bahnbetriebes nicht weniger ungeduldig herbei¬
wünscht, für den Ausbau bahneigener Wasserkraft¬
werke in den Alpen nicht ungenutzt verstreichen
lassen und steht hierbei auf dem Standpunkt,
daß jegliche Ersparung an Bahnkohle, gleichwo sie
auftritt, der Kohlenwirtschaft im ganzen zugute
kommen muß.

Um wieviel mehr ist das der Fall aus
Strecken, auf denen, wie beispielsweise westlich von'
Innsbruck, ein Sechstel der für sie bestimmten
Bahnkohle allein durch die Zufuhr von den Kohlen¬
eintrittsstationen bis zur Verbrauchsstelle ver¬
schlungen wird.

Über das Spullerseewerk vermag ich mitzu¬
teilen, daß der Absenkungsstollen unmittelbar vor
dem Durchschlage steht und daß auch alle übrigen
Arbeiten einen durchaus erfreulichen Baufortschritt
ausweisen. Die Erweiterung des schon bestehenden
Bahnkraftwerkes am Ruetzbache bei Innsbruck, das
ebenfalls für die Elektrifizierung dieser Linie heran¬
gezogen wird, ist ebenso wie der Bau bahneigener
Wasserkraftwerke an der Mallnitz und im Stubach-
tale durch Abschluß der Bauverträge mit bewährten
Unternehmungen eingeleitet.

Auch die Vergebung der mechanischen und
elektrotechnischen Ausrüstung dieser Kraftwerke ist
im Zuge. Mit den ^Arbeiten für die Streckenaus¬
rüstung der Arlberglinie wurden in dieser Woche
von den Siemens-Schuckertwerken durch die Her¬
stellungen in: Tunnel begonnen.

Weiters sind drei große elektrische Arlberg¬
schnellzugslokomotiven und zwölf elektrische^Personen-
und Güterzugslokomotiven mittlerer Größe bestellt
und es befinden sich auch Speicher-Triebwagenzüge
für den elektrischen Nahverkehr größerer Städte
im Bau.

Die Ausgestaltung unseres Bahnnetzes durch
Herstellung neuer Linien bedarf einer besonderen
Aufmerksamkeit, da die Lokalbahnaktion schon vor
dem Kriege zum Stillstände gekommen war und
während des Krieges nur wenige Linien begonnen
und fertiggestellt wurden. Die Verkehrsbedürfnisse
haben daher dazu geführt, daß in zahlreichen An¬
trägen die Herstellung von neuen Bahnlinien ge¬
fordert wird.
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Sosehr ich auch die volle Berechtigung dieser
Bestrebungen anerkenne und es nur wärmstens be¬
grüßen würde, wenn zur Aufnahme einer Lokal-
bahnbautärigkeit geschritten werden könnte, so liegen
doch leider die Verhältnisse für den Beginn einer
solchen Bautätigkeit sehr ungünstig. Abgesehen von
dem Mangel an den erforderlichen Baustoffen stehen
außerordentlich hohen Anlagekosten — man muß
heute mit den 10- bis 15fachen Ansätzen der Preise
vom Jahre 1914 rechnen —, voraussichtlich nur
geringe Erträgnisse gegenüber, da ja auch die Be¬
triebskosten eine außerordentliche Steigerung erfahren
haben. Dazu kommt, daß eine abschließende Be¬
urteilung der in Erwägung stehenden Bahnprojekte
vom volkswirtschaftlichen und verkehrspolitischen
Standpunkt aus, großen Schwierigkeiten begegnet.

Zur Erleichterung der mit einer Lokalbahn¬
aktion verbundenen Lasten muß daran festgehalten
werden, daß der Staat wie bisher bei der Sicher¬
stellung von neuen Lokalbahnen durch Beitrags¬
leistungen der Länder und Interessenten unterstützt
werde.

Das hohe Haus, das Anlaß hatte, sich mit
Anträgen auf Sicherstellung neuer Bahnlinien zu
befassen, hat durch die Beschlüsse vom 16. Jänner
und vom 13. April 1920 die Regierung aufge¬
fordert, mit aller Beschleunigung eine Sicher-
stellungsvorlage porzubereiten, die erforderlichen Er¬
hebungen durchzuführen und festzustellen, welche
Beiträge seitens der Länder und Lokalintereffenten
für die einzelnen Projekte gewährt werden können.
Ich habe dafür Vorsorge getroffen/daß alle erforder¬
lichen technischen und kommerziellen Studien einge¬
leitet und, soweit als möglich, auch abgeschlossen
werden.

Zur Feststellung der in den einzelnen Ländern
hinsichtlich der Sicherstellung neuer Bahnlinien be¬
stehenden Absichten wurde tunlichst das unmittelbare
Einvernehmen gepflogen; zu diesem Zwecke wurden
Vertreter des Staatsamtes nach Salzburg, Klagen-
furt und Graz entsendet. Doch liegen bisher abge¬
sehen von wenigen Ausnahmen keine Landtags¬
beschlüsse betreffs Sicherstellung neuer Bahnen vor.

Bezüglich der Gewinnung von Jnteresfenten-
beiträgen wurde nach den mir vorliegenden Mit¬
teilungen vielfach eine rege Tätigkeit entfaltet. Doch
liegen auch hier noch keine abschließenden Ergebnisse
vor, die für eine eventuelle Sicherstellungsvorlage
verwendet werden könnten.

Für die Fortsetzung des Baues der von der
Militärverwaltung während des Krieges begonnenen
Bahnlinie Landeck—Tösens wird im Voranschläge
Vorsorge getroffen.

Bezüglich der Anfrage des Herrn Abgeord¬
neten Paulitsch, betreffend die Kärntner Ostbahn,
möchte' ich mir folgende Erklärung gestatten:

' Die Verkehrsverhältnisse in Kärnten erfordern
in: Hinblick auf die Bestimmungen des Staats¬
vertrages von Saint-Germain eine besondere Vor¬
sorge der Regierung. Ich kann namens der Re¬
gierung erklären, daß diese bereit ist, die im Inter¬
esse des Verkehrs und der leichteren Verpflegung
der Stadt Klagenfurt notwendige Bahnverbindung
nach Maßgabe der finanziellen Leistungsfähigkeit
des Staates und der durch die neue Grenzbestim¬
mung geschaffenen verkehrspolitischen Lage herzu¬
stellen und insbesonders für den Fall, daß die
Volksabstimmung in der Zone A zugunsten des
österreichischen Staates ausfällt, der gesetzlichen
Sicherstellung des Baues einer Klagenfurt über
Völkermarkt mit dem Lavanttale verbindenden Bahn¬
linie (Ostbahn) in die Wege zu leiten.

Zur Durchführung der notwendigen technischen
Vorarbeiten für diese Bahn wurde noch Ende des
Jahres 1919 in Klagenfurt eine Trasfierungs-
expositur der Staatsbahndirektion Villach errichtet,
die soweit als möglich im Gebäude selbst die tech¬
nischen Vorarbeiten durchzuführen hat.

Für eine Fortsetzung der Kärntner Ostbahn
vom Lavanttale gegen Graz, der auch seitens der
steiermärkischen Kreise ein lebhaftes Interesse ent¬
gegengebracht wird, sind im Staatsamte für Ver¬
kehrswesen bereits Kartenstudien im Zuge. (Bravo!
Bravo !)

Was den vom Abgeordneten Krötzl ge¬
wünschten Ausbau der Linie Unter-Weißenbach—
Prägarten anlangt, so war diese Linie in der Lokal¬
bahnvorlage des Jahres 1913 enthalten, die durch
den Kriegseintritt gegenstandslos geworden ist. Der
Ausbau der Linie in der ursprünglichen Weise ist
infolge der durch die Kriegsfolgen eingetretenen außer¬
ordentlichen Material- und Preisverhältnisse wohl in
Frage gestellt, doch ist die Einrichtung einer Auto¬
mobillinie beabsichtigt.

Im Progranlme der Poftdirektion ist die
Linie enthalten. Sie konnte im Frühjahr 1920 nur
wegen Benzinmangel nicht eröffnet werden.

Die Linie Braunau—Lamprechtshausen (Weil-
hartsbahn) war in der Lokalbahnvorlage 1913 ent¬
halten. Das Aktionskomitee ist bemüht, die finan¬
ziellen und technischen Vorbereitungen der Bahnlinie
fertigzustellen. Das Staatsamt für Verkehrswesen ist
geneigt, diese Bahnangelegenheit wärmstens zu
fördern, vorausgesetzt, daß die technischen Vorarbeiten
geleistet und die Geldmittel nachgewiesen sind. Es
müßte sich allerdings insbesondere das Land Ober¬
österreich zu einer größeren Beitragsleistung bereit¬
erklären. —

Was die Linie Lambach—Haag betrifft, so
hat die Firma Stern & Haffcrl im Jahre 1914
einen Antrag auf Elektrifizierung der ganzen Linie
Lambach—Haag, Pram—Haag gestellt. Die Er¬
hebung und Verhandlung mußte infolge des Krieges

www.parlament.gv.at



85. Sitzung d. Konstituierenden Nationalversammlung d. Republik Österreich am 19. Mai 1920. 2839

vertagt werden. Seither wurde von der Firma Stern
& Hafferl kein Antrag mehr vorgelegt.

Das Fremdenverkehrswesen ist in der er¬
wünschten Entwicklung im Augenblicke durch die
Hindernisse nachteilig beeinflußt, die einer hemmungs¬
losen Ausbreitung des Reiseverkehrs ans mannig¬
fachen Ursachen entgegenstehen; gleichwohl sieht es das
Staatsamt für Verkehrswesen als seine Pflicht an,
alles vorzukehren, um die alten Fäden wieder an-
zuknüpfen und dem Fremdenverkehr die Wege wieder
zu ebnen. 9

Ich darf gerade an dieser Stelle aus die
eingangs betonte rein wirtschaftliche Stellung des
Ressorts verweisen, deren steter Betonung cs zu
danken ist, daß gerade im Verkehrswesen ein der-,
hältnismäßig fester Zusammenhang zwischen Wien
und den Ländern besteht, der mir — und dafür
sage ich den Landesregierungen meinen besten Dank
— so manche Verhandlung in Fremdenverkehrsan-
gelegenheiten erleichterte und ermöglichte. Ich hoffe,
daß die diesbezüglich gesponnenen Fäden sich als
stark genug erweisen, auch schon im Laufe dieses
Sommers im Fremdenverkehr _ einige Fortschritte
zu sehen.

In Angelegenheit der Luftfahrt ist zu bemerken,
daß es insbesondere notwendig sein wird, die Grund¬
lage für den zukünftigen Luftverkehr vorzubereiten,
dessen erste Voraussetzung geeignete und entsprechend
eingerichtete Flugplätze bilden. Die wiederholt an
die Landesregierungen und die Gemeinden gerichteten
Hinweise auf die Notwendigkeit der Erhaltung der
bestehenden und Schaffung neuer Flugplätze an
wichtigen Verkehrspunkten haben erfreulicherweise
Widerhall gesunden. Einige Länder und Gemeinden
haben die Schaffung von Flugplätzen bereits ernstlich
in Aussicht genommen, so daß zu gewärtigen ist,
daß die wichtige Flugplatzfrage nunmehr bald eine
beschleunigte Lösung finden wird und daß die bereits
entstandenen Lustverkehrsprojekte in kürzester Zeit
greifbare Formen annehmen können.

Tie von mehreren alliierten und assoziierten
Mächten abgeschlossene internationale Konvention für
Luftfahrt hat bereits allgemeine Regeln für den
Luftverkehr festgesetzt. Sie werden den von uns zu
erlassenden Vollzugsanweisungen zugrunde gelegt
werden, insoweit sie auf die österreichischen Verhält¬
nisse passen.

In Ansehung der Schiffahrt möchte ich zunächst
bemerken, - daß eine Vorsorge für die Ausrecht-
erhaltung der Dampfschiffahrt aus der Donau in
dem in Behandlung stehenden Voranschlag unter¬
blieben ist. Eine solche Vorsorge im Betrage von
13 Millionen Kronen war nämlich im alten Staat
als die aus Staatsmitteln zu zahlende Subvention
an die erste Donau-Dampsschiffahrtsgesellschast vor¬
gesehen, die in Gemäßheit des zwischen der Staats¬
verwaltung und der genannten Gesellschaft abgeschlos¬

senen gesetzlich genehmigten Übereinkommens vom
23. Oktober 1910 während der Vertragsdauer all¬
jährlich am 15. Jänner an d.ie Gesellschaft flüssig
zu machen war.

Die Donau-Dampsschifsahrtsgesellschast hat sich
nun bei Eintritt des politischen Umsturzes iin Herbste
1918 sofort auf den Standpunkt gestellt, daß das
zwischen ihr und der österreichischen Staatsverwaltung
beschlossene, im Jahre 1912 gesetzlich genehmigte
Subventionsübereinkommen durch Fortfall des einen
Vertragspartners ohne Rechtsnachfolge erloschen ist.
Mit Rücksicht aus diese Stellungnahme ist schon die
am 15. Jänner 1919 fällig gewordene Subventions¬
zahlung an die Gesellschaft vorläufig unterblieben,
vorbehaltlich einer späteren Flüssigmachung in jenem
Zeitpunkt, in dem zwischen der Gesellschaft und
dem deutschösterreichischen Staat eine Vereinbarung
über die Ausrechthaltnng der gegenseitigen Beziehung
in'irgend einer Form getroffen sein sollte. Zu einem
solchen Abkommen ist es jedoch in der Folge
trotz vorbereitender Maßnahme der Staatsverwaltung,
nicht gekommen. Die Donau-Dampsschiffahrtsgesell-
schast ist vielmehr auf ihrem ursprünglichen Stand¬
punkte verblieben und hat diesen Standpunkt schließlich
in der am 5. Juli 1919 abgehaltenen außerordent¬
lichen Generalversammlung ihrer Aktionäre auch in
formalrechtlicher Hinsicht zur Geltung gebracht, in¬
dem in dieser Generalversammlung der Beschluß
gefaßt wurde, aus dem gesellschaftlichen Statut alle
jene Bestimmungen nunmehr wieder auszuscheiden,
die seinerzeit in Gemäßheit der Feststellungen des
Subventionsübereinkommens in das Statut aus¬
genommen werden mußten.

Welches Schicksal unserer Donauschifsahrt in
Zukunft beschieden sein wird, läßt sich im gegen¬
wärtigen Momente nicht mit Bestimmtheit Voraus¬
sagen. Während des Krieges war der überwiegende
Teil der Fahrzeuge der österreichischen Donauschiss-
fahrtsunternehmungen den militärischen Bedürfnissen
dienstbar gemacht und der Erfüllung seiner eigent¬
lichen Aufgaben entzogen worden. Nach dem mili¬
tärischen Niederbruche der Monarchie geriet ein großer
Teil des Fahrparks der österreichischen Schiffahrts¬
gesellschaften in die Hände Rumäniens und des
südslawischen Staates, in deren Machtbereiche er sich
noch dermalen befindet. Mit dem geringen, in den
Händen der österreichischen Donanschiffahrtsunterneh-
mungen zurückgebliebenen Beständen an Schiffsmaterial
konnte eine regelmäßige und geordnete Schiffahrt
über die Grenzen Österreichs hinaus nicht ausge¬
nommen werden, weil die ungeklärten und unge¬
sicherten Verhältnisse einen derartigen Betrieb außer¬
ordentlich riskant gestaltet hätten. Nur ganz all¬
mählich haben sich die der Betätigung unserer Schiff¬
fahrt gesteckten engen Grenzen erweitert. Nach mancher¬
lei Zwischenstadien steht der Betätigung unserer
Schiffahrtsunternehmungen auf der Donau bis Baja
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flußabwärts dermalen kein Hindernis mehr im Wege.
Die Befahrung der Donau unterhalb des erwähnten
Punktes ist auch zur Zeit nur auf Grund eines für
jeden Einzelfall nachzusuchenden freien Geleites seitens
der interalliierten Donaukommission als gesichert zu
erachten.

Hinsichtlich der rumänischen Donau haben
die Verhältnisse bisher keine grundsätzliche Klärung
erfahren; unsere Unternehmungen bedürfen überdies
der fallweisen Zusicherung des freien Geleites seitens
Rumäniens, sofern sie zwecks Abwicklung einzelner
im staatlichen Interesse gelegener Transporte dieses
Gebiet auszusuchen genötigt sind.

Eine endgültige Behebung der geschilderten
Schwierigkeiten kann erst von jenem Zeitpimkt erhofft
werden, iit dem der Staatsvertrag von Saint-Germain
ratifiziert sein und das in diesem Staatsvertrage
geregelte Rechtsregime in Kraft treten wird. Eine
zuverlässige Rechtsgrundlage für die ungehinderte
Betätigung unserer Unternehmungen im Donauver¬
kehre wird allerdings erst die neue Dvnauschiffahrts-
akte begründen, vorausgesetzt, daß sie dem Grund¬
sätze der Freiheit der Schiffahrt in großzügiger
Weise Rechnung trägt. ^

Eine für uns außerordentlich wichtige Frage
ist die Rückgabe, beziehungsweise die Abgabe von
Fahrzeugen an die alliierten und assoziierten
Staaten. Diese Bestimmungen, wie sie heute im
Friedensvertrage sind, würden den Fortbestand und
die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit unserer Donau-
fchiffahrt ernstlich gefährden, wenn der mit der Re¬
gelung dieser Frage betraute amerikanische Schieds¬
richter sich bei seinem Schiedssprüche nicht von Ein¬
sicht und Wohlwollen für eines unserer wichtigsten
und dringendsten Wirtschaftsbedürfnisse leiten lassen
sollte. Eine weitere Schicksalsfrage für die Zukunft
der österreichischen Donauschiffahrtsgesellschaften bildet
die Entscheidung über die Zurückstellung der zahl¬
reichen in Rumänien und im südslawischen Staate
zurückgehaltenen österreichischen Schiffseinheiten, eine
Frage, deren Regelung gleichfalls in die Hand des
erwähnten amerikanischen Schiedsrichters gelegt ist.

Ich darf nun meine Ausführungen bezüglich
des Eisenbahnverkehrs schließen und muß nur noch
etwas Ihre Geduld — das Ressort ist sehr groß
und vielfach gestaltet — bezüglich des Telegraphen-,
Post- und Fernsprechdienstes in Anspruch nehmen.

Jui Staatsvoranschlage beträgt die Ziffer
der Ausgaben für den Post-, Telegraphen- und
Fernfprechdienst 355 Millionen Kronen, die Ein¬
nahmen rund 411 Millionen Kronen, so daß eigent¬
lich ein günstiges Ergebnis mit 56 Millionen Kronen
vorhanden wäre. Da diesen Ziffern jedoch noch
Ausgaben und Einnahmen in anderen Ressorts, so
insbesondere die Teuerungszuwendungen an das
Personale 'znzurechnen sind, schließt die Post-, Tele¬

graphen- und Fernsprechanstalt eigentlich mit einem
Betriebsabgang von 167°2 Millionen ab.

Durch die nunmehr durchgeführten Erhöhungen
der Postgebühren erhöhten sich für das laufende
Jahr die Einnahmepost von 123 Millionen auf
286'2 Millionen Kronen und im Telegraphen- und
Fernsprechdienste von 48 Millionen Kronen auf
91 Millionen Kronen und ich hoffe, das Gleich¬
gewicht zwischen den Ausgaben und Einnahmen
bei den bezeichneten Verwaltungen aufrecht erhalten
zu können. Ich kann auch bemerken, daß die Ge¬
bührenerhöhungen bisher glücklicherweise einen Ein¬
fluß auf die Verkehrsinteusität nicht ausgeübt
haben. Die Verkehrsintensität ist sowohl im Post-,
wie im 'Telegraphen- und Telephondienste dieselbe
geblieben.

Daß natürlich der Telephon- und Fernsprech¬
dienst, sowie der Postdienst unter der bestehenden
Teuerung und unter der Unmöglichkeit gewisse Her¬
stellungen durchführen zu können, außerordentlich
leidet, ist nach dem Vorgesagten und nach, den
Worten der Herren Berichterstatter nicht des weiteren
auszuführen. Das Personal ist unterernährt imt>
kann auch nicht mehr mit voller Kraft den Anfor¬
derungen, die an dasselbe gestellt werden, Nach¬
kommen, und ich muß daher die Bevölkerung um
Geduld bitten, wenn manches noch nicht in jenem
Maßstabe der Besserung zugeführt werden kann, den
die Interessenten verlangen könnten.

Was das Postkrastwagenwesen anbelangt, so
sind im Voranschläge die Ausgaben mit 11 Millionen
beziffert, die Einnahmen mit 1°5 Millionen. Diese
große Differenz und das große Defizit ist auf die
Notwendigkeit zurückzuführen, den Wagenpark her-
zustellen, der ja noch nicht' in einer so langen Zeit
in Benutzung genommen werden konnte, daß er sich
amortisiert und darauf, daß wir insbesondere mit
Rücksicht auf die außerordentlich hohen Tarife der
Großfuhrwerker, - insbesondere in Wien, daraugehen
müssen, durch - Ausbau des elektrischen Dienstes
innerhalb Wiens die Postzustellung vom Pferde¬
betrieb unabhängig zu machen.

Bei dieser Gelegenheit möchte ich auch auf
die Ausführungen des Herrn Abgeordneten Paulitsch
und jener Herren zurückkommen, die mir, ohne heute
gesprochen zu haben, die Forderungen der Postfuhr-
werker in der Provinz mitgeteilt haben. In Ober¬
österreich find bereits seit einigen Tagen Unterhand¬
lungen im Zuge, um zu einem befriedigenden Er¬
gebnisse hinsichtlich der Bezahlung der Poftfuhrwerks-
unternehmungen zu gelangen, und in Kärnten werde
ich mir die Sache angelegen fein lassen, um auch
hier den Wünschen des Herrn Abgeordneten
Paulitsch entgegenzukommen.

Wie mffer ganzes staatliches Leben steht auch
unser Verkehrsleben unter dem furchtbaren Druck
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des Staatsvertrages von St. Germain. Unser Bahn¬
netz ist durch die politische Grenzführung verstümmelt
und entwertet und durch viele uns auferlegte ein¬
seitige Bindungen kommerziell hilflos gemacht.

Die meisten der uns im Vertrage von
St. Germain auferlegten Bestimmungen über das
Verkehrswesen erfordern .eingehende Abmachungen
mit unseren Nachbarn. Wie dem hohen Hause
bekannt, find mit einigen unserer Nachbarstaaten
solche Verhandlungen schon im Zuge. Soviel an
meinem Ressort liegt, führen wir sie fernab von
allen politischen Motiven / auf Grund vernünftiger
geschäftlicher Erwägungen. So dürfen wir hoffen,
daß auch auf der anderen Seite die sachlichen Er¬
wägungen mehr zur Geltung kommen werden, als
es bei der Abfassung der verkehrspolitischen Bestim¬
mungen des Vertrages von St. Germain der Fall
war und daß unter dem Zwange der praktischen
Notwendigkeiten auch uns wenigstens das Mindest¬
maß dessen zugestanden und gesichert wird, was wir
brauchen, um überhaupt noch einen Verkehr aufrecht
erhalten zu können. Im besonderen müssen wir
trachten, die Fragen der Grenzanschlüsse bald¬
möglichst in Angriff zu nehmen. Von den Verein¬
barungen auf diesem Gebiete hängt es in erster
Linie ab, ob wir imstande sein werden, einen halb¬
wegs Planvollen und geordneten Betrieb auf unseren
Rumpfliuien einzurichten. Alles aber, was wir in
betriebstechnischer und kommerzieller Beziehung zur
Wiederherstellung unseres Verkehrslebens versuchen
müssen, hat zur Vorbedingung, daß die Auseinander¬
setzung mit den aus der vormaligen Monarchie her¬
vorgegangenen Staaten baldigst geregelt wird und
daß Beständigkeit, Ordnung und Arbeitsfreude
allseits wieder zur Geltung gelangen.

Das Verkehrswesen ist so innig mit den
Interessen jedes einzelnen Staatsbürgers verwoben,
daß den Mitgliedern des hohen Hauses aus eigener
Wahrnehmung wohl bekannt ist, mit welch schweren
Krisen der Verkehr in unserem Staate seit vielen
Monaten zu kämpfen hat, wie wiederholt das völlige
Versagen des Eisenbahnverkehrs mit seinen die
dürftigsten Lebensmöglichkeiten unserer Mitbürger
bedrohenden Folgen besorgt werden mußte. Wenn
trotzdem der völlige Zusammenbruch vermieden
wurde, wenn es gelungen ist, immer wieder den
Weg zu einer besseren Wendung 'zu finden, so be¬
wahrheitet sich darin nur die alte Erfahrung, daß
gerade in den Zeiten der größten Bedrängnis der
menschliche Geist umso reger ist, in der Ersinnung
neuer Mittel zur Rettung und Gesundung. Ich gebe
daher der Überzeugung Ausdruck, daß ungeachtet
aller Schwierigkeiten, mit denen heute noch das
staatliche Verkehrswesen infolge der bekannten allge¬
meinen Verhältnisse zu kämpfen hat, wir in nicht
zu ferner Zeit zu einer stetigen gedeihlichen Fort¬
entwicklung dieses wichtigsten^Lebensnervs der staat¬

lichen Wirtschaft gelangen werden. An- den Eisen¬
bahnern bis zum letzten Arbeiter soll es au gutem
Willen und vollster Hingebung nicht fehlen, dieses
Ziel je eher zu erreichen. (Lebhafter Beifall.)

Präsident Hauser: Es ist ein Resolu¬
tionsantrag überreicht werden, welcher lautet
(liest):

„Resolution der Abgeordneten Gabriel,
Gröger, Hubmann, Tusch und Genossen,
betreffend den Bau einer Seilschwebebahn
in Obervellach in Kärnten.

Am 6. Mai fand in Obervellach eine
vom Staatsamte für Handel und Gewerbe,
Industrie und Bauten in Wien anberaumte
Kommissionsverhandlung in Angelegenheit
der Erbauung der projektierten Seil¬
schwebebahn Markt Obervellach—Bahn¬
station Obervellach und des Kiesbergbaues
Großfragant statt. Hierbei wurde ohne
Ausnahme von allen Kommissionsmit¬
gliedern festgestellt und allseits anerkannt,
daß die eheste Herstellung der Seilschwebe¬
bahn als Verbindung und Anschluß des
Mölltales an die Tauernbahn eine un¬
bedingte volkswirtschaftliche Notwendigkeit
ist. Die Erbauung dieses Personen- und
Frachtaufzuges ist für die gesamte Be¬
völkerung von besonderem Vorteil, weil
dadurch der Verkehr und die Holzindustrie
gefördert und dadurch Arbeitsgelegenheit
und Verdienst geschaffen wird, während
unter den heutigen Verhältnissen durch
Stockung aller Erwerbszweige die Arbeiter
zum Auswandern gezwungen sind.

Die Staatsregierung wird daher auf-
gefordert, die zum Bau einer Seilschwebe¬
bahn vom Markte Obervellach zur Bahn¬
station Obervellach erforderlichen Mittel in
das nächste Budget einzusetzen."

Der Antrag ist entsprechend unterstützt
und steht in Verhandlung.

Zum Worte gelangt der Herr Abgeordnete
Zelenka.

Abgeordneter Zelenka: Hohes Haus! Das
Kapitel Post und Telegraphen in seinen Ziffern zu
besprechen, will ich unterlassen, da sich dieselben in¬
folge der notwendigen Lohnaufbesserungen und der
Verteuerung des Materials in den technischen Be¬
trieben fortwährend verändern. Zu den Zahlen, im
Vergleiche mit den früheren Budgets im heutigen
Kurswert unseres Geldes berechnet, weiters berück¬
sichtigend jene große Anzahl von Ämtern, die wir
infolge der Abtrennung einiger Sukzessionsstaateu
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verloren haben, weshalb vielfache Umstellungen
Platz greifen mußten, so daß die Ausnutzung dieser
Staatsbetriebe sich noch nicht so zeigen kann, ist
zu sagen, daß. die Betriebe nicht so schlecht stehen.
Ich fühle mich aber veranlaßt, dem bis 31. De¬
zember gemeinsam geführten Post- und Telegraphen¬
betriebe einige Worte zu widmen, und zwar jenem
Teile der Verwaltung, welcher heute uoch im
Rechnungsdepartement und Budgetwesen bis 30. Juli
1920 für Leide Teile gemeinsam geführt wird.
Denn gerade aus der Führung dieser beiden Ver¬
waltungszweige ergeben sich bei der Trennung dieser
Betriebe die größten Schwierigkeiten, weil von
feiten des Postbetriebes und daher von seiten
der Postverwaltung dieser Trennung die größten
Schwierigkeiten bereitet werden. Die Trennung ist
aber eine vom volkswirtschaftlichen Standpunkte
aus uotwendige. Der Betrieb selbst ist in seiner
Gänze technisch und es ist klar in die Augen sprin¬
gend, daß ein technischer Betrieb nur von einem
technischen Fachmann geleitet werden kann, weniger
noch von einem Fachmann, der vielleicht zu gleicher
Zeit zwei Betriebe leitet und vielleicht, nicht in der
Absicht, den einen Betrieb schlechter zu behandeln,
aber weil ihm eben der andere Betrieb ganz wesens¬
fremd ist, bei der Aufstellung von Budgets, bei der
Aufstellung von.Bauten, beim Bau- und Erhaltungs¬
dienst sich immer wieder, da der Betrieb nicht von
einem technischen Fachmann vertreten wird, sondern
von einem Verwaltungsorgane der anderen Ver-
waltung, sich im Staatsamte der Finanzen Abstriche
gefallen läßt, die den ganzen Aufbau des Betriebes
stören. Und daran kranken unsere Staatsbetriebe,
daß sie immer eigene Generaldirektionen, aber nebst¬
bei überwachende Departements im Staatsamt der
Finanzen besitzen und daß, wenn die verantwort¬
lichen Faktoren dieser Verwaltung etwas anordnen,
un? den Betrieb zu Perbessern und technisch auf-
rechtzuerhalten, dann im Staatsamte der Finanzen
Abstriche erfolgen oder die Akten wochenlang liegen
bleiben und die notwendigen Betrie§steile schon lange
verkauft find und die Verwaltung sie nicht mehr
erhält.

Der Wunsch nach Trennung ist daher ge-
kommen, weil das System der Verwaltung inner-
halb der beiden Betriebe nicht mehr möglich ist.
Das veraltete System des Telephon- unö Tele-
graphenwesens ist seinerzeit, besonders in Wien,
auf einer Ausnahmskapazität von 24.000 Abon¬
nenten aufgebant worden, hat sich aber derart über-

- lebt, daß wir beute bei annähernd 00.000 Abon¬
nenten nicht ul ehr die Möglichkeit besitzen, glt das¬
jenige aufzunehmen und hauptsächlich die Rufe
sofort bedienen zu können, die sich überaus vermehrt
haben, da sich infolge der Verkehrsschwierigkeiten,
insbesondere auf den Eisenbahnen und in? Post¬
betriebe, alles auf den Telephonbetrieb wirft. Dadurch

kommen auch die Unzukömmlichkeiten innerhalb des-
Betriebes vor. Das neue System ist noch nicht
ausgebaut, infolge des Krieges wurden jene Zen¬
tralen nicht sertiggestellt, die notwendig find, um
das ganze System zur Geltung bringen zu können.
Heute kann man ruhig behaupten, daß der Kredit
von 40 Millionen, der seinerzeit zum Ausbau des
Telephon- und Telegraphenwesens verwendet worden
ist, durch das Abarbeiten während des Krieges und
durch den letzten Tarif, der im vorigen Jahre von
seiten der Generalpostdirektion erlassen wurde, ohne
die Fachmänner zu hören, vollständig verloren
gegangen ist. Zum Ausbau des neuen Telephon¬
wesens werden x Millionen notwendig sein, um alle
die Mechanismen auszutauschen. Es ist insbesondere
von technischer Seite gewarnt worden, einen der¬
artigen Tarif aufzustellen, der die Telephongespräche
eigentlich gar nicht^beeinträchtigen wird, der absolut
nicht dazu führen wird, die Telephougespräche auf
eine solche Zahl herunterzudrücken, daß der Mechanis-
inus geschont werde. Das wurde aber nicht berück¬
sichtigt durch den Tarif, der im vorigen Jahre
gekommen ist, es ist daher das eine eingetreten,
daß sich die Telephongespräche von acht auf zwölf
Millionen innerhalb eines Monates erhöht haben.
Das hat natürlich die Angestellten auf die Idee
gebracht, innerhalb ihres Betriebes endlich eine
Ordnung zu verlangen. Sie wollten nicht zusehen,
daß fortwährend die Straßen Wiens ausgerissen.
daß fortwährend Kabel gelegt werden und, wenn
auch von technischer Seite daraus hingewiesen wurde^
daß stärkere Kabel gelegt werden sollen, es nicht
geschah, dann aber, wenn sich gezeigt hat, daß die
technischen Fachleute recht haben, in kürzester Zeit
wieder mit dem Baue" angesaugen werden mußte,
wodurch Hunderttausende von Kronen hinaus¬
geschmissen wurden, während das Personal bei
schlechter Entlohnung und Bezahlung nie aus einen
grünen Zweig kommen konnte.

Es ist auch ganz verfehlt, wenn man glaubt,
daß die Betriebe, wie jetzt versprochen wird, inner¬
halb eines halben Jahres oder eines Jahres ver¬
bessert sein werden. Das ist deshalb ganz ausge¬
schlossen, weil alle Finnen, die seinerzeit für das
Telephon- und Telegraphenwesen schon vor dem
Kriege gearbeitet haben, ihre Fabriksbetriebe für
Kriegserzeugnisse umgearbeitet haben, und wir
nicht so viele Fabriken besitzen, die sofort wieder
ihre Betriebe zur Herstellung der notwendigen Be¬
standteile umarbeiten könnten. Andrerseits wissen wir,
daß diese Fabriken dazu veranlaßt werden, ihre
Erzeugnisse im Kompensationswege an das Ausland,
besonders an die Tschecho-Slowakei abzuliesern,
damit wir von dort andere wichtige Dinge erhalten
können. All dies hat die Angestellten veranlaßt, im
vorigen Jahre die Trennung der Betriebe zu ver¬
langen. Sie wollten keine Trennun'g, die in irgend-
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einer Weise schädigend wirken könnte, sondern sie
wünschten sich nichts anderes, als daß der Betrieb
von technischen Fachmännern geleitet wird, also ganz
gut unter der Leitung der Generalpostdirektion hätte
bleiben können. Das wurde aber damals verhindert,
indem sich die-.Generalpostdirektion selbst gegen die
Trennung ausgesprochen hat und den Angestellten,
die bei ihr vorgesprochen haben, von allem Anfang
augedroht hat, mit allen Mitteln einer derartigen
Trennung entgegenwirken. So ist es gekommen, daß
der Streik provoziert wurde, daß sich der Haupt¬
ausschuß nlit dieser Frage beschäftigt und eine Voll¬
zugsanweisung herausgegeben hat, die derartig ge¬
halten war, daß die Generalpostdirektion hier und
die Postdirektionen in den Ländern überall, wo es
geht, die Trennung hindern können. Es steht in der
Vollzugsanweisung drinnen, daß die Trennung nichts
kosten darf. Wenn nun ein Telegraphenchef sich eine
Stampiglie .anschafft, so kostet diese Stampiglie
etwas, und so wurde, ich weiß nicht, mit bezttg auf
welche maßgebenden politischen Einflüsse dieser eine
Passus in der Vollzugsanweisung so aufgefaßt, daß
die Trennung vollständig verhindert werden kann.
Gerade jene Ämter in den Ländern, die ausgebnut
werden sollten und von der Hauptstrecke abgeschaltet
erscheinen — Kärnten zum Beispiel hat nur eine
einzige Linie mit Wien —, können also -nicht aus¬
gebaut und nicht getrennt werden, trotzdem es sich
nur vielleicht um kleine Änderungen handelt. Es
zeigt sich zum Beispiel bei den Kommissionierungen,
daß die Leute von den Postdirektionen den Auftrag
haben, daß, wenn nur eine Türe oder die Fenster
und dergleichen versetzt werden sollen, die Trennung
nicht durchgeführt werden darf. Bei dieser Sachlage
werden es die Ländervertreter begreiflich finden, daß
sie stundenlang auf einen Anschluß mit Wien oder
den Landeshauptstädten warten müssen und ihn nicht
erhalten können, weil eben diese Ämter nicht aus-
gebaut werden und von der Hauptstrecke abge¬
schnitten sind. Dieser gewisse Passus in der Voll-
zugsanweifung wird also dahin ausgenutzt, die
Trennung unmöglich zu machen.

Ein weiterer Punkt in der Vollzugsanweisung
bestimmt, daß das Neinerträgnis ans dem Rohr-
postdienste der Postverwaltung übergeben werden
soll. Das Personal des Rohrpostdienstes war bei
mir und hat sich dagegen ausgesprochen und gebeten,
ich möchte diese Stellungnahme des Personals dem
Herrn Staatssekretär befürwortend ans Herz legen.
Das Personal in diesem durch und durch technischen
Betriebe, welcher der Telegraphenverwaltung an¬
gehört, findet es unbegreiflich, daß ein Reingewinn,
der durch dessen Fleiß am Jahresschluß erzielt
wird, an eine andere Verwaltung, die nur die
Ausnutzung des Betriebes' hat, übergeben wird. Es
wurde festgestellt, daß der Rohrpostbetrieb nur für
die Versendung des Telegrammwesens erbaut wurde.

Wenn nun die Rohrpostverwaltung sich veranlaßt
gesehen hat, auch andere Dinge zu befördern, und
die heutige Telegraphenverwaltung, wie zum Beispiel
in Deutschland, daran gehen würde, die Rohrpost
dahin auszubauen, daß auch Pakete innerhalb Wiens
befördert werden können, so kann man doch der
einen Verwaltung und auch dem Personal nicht
zumuten, daß der Reingewinn, der durch ihren
Fleiß, herausgeschlagen wird, einer anderen Ver¬
waltung gutgeschrieben wird.

Das sind die zwei Punkte, die in der Voll¬
zugsanweisung stehen und deren Abänderung ich
wünsche, daß man nämlich nicht imnrer so abhängig
dasteht, wenn irgendeine Adaptierung notwendig ist,
daß daran die Trennungsfrage scheitern soll, und
auf der anderen Seite das Personal unnötigerweise
aufgeregt wird. Das Treiben der Generaldirektion
geht auch daraus Hervorst daß seit dem Tage, wo
man den Hofrat Tobias mit dem Aufträge hinans-
geschickt hat, die ganzen Post- und Telegraphen
direktionen darüber aufzuklären, in welcher Weise di
Sache durchgeführt werden soll, keine einzige TeliU
graphendirektion mit der Postdirektion mehr arbeiten
kann. Es. werden die größten Schwierigkeiten,
gemacht und jeder Postkommissär, der beauftragt ist,
zu einer Kommissionierung zu kommen, ist schon
über den Punkt der Vollzugsanweisung aufgeklärt,
aus dem hervorgeht, daß es nichts kosten darf, und
es sind mir die unglaublichsten Berichte zu Gesicht
gekommen, was für Schwierigkeiten gemacht werden,
um die Trennung des Betriebes aufzuhalten. Das
zeigt sich nicht nur in der Provinz, sondern auch
in Wien, wo ja von den 10.000 Bediensteten des
Telegraphenwesens Österreichs allein 8000 auf die
Telegraphenverwaltung entfallen, wo also gerade die
Hauptmasse des Personals der Post- und Telegraphen¬
angestellten ist. Da muß man sich hauptsächlich
bemühen, alle jene Stellen der Verwaltung aus-
zubauen, die notwendig sind, uni ein eigenes
Rechnungsdepartement usw. zu bekommen, aber es
ist unbegreiflich gewesen, daß man es durchaus nicht
zustande gebracht hat. dieses Rechnungsdepartement
zu errichten, Hs ist zwar nach dem Wunsche eines
Beamten geschehen, der beauftragt wurde, die Er¬
richtung des Rechnungsdepartements einzuleiten, als
es aber fertig war, hat die Postverwaltung den
Mann glücklich so weit gebracht, daß er verzichtet
hat, und ich übergebe Ihnen heute ein Ansuchen
dieses Mannes, in dem geschildert wird, unter
welchen Umständen er veranlaßt wurde, die Sache
abzulehnen und wie überhaupt vom Tage der
Bekanntmachung der Trennung, allen Organen, die
sich dazu hergegeben haben, im gefunden Sinne
einer einfachen kaufmännischen und technischen Ver¬
waltung zu wirken, sofort in irgendeiner Weise
entgegengetreten wurde. Auch diesem Beamten —
einem sehr tüchtigen Beamten — wurde die Sache
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unmöglich gemacht und er wurde Knall und Fall
noch vor dem 29. Februar pensioniert, weil er sich
wahrscheinlich das Recht herausgenommen hat, auch
in eine andere Verwaltung hineinzureden. Er
verliert dadurch jene Mehrbezüge, die den Be¬
diensteten im März gegeben wurden, und seine
Pension verringert sich dadurch um nicht weniger
als 6000 K. Das sollte wahrscheinlich dazu dienen,
den Angestellten und Beamten, die bis zum
30. Juni erklären sollten, ob sie zum Telegraphen¬
wesen übergehen, ein abschreckendes Beispiel zu
liefern damit sie sich die Sache überlegen.

/Ebenso steht es auch mit den Räumlichkells¬
fragen. Das Telegraphenwesen kann absolut nicht
entsprechende Räume bekommen. Die Telegraphen-
sektion bemüht sich zwar, in der Telegraphenzentrale
Räumlichkeiten zu erhalten, da tritt aber zutage,
daß das Korrespondenzbureau, das unter dem be¬
sonderen Schutze des Staatsamtes für Äußeres
steht, sich nicht bequemen will, aus der Telegraphen-
zentrale herauszugehen, ohne Rücksicht darauf, daß
man dort den Betrieb vergrößern und ausbauen
will, wie es ja besonders die Pariser Telegraphen¬
verwaltung wünscht, die sogar, gedroht hat, den
Telegraphenbetrieb, wenn unser Betrieb nicht endlich
ausgebaut wird, überhaupt über Prag zu verlegen,
wodurch wir den halben Telegraphenbetrieb über¬
haupt verlieren würden, wo doch gerade Wien früher
das Telegraphenzentrum von Europa gewesen ist.
Wenn man dem Herrn Hofrat Wirth endlich nahe¬
legt, keine Geschichten zu machen, ob seine Zimmer
genug schön sind oder nicht, sondern der Auf¬
forderung h^es Amtes Folge zu leisten, damit
der Betrieb nicht gefährdet wird, wird es gehen
und das ist umso notwendiger, als im Betriebe der
Telegraphenzentrale Wien endlich der ganze Nacht¬
dienst so durchgeführt werden soll, wie es vor¬
geschrieben ist, daß das Personal entsprechende
Schlafräume, hygienische Räume bekommt und der
Betrieb überhaupt so eingerichtet wird, wie es not¬
wendig ist, damit die Angestellten volle Nachtdienste
leisten können, anständige Ruheräume besitzen, um
sich ausruhen zu können.

Daher kommt es, daß Telegramme von Wien
oder der Provinz im Postwege ankommen, dann den
Leuten, an die sie um schweres, teures Geld aufgegeben
sind, zugestellt werden. Das Personäl erklärt, wir
werden nicht früher arbeiten, als bis man uns die
Räume gibt, die notwendig sind. Man kann vom
Personal nicht verlangen, daß es von 7 Uhr abends
bis 7 Uhr früh arbeitet und daß, wenn beide
Gruppen hier sind, niemand schlafen gehen oder
sich ausruhen kann, weil es an Räumlichkeiten fehlt,
weil wir bei der Ernährung, die wir jetzt haben,
das absolut nicht aushalten können. Es ist absolut
notwendig, daß das Korrespondenzbureau heraus-
komnit, weil dort auch Räume für die Speise¬

gemeinschaft eingerichtet werden sollen, in . der die
Leute auch etwas bei Nacht zu sich, nehmen können,
und diese kann nicht früher anfangen, als bis sie
die Lokalitäten bekommt, die notwendig sind, und
es fehlt an den Lokalitäten, weil diese jetzt noch die
Journalisten im Besitze haben, die einige Räumlich¬
keiten bekommen sollen, die jetzt das Korrespondenz¬
bureau besitzt. So bemüht sich die Telegraphen¬
sektion, Räumlichkeiten für ihren Betrieb zu erhalten.
Und es wäre sehr wünschenswert, wenn sich der
Herr Staatssekretär diesen Betrieb etwas näher an-
sehen wollte. Es gibt Kanzleien, wo sechs Beamte
an vier Schreibtischen sitzen.

Es ist ganz ausgeschlossen, daß ein Betrieb
so arbeiten kann, und das krankt an der Ver¬
waltung der Räumlichkeiten in ärarischen Gebäuden,
die das Staatsamt für Handel, Gewerbe, Industrie
und Bauten übernonuuen hat und von dem man
absolut nichts herausbekommen kann. Man erfährt,
daß alle Räumlichkeiten den verschiedenen aus¬
wärtigen Kommissionen gegeben werden, und man
gefällt sich darin, jeder auswärtigen Kommission
ein besonders schönes Haus zu geben ohne Rücksicht
auf die eigenen Bedürfnisse der eigenen Ver¬
waltung und jener Staatsänller, die diese Räum¬
lichkeiten beanspruchen. Die Bediensteten, besonders
die Personalkommission dieser Angestellten, haben sich
bemüht, eine Liste dieser Räumlichkeiten zusammen-
zustellen, sie hat mir dieselbe übergeben, damit ich
vielleicht dem Herrn Staatssekretär für Handel, der
die Verwaltung dieser Gebäude übernommen hat,
diese Daten geben kann. Diese Liste weist nach, daß
in der Rauschergasfe 64, in der Kaiser Josef¬
straße 58, in der Radetzkystraße 57. Zimmer sind,
und es gibt auch Gebäude, die bis 128 Zimmer
haben.

Es ist ganz zwecklos, etwas zu versuchen; cs
ist nicht zu haben. Die einzelnen Departements sind
oft ganz zerrissen und nllissen in drei und vier Ab¬
teilungen arbeiten, der eine Teil im fünften Bezirk,
der andere im Staatsaull für Heereswesen im vierten
Stock, einige Zimmer davon im ersten Stock, und
ein Teil am Börseplatz in Wien. Es ist ausge¬
schlossen, so arbeiten zu können.

Es tritt noch das eine dazu, daß die Personal-
koulmission selbst Lokalitäten braucht. Der Herr
Staatssekretär hat hier richtig bemerkt, daß . er
durch das richtige Arbeiten der Personalkommission
einzelne überhitzte Köpfe innerhalb der Angestellten
auf den richtigen Weg bringen konnte, daß die

' gewählten Vertrauensmänner vermittelnd eingreifen
müssen, um nicht fortwährend Streiks u. dgl.
auftreten zu lassen, weil heute oft wegen nichtiger
Sachen ein Streik entsteht. Ich habe mir berichten
lassen, daß sich der Herr Staatssekretär bemüht,
dieser Kommission ein Lokal zu geben. Ader der
polnische Militärbevollmächtigte, der dieses Lokal
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übernommen hat und dem nun ein anderes ein¬
gerichtet worden ist, geht nicht heraus und richtet
sich in jenem Lokal, das man ihm jetzt zur Ver¬
fügung gestellt hat, neue Amtsstellen ein; es ist
ausgeschlossen, den Wann zu bewegen, das Lokal zu
verlassen. Ich möchte bitten, hier' Schritte zu unter-
nehmen und auch den fremden Konnnissionen zu
sagen, daß sie die Sache nicht so ausnutzen dürfen,
wie es dieser Militärbevollmächtigte Polens macht.

Ich möchte den Herrn Staatssekretär bitten,
daß er auch bei der Postsektion eintritt, und daß
man den Beamten, die mit der Trennungsfrage zu
tun haben, und auch den Postdirektionen nahelegt,
daß sie Staatsgut zn verwalten haben und nicht
nach beliebigem Gutdünken, wenn sie auch Gegner der
Trennung der Verwaltung sind, Schwierigkeiten
bereiten -dürfen. Es müßten die Leute aufmerksam
gemacht werden, daß man sie zur Verantwortung
ziehen müßte, wenn am 1. Juli, wo die Ver¬
waltung funktionieren soll, sie 'nicht in glatter Weise
vor sich gehen kann. Es mag richtig sein, daß die
zentrale Verwaltung beider Teile von Vorteil war;
sie war vielleicht von Vorteil in den achtziger
Jahren, wo es sich um 8000 Abonnenten gehandelt
hat; aber heute, wo wir 60.000 Abonnenten, wo
wir die modernsten Telegrapheneinrichtungen haben,
muß jeder zugeben, daß sie nicht gemeinsam ver¬
waltet werden können, sondern das muß ein Fach-
mann in die Hand nehmen. Wir müssen aus der
bureaukratischen Verwaltung heranskommen, . damit
der technische Betrieb ein solcher werde, wie ihn
die Öffentlichkeit braucht.

Nun möchte ich auch über die -letzten Tarif¬
erhöhungen sprechen. Sie haben bei einem großen
Teil der Abonnenten böses Blut gemacht. Wenn
der Herr Staatssekretär sagt, daß für die Intensität
des Betriebes nichts zu befürchten sei, so muß ich
ihm schon Mitteilen, daß insbesondere in den Ländern
das Gegenteil der Fall ist. Man ist doch froh,
wenn in einer Ortschaft einer ein Telephon besitzt,
damit man bei Fenersgefahr oder einem Unglück
und dergleichen sich mit dem nächsten Gendarmerie¬
posten verständigen kann. Von diesen Leuten werden
aber viele das Telephon kündigen, weil ihnen
nun durch die Einteilung in eine hohe Rnfzahl
Kosten verursacht werden, die sie nicht bezahlen
können.

Man soll nicht immer mit der Tariferhöhung
Vorgehen. Ich habe eine Liste vor nur, aus der
klar hervorgeht, wie in unserer technischen Betriebs¬
verwaltung vorgegangen wird. Wenn man die Preise,
die der Staat den Firmen zahlen muß, vergleicht
mit denen, die die Verwaltung den Abonnenten ein¬
stellt, findet man es ganz unbegreiflich. Bei dem
Wiener Umsatz, wo monatlich Tausende von Tele¬
phonveränderungen Vorkommen, muß man doch die
einzelnen, die eine Veränderung des Telephons

wünschen, auch wirklich die Kosten bezahlen lassen,
die dem Staat Material und Arbeit verursachen,
und darf nicht alles durch eine Tariferhöhung auf
die Allgemeinheit übertragen. Ich greife nur einen
Fall heraus. Für die Instandhaltung der Neben¬
glocke bei einem Apparate verlangt die Verwaltung
ein Pauschale von 6 K jährlich, jetzt mag es viel¬
leicht auf 12 K erhöht sein. Nun hat mir da ein
Angestellter eine Rechnung für einen Abonnenten
bei Scknvechat zusammengestellt. Der Austausch der
Batterie, den er nur einmal im Jahre vornimmt —
aber das ist nicht möglich, sonst funktioniert sie
nicht —, Arbeitslohn und Fahrgeld kosten den Staat
281 Li 60 h und der Staat verlangt vom Abon¬
nenten 12 K. Wie kommen die anderen Abonnenten
dazu, im Tarif fortwährend erhöht zu werden, wenn
einer sich eine Extrawurst leisten will und eine Neben-
glocke einrichtet?

Ebenso ist es natürlich auch bei anderen
Sachen. Die Übersiedlung eines Apparats zum Bei¬
spiel mit einer Zimmerleitung von 40 Meter ver¬
ursacht dem Staat 433 K Auslagen. Das ist noch
nach dem alten Tarif berechnet, in Wirklichkeit gibt
er 800 L ans. Auch .bei den Apparaten ist es so.
Bei einer Nebenstalion stellt die Verwaltung für
einen Zwischenschalter 55 K ein, sie • selbst zahlt
dafür 806 K, ich habe die Preise und auch die
Firmen vor mir liegen. Da ist der ^Ltaat wirklich
ein schlechter Geschäftsmann. Er soll ja nicht Preise
verlangen, die die Benutzung von Telephon und
Telegraph der Bevölkerung unmöglich machen, aber
so viel sollte er doch wenigstens von den Abon¬
nenten verlangen, was ihn selbst Material und Ar¬
beitszeit kosten.

Was die Angestellten betrifft, so möchte ich
den Herrn Staatssekretär bitten, daß endlich etwas
in der Regierungsvorlage bezüglich der Oberwerk-
meister und Postnnterbeamten geschieht. Gleichzeitig
möchte ich auch um die Einführung des lang ver¬
sprochenen Provisionsfonds für die Telephon- und
Telegraphenarbeiter ersuchen.

Ferner möchte ich auch noch die Bitte an
den Herrn Staatssekretär richten, daß man endlich
auch jener Telephon- und Telegraphenbediensteten
sich erinnere, die durch ein oder mehrere Jahre als
geflüchtete deutsche Angestellte hier Dienst machen.
Da wir im technischen Betriebe auf gar keine Art
irgendeinen Ersatz bekommen können, weil die Leute
vorgebildet sind, müssen wir froh sein, solche Leute
in unserem Betrieb zu besitzen. Diese Leute sollen
endlich beeidet und ihre deutschösterreichische Dienstes¬
zugehörigkeit ausgesprochen werden.

Gleichzeitig möchte ich den Herrn Staats¬
sekretär ersuchen, sich dem Ausbau der Radio¬
telegraphie zu widmen. Ich verweise nur darauf,
das; unsere Verwaltung nicht imstande ist, jene kost¬
baren Linien auszubauen, daß aber die deutsche
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Reichspostverwaltung im ^vorigen Jahre beim ersten
Versuch 600.000 Telegramme bereits umgesetzt hat.
Wenn auch berücksichtigt wird, daß wir die teuren
Kupferleitungen nicht bauen können, so wird doch
durch Einführung der Radiotclegraphie, wenn man
die Zentrale in Deutsch-Altenburg, die wir besitzen,
ausnutzt und die anderen Funkenstationen übernimmt,
auch die anderen Ämter ausbaut, dieser Betrieb
für uns etwas abwerfen und das Reinerträgnis des
Telephon- und Telegraphenwesens erhöhen.

Ich möchte noch den Herrn Staatssekretär
bitten, zu veranlassen, daß die Vollzugsanweisung
in den zwei Punkten.'geändert werde, damit wir
wirklich zu einer gedeihlichen Arbeit kommen können

Präsident Hauser: Zum Worte gelangt Herr
'Abgeordneter Dersch.

Abgeordneter Dersch: Hohes Haus! Es wird
in der Bevölkerung insbesondere schwer empfunden,
daß die Züge die Fahrpläne nicht eiühalten, ins¬
besondere aus der Ostbahn. Die Züge, die von
Grusbach hereinfahren, kommen manchmal zwei bis
drei Stunden später an und das Publikum hat zu
warten, bis der Zug kommt. Wenn das alle Tage
der Fall wäre, so wäre es noch etwas leichter. Aber
so geht dem Volke eine Menge Zeit verloren und
das ist ja bei den heutigen Preisen ein Volks-
vermögen, das so dem Stan-te verloren geht. Ich
möchte daher den Herrn Staatssekretär bitten, diesen
Übelstand so bald wie möglich abzustellen und den
Zügen l doch Fahrpläne zu geben, die 'auch, die
betreffenden Maschinführer einhalten könnten. Denn
es ist unmöglich, daß einer einen halben Tag auf
der Bahn stehen n.ruß, bis der Zug anlangt. Er
soll um 8 Uhr ankommen und kommt um 10 oder
11 Uhr an. Die Fahrpläne sind schon zwei Jahre
alt. In derTschecho-Slowakei haben sie keiye „Sommer¬
zeit", wie man sie bei uns nennt, sondern die
gewöhnliche Sommerzeit und es tritt schon dadurch
eine Stunde Verspätung ein. Man muß daher die
Fahrpläne entsprechend ändern, damit der Zug zur
rechten Zeit einlangen kann.

Ich glaube, es wird möglich sein, das zu
machen, denn ich ersehe aus dem Berichte, daß aus
jeden Kilometer 1'4 Beamte und 2 Unter beamte
kommen. Da dürste also kein Leutemangel sein. Und
auch der Herr Staatssekretär hat in seiner Rede
selbst zugegeben, daß in der Zentrale gewiß nicht
zu wenig Leute, sondern eher zu viel sind. Man
muß staunen, daß heute aus der Bahn so viel
Arbeiter sind, daß aus 90 Meter schon ein Arbeiter
kommt. Ich glaube, wenn man die Beamten und
Arbeiter aus der Strecke nach Wien anstellen würde,
sie würden kaum Platz haben und die ganze Linie
besetzen. In einem Bureau, wo früher zwei Beamte
waren, wo noch Vollbetrieb war, sind heute sechs

Beamte. Es rennt einer dem andern nach und jeder
muß sich einen Polster mitnehmen, daß er sich aus-
schlaseu kann. Es kommt so weit, daß einer, wenn
er acht und nicht zwölf Stunden machen würde,
nicht einmal einen Zug zu sehen bekäme. Ich sage
Ihnen, die ehrlichen und rechtschaffenen Beamten
und Arbeiter sind selbst Gegner dieses Systems. Sie
sagen, der Staat soll nicht so wenig bezahlen, wir
wollen mehr arbeiten, wir wollen nicht faulenzen.

Bei dem Arbeiter ist es etwas anderes; der
Arbeiter muß seine acht Stunden arbeiten, der
Beamte aber nicht, weil er nicht immer Arbeit und
im Tage oft nur zwei Züge zu erledigen hat. Es
muß daher eine andere Einteilung getroffen werden,
sonst geht der Staat an seinen Eisenbahnen zu-
grunde. Es werden auch der Landwirtschaft sehr
viele Arbeiter dadurch entzogen, daß jede Stelle
dreifach besetzt ist. Wie viele Bauernsöhne gibt es,
die von ihrem Vater die Wirtschaft übernehmen
sollen und die sagen: Ah, wir gehen lieber auf die
Bahn, da brauchen wir uns wenigstens nicht zu
plagen, da können wir faulenzen! (Sehr richtig!)
Man muß geradezu staunen, wie die Eisenbahn¬
angestellten in der Früh zur Arbeit fahren und zu
Mittag oft schon wieder nach Hause kommen. Kein
Mensch kümmert sich darum und die Leute sagen
offen: wenn ich nach Hause fahre und man erwischt
mich, wird mir halt ein halber Tag abgezogen. Ist
denn niemand in diesem Staate, der da Ordnung
schafft? Ich möchte schon bitten, daß da etwas ge¬
schieht, damit dieser Staat nicht in jeder Richtung
betrogen -und bestohlen wird. Ich habe ja gehört,
daß Beamte genug da sind, um hier eine Kontrolle
zu üben.

Auch die Frage der. Rekurserledigung möchte
ich kurz hervorheben. Es dauert manchmal ein, ja
zwei Jahre, bis ein Rekurs erledigt wird. Wenn
jemandem eine Milchkanne aus der Bahn gestohlen
wird und er sie reklamiert, bekommt er oft nicht
einmal eine Antwort. Wohin soll das führen? Ein
solcher Rekurs braucht doch nicht soviel Arbeit, man
braucht doch nur bei dem betreffenden Bahnamt
anznfragen, beantwortet das Gesuch und die Sache ist
erledigt. Es handelt sich hier doch nicht um Mil¬
liarden. Es scheint aber, als wenn die Sache in
unserem Staat so eingeteilt wäre, daß es, wenn es
sich uni Milliarden handelt, schnell geht, wenn es
sich aber um einige Kronen handelt, wird die Sache
in die Länge gezogen, damit sie nur ja mehr kostet -
als die ganze Sache wert ist.

Sie dürfen auch nicht glauben,' meine Herren,
daß die Zustände bei der Post andere sind. Ich
habe Kenntnis erhalten, daß im vergangenen Jahre
von der Post mit Fuhrwerksbesitzern Verträge ab¬
geschlossen wurden, und zwar schon Ende Oktober
oder anfangs November, daß diese Verträge aber
bis zum 1. Jänner den Fuhrwerksbesitzern nicht zur
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'Unterfertigung vorgelegt worden sind. Da mittler¬
weile die Fuhrlöhne gestiegen waren, haben natür¬
lich die Fuhrwerksbesitzer die Unterzeichnung ver¬
weigert. Es ist traurig, daß man bis zum 1.' Jänner
keine Gelegenheit gefunden hat, die Verträge zur
Unterfertigung vorzulegen.

In einem Bestellbezirk, wo der Briefträger
nur Briefe zuzustellen hat, dauert es manchmal zwei
bis drei Tage, bis der Brief ankommt. Bei einer
Entfernung von 12 bis 14 Kilometer ist es schon
vorgekommen, daß Briefe acht Tage auf der Post
waren. Das muß anders werden. Es wird immer
darüber geklagt, daß die Leute arbeitslos find, daß
sie keinen Verdienst haben. Wenn zu wenig Leute
sind, muß man eben mehr aufnehmen. Obwohl die
Gebühren bei der Post schon wieder erhöht worden
sind, besteht . doch immer noch der alte schlechte
Verkehr, wie schon der Vorredner erwähnt hat. Bei
der Post sind, ich betone das, zu wenig Leute und
bei den Bahnen zu viel. Es wird jeder zugeben,
das die Briefträger nicht aus Rosen gebettet sind, sie
sind nicht einmal imstande die einlangenden Tele¬
gramme zuzustellen, und es hat oft schon 48 Stunden
gedauert, bis ein Telegramm zugestellt worden ist.
Das kommt daher, daß, wie erwähnt, auf der einen
Seite zuviel und auf der anderen Seite zu wenig
Leute da sind.

Nachdem, wie schon erwähnt worden ist, bei
den Eisenbahnen ein Abgang von 247 Millionen
zu verzeichne,! ist, die der Staat daraufzahlt, oder
noch mehr,.. müßte der Staat, glaube ich, daran¬
gehen, die Übelstände abzuschaffen, und ich hoffe,
daß es im nächsten Jahre nicht mehr nötig fein
wird, darüber zu sprechen, sondern daß der Herr
Staatssekretär diese Übelstände mit allen ihm zu
Gebote stehenden Mitteln abstellen wird, da dies
vor allem im Interesse des Staates gelegen ist.
(Beifall.)

Präsident Hauser: Zum Worte gelangt der
Herr Abgeordnete Pischitz.

Abgeordneter Pischitz: Hohes Haus! Der
Staatsvoranschlag für das Verwaltungsjahr 1919/20
zeigt- uns so recht, daß sich der Kleinstaat Österreich,
wenn nicht eine Wendung eintritt, mit seinem
Defizit unmöglich halten kann. Wir erinnern uns
noch mit Grauen jener immer wiederkehrenden
Debatten im alten Parlamente, welche über die
Millionenfehlbeträge bei den Eisenbahnen, welche
selbst bei Zugrundelegung des damaligen Valuta¬
standes noch sehr bescheiden genannt werden können,
nbgeführt worden sind. Schon damals wurde mit
Recht immer wieder über das elende Flickwerk
geklagt und auch heute ist das nicht anders. Man
glaubte, die Fixangestellten damit zu befriedigen,
Laß man ihnen weiß Gott wie viel Zulagen und

Vorschüsse gegeben hat. Das Wort Vorschuß sagt
uns schon, daß das nur Beträge sind, die wieder
abgezogen werden müssen. In den letzten Monaten
sind aber die Lebensmittel und die Gebrauchsartikel
derart rapid gestiegen, daß es unmöglich war, aus-
zukoinmen. Die Arbeiter konnten sich nicht anders
helfen, als nur immer um Erhöhung ihres Ein¬
kommens zu bitten. Gerade als die Steigerung der
Lebensmittel, Kleider rc. am größten war, hat es
das Staatsamt für notwendig gefunden — jeden¬
falls im Einverständnis mit dem Staatsamte für
Finanzen —, den Fixangestellten die gegebenen Vor¬
schüsse abzuziehen. Bei der Auszahlung am 1. April
bekamen gerade die Eisenbahnbediensteten um diese
Abzüge weniger. Die einen haben gar nichts be-
kommen, die anderen eine Kleinigkeit und eine dritte
Gattung hat am Kuvert rückwärts eine rote Ziffer
vorgefunden, die besagte, daß sie nicht nur keinen
Gehalt bekommen, sondern daß der Betreffende noch
so viel zurückzuzahlen hat, als diese rote Ziffer
angibt. Daß es bei einem solchen Vorgehen zu
Krawallen kommen mußte, ist selbstredend, denn
wovon sollen die Leute leben, wenn sie keinen
Gehalt ausbezahlt bekommen? Auf diese Art ist es
leicht möglich, daß man Diebe macht.

Die Pensionistenfrage wurde schon sehr oft
in diesem Hause besprochen. Bis heute hungern die
Pensionisten weiter. Weder die Ortszulage noch die
gleitende Zulage haben sie bis jetzt erhalten. Vor
Ostern wurde das Pensionistengefetz beschlossen, jetzt
haben wir Pfingsten und die Pensionisten hungern
immer noch weiter. (Zustimmung.) In den Monaten
Jänner und Februar wurden viele Bedienstete ver¬
ständigt, daß sie mit 1. April, da sie ihre volle
Dienstzeit und oft noch mehr erreicht hatten, pen¬
sioniert werden. Die Pensionierungen sind auch
wirklich durchgeführt worden, aber nach dem alten
Satze. Ein Beamter der VIII. Rangklasse zum
Beispiel, der noch die Frau und ein Kind zu ver¬
sorgen hat, hat im Monate April und im Monate
Mai je 600 K an Gehalt bekommen, also um die
Hälfte weniger als er während seiner Aktivität
erhalten hat. Das war der Lohn für die 35jährige
Dienstzeit, daß man ihn einfach jetzt um die Halb¬
scheid heruntergesetzt hat. Freilich ist ja die Pension
eine höhere, man hat sie aber nach dem alten Satze
noch bemessen.

Ich bin mir wohl bewußt, daß die Direktion
für die Linien der Staatseisenbahngesellschafi, welche
die Liquidierung der Ruhe- und Verforgmrgsgenüsse
durchznführen hat, auch nicht zaubern kann. Aber
wie kommen infolge dieser unglückseligen Zentrali¬
sierung die armen Pensionisten dazu, daß ihnen das
nicht ausbezahlt wird, was ihnen eigentlich gebührt?
Würden die einzelnen Direktionen für ihre Pen¬
sionisten die Liquidierung durchführen können, so
hätten die Leute längst ihre erhöhten Gelder er-
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halten. Es wäre nur zu wünschen, daß das Staats¬
amt trachtet, daß den Pensionisten die bewilligten
höheren Beträge ehestens ausbezahlt werden.

Nun möchte ich den Herrn Staatssekretär
noch auf eines aufmerksam machen: Die liquidierenden
Abteilungen bei den auswärtigen Direktionen be¬
kommen oft gar keine oder meist verspätete Aufträge
von feiten des Staatsamtes und auf Anfragen keine
Antwort oder eine Rüge. Diese Abteilungen können
aber mit der Arbeit nicht zuwarten, da sie recht¬
zeitig die Arbeit beginnen müssen, um die Gehalts¬
listen hinauszubringen. Wenn die Arbeit, zu der noch
Überstunden gemacht werden müssen, teilweise oder
oft sogar ganz fertig ist, bekommen sie oft ein Tele¬
gramm niit einer Änderung und die ganze Arbeit

__ ist umsonst. So ist cs wiederholt schon vorgekommen.
Es wäre wohl wünschenswert, daß das Staatsamt
rechtzeitig die Aufträge an die liquidierenden Ab¬
teilungen hinausgeben würde, denn es ist nicht so,
wie der Abgeordnete Dersch sagt, daß alle am Diwan
liegen, sondern wir haben auch Beamte, die Tag
und Nacht arbeiten müssen, die sehr viel zu tun
haben; ich muß das entschieden zurückweisen, daß
immer wieder diese Leute angegriffen werden. Wir
Halen gerade bei den liquidierenden Abteilungen
Leute, die sich Tag und Nacht schinden müssen, und
es ist wirklich wünschenswert, daß das Staatsamt
rechtzeitig die Änderungen hinausgibt.

Weiters möchte ich den Herrn Staatssekretär
bitten um die Wiederausfolgung der Fahrlegitima-
rionen für die im Ruhestande befindlichen Eisenbahn-
taglohnarbeiter und deren Frauen und Kinder. Das
wurde in diesem Hause vor zirka sechs Wochen be¬
schlossen, bis heute haben aber die Direktionen noch
keinen Auftrag erhalten, daß sie berechtigt wären,
diese Legitimationen auszusertigen. Wir haben pro-
visionierte Arbeiter, die kaum 100 Li, vielleicht noch
weniger im Monat an Provision bekommen, und
das heißt etwas, wenn man in dieser Zeit mit
100 Li Provision sich sortbringen soll. Dazu be¬
kommen sie nicht einmal das, was ihnen eigentlich
gebührt.

Weiters möchte ich einen Wunsch aussprechen,
und der betrifft die Gegend von Mondsee. Das
Salzkammergut läßt bezüglich der Berkehrsverhältniffe
sehr viel zu wünschen übrig; besonders die Mond-
seer Gegend wurde stets stiefmütterlich behandelt.
Die dortigen Bewohner müssen in den Winter¬
monaten, wenn sie zu ihrer Bezirkshauptmannschaft
gelangen wollen, unbedingt die Salzburger Lokal¬
bahn benutzen. Da benötigen sie in der Regel, weil
sie über ein anderes Land fahren müssen, zwei
Tage. In den Sommermonaten ist cs besser, weil
am Moudsee wie am Attersee die Schiffahrt ein¬
geführt ist und das ist für die Leute eine Wohltat.
Ter alte Staat hat die Mondseer Schiffahrtsunter-
uehnmng, die sich allein nicht erhalten kann, stets

subventioniert, und zwar ausgiebig. Auch bei dem
neuen Staat hat die Mondseer Schiffahrtsgesellschaft
um eine Subvention eingereicht, obwohl seitdem
schon ein Jahr verflossen ist, hat diese Unternehmung
weder eine Antwort, noch eine Subvention bekommen.
Die Unternehmung kann aber den Verkehr unmög¬
lich ohne Unterstützung aufrecht erhalten, weshalb
sie sich mit dem Gedanken trägt, dicse-Unternehmung
an eine ausländische Firma zu verpachten. Alle
dortigen Gemeinden haben sich an mich gewendet
mit dem Ersuchen, dagegen aufzutreten, denn alle
Ortschaften protestieren entschieden dagegen, daß
Fremde diese Unternehmung übernehmen * sollen.
Nachdem gerade in dieser Gegend die Holzindustrie
sowie auch die Bauernwirtschaften bedeutende Steuer¬
träger stellen und die Bevölkerung sehr staatstreu
ist, ersuche ich den Herrn Staatssekretär in diesem
Falle eine günstige Erledigung eintreten zu lassen.
Weiters möchte ich das Staatsamt für Verkehrs¬
wesen ersuchen, auf Grund des Beschlusses des
hohen Hauses die Salzkammergut-Schifsahrtsgesell-
schaften, besonders die Gesellschaft auf dem Mondsee,
zu verstaatlichen, da dieser Beschluß verlangt hat,
daß sich das Verkehrsamt mit dieser Frage näher
befassen soll. >

Weiters muß ich auf einen Fall zu sprechen
kommen, welcher beweist, wie man bei der Bahn
die Gewerbetreibenden behandelt. Am 1. Februar
1918 — es handelt sich hier noch um eine Zeit,
zu der die alte Monarchie bestanden hat — und
das zweitemal im Dezember 1918, also schon in
der Republik, bekam der Glasermeister Franz Ehren-
leitner in Timelkam Glassendungen. Einige der
Kisten waren bei der Ankunft beschädigt. Bei der
Sendung am 1. Februar 1918 erlitt Ehrenleitner
einen Schaden von 72 K und bei der Sendung
vom Dezember 1918 einen Schaden von 224 Li 80 d.
Obwohl gleich au Ort und Stelle ein Protokoll
versaßt wurde und trotz wiederholter Urgenzen
konnte Ehrenleitner keine Antwort erhalten. Erst im
Jänner 1920, also nach zwei Jahren und einem
Monate, hat Herr Ehrenleitner wegen der Sendung
vom Dezember eine Antwort erhalten, wegen der
Sendung vom Februar bis dato überhaupt noch
nichts. In dieser Antwort ist einfach und ganz kurz,
aus das Betriebsreglemeut hingewiesen worden und
die Abweisung erfolgt. Damit war der Herr Ehren¬
leitner bezahlt. Nun ist diese Abweisung eine
gänzlich unberechtigte. Die Sendung vom Dezember
1918 bestand aus mehreren Kisten und alle bis
auf eine sind in gutem Zustande angekommen, nur
die eine Kiste war total zertrümmert und sämtliches
Glas zerbrochen. Wenn die Kiste bei der Ausgabe
beschädigt gewesen wäre, dann wäre schon die Auf¬
gabestation verpflichtet gewesen, sie zurückzuweisen.
Ich bin überzeugt, die Ausgabestation übernimmt
Überhaupt eine Kiste nicht, wenn sie schlecht ist.
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Also zwei Jahre liegt dieser Fall zurück, dann hat
man einfach erklärt, die Kiste war schlecht verpackt,
und weil es ein armer, kleiner Geschäftsmann war,
sind die Herren Doktoren auf der Bahn sehr leicht
mit ihm fertig geworden. Noch schöner sieht der
Fäll vom 1. Februar 1918 aus. Obwohl Ehren-
leitner sofort bei der Übernahme ein Protokoll hat
ausnehmen lassen, hat am 19. April 1920, also
nach einer Zeit von zweieinviertel Jahren Ehren-
leitner, folgendes Schreiben von der Staatsbahn-
direktion Linz erhalten (liest):

„An Herrn

Franz Ehrenleitner,
Glasermeister

in Timmelkam.

Der abweisliche Bescheid, betreffend beschädigte
Glastaselsendung vom 20.^ Dezember 1918,
Z. 10/VI 261 a, vom 20. Jänner 1920, kann aus
den bereits bekanntgegebenen Gründen nicht abge¬
ändert werden.

Anlangend die Glastafelbeschädigung der
Sendung vom 1. Februar 1918 wird Ihnen eröffnet,
daß laut Beschluß der Nationalversammlung die
Republik Österreich keinerlei Rechtsnachfolge nach
dem ehemaligen Staate Österreich, das ist den ftn
Reichsrate vertretenen Königreichen und Ländern,
übernimmt, und kann daher Ihrer Ersatzforderung
von 72 K keine Folge gegeben werden.

Von der Staatsbahn¬
direktion Linz:

I. B.: Unterschrift."

Nach zweieinviertel Jahren kommt also ein
Schreiben, wonach die Staatsbahndirektion diese
72 K nicht zahlen kann, weil die Republik nichts
mehr zahlt. Nun frage ich aber: Hat die Staats¬
bahndirektion vom Februar 1918 bis zum Zu¬
sammenbruch, das waren über dreiviertel Jahre,
nicht Gelegenheit gehabt, diesen kleinen Akt zu
erledigen? Jetzt sagen sie ans der einen Seite: Die
Republik zahlt nichts mehr, auf der anderen Seite
berufen sie sich ans . das Reglement. Ich glaube,
daß in diesem Falle doch dem Manne zu seinem
Rechte verholfen werden soll, denn Schuld hat in
erster Linie die Bahnverwaltung selbst — das ist
nachgewiesen.

Hohes Haus! Wir müssen das Vertrauen des
Volkes bewahren, wir müssen den Staat ausbauen.
Hierzu gehört ein arbeitsfreudiges Volk, hierzu
gehört Einigkeit und hierzu gehört auch die Freiheit
und Gerechtigkeit, welche dem Volke in einer
demokratischen Republik gebührt.

Aber die Freiheit genießen heute nur die¬
jenigen — besonders meine ich hier den Arbeiter¬
stand — welche sich zur sozialdemokratischen Partei

bekennen. Der Kollege Dannereder hat in seiner
Rede am 14. Mai den Bauern vorgeworfen, daß
sie Terror gegen die sozialdemokratisch organisierten
Arbeiter betreiben. Ich glaube, es wäre besser
gewesen, er hätte diesen Vorwurf nicht gemacht;
denn einen Terror, wie er seit dem Umstürze von
seiten der Sozialdemokraten ausgeübt wird, hat die
Welt, so lange sie steht, nie erlebt. (Lachen.) Herr
Kollege, Sie mögen lachen oder nicht, ich werde
Ihnen die Beweise bringen.

Es darf kein Arbeiter ausgenommen werden,
wenn er sich nicht sofort sozialdemokratisch organisiert,
das ist die Losung in den Betrieben. Man ist
so weit gegangen, daß man jene Eisenbahnarbeiter
in Linz, welche schon 20 Jahre christlich
organisiert waren, mit Gewalt zwingen wollte, sich
rot zu organisieren. Nachdem dies nicht gelungen
ist und sich die alten, gut christlich Gesinnten nicht
gebeugt haben, hat man etwas Milde walten lassen
und gesagt: Alle jene, welche noch nicht ganz fünf
Jahre christlich organisiert sind, müssen unbedingt
übertreten!

Ja man ist sogar soweit gegangen, daß die
sozialdemokratischen Vertrauensmänner in die Stell¬
werke, wo christliche Arbeiter Dienst machten, ein-
gedrnngen sind, was wegen des verantwortnngs-
vollcn Dienstes sehr strenge untersagt ist. Man hat
sich nicht um dieses Verbot gekümmert, man hat
nicht Rücksicht genommen aus ein eventuelles Un¬
glück. Es ist sogar vorgekommen, daß in Timmelkam
eine regelrechte Rauferei im Stellwerk entstand,
was soaar ein gerichtliches Nachspiel hatte.

In der Werkstätte Linz wurde öfters die
Arbeit eingestellt, eine Versammlung gehalten und
abgestimmt, ob sie mit einem christlich Organisierten
arbeiten sollen oder nicht. So wurde zum Beispiel ein
gewisser Resch, welcher christlich organisiert ist, vom
Betriebsrat, der doch, wie man glauben sollte,
eigentlich unparteiisch handeln sollte, ausgefordert,
sich sozialdemokratisch zu organisieren. Da dieser
das verweigerte, wurde in der Werkstätte eine Ver¬
sammlung einbernfen und abgestimmt, ob man mit
ihm arbeiten soll oder nicht. Der Beschluß lautete,
mit Resch nicht zu arbeiten. Über Einschreiten der
christlichen Vertrauensmänner bei der Werkstätten¬
leitung unter Beiziehung der sozialdemokratischen
Vertrauensmänner beschlossen die Arbeiter, mit
Resch zu arbeiten. Damit wäre der Fall abgetan
gewesen. Nun faßten aber die sozialdemokratischen
Vertrauensmänner den Beschluß: Resch muß von
der Abteilung III in die Abteilung IV versetzt
werden, und weil die Werkstäitenleitung vor den
sozialdemokratischen Vertrauensmännern am Bauch
liegt, hat sie diesen Beschluß auch durchgeführt.

Am nächsten Tag, als sich Resch beim Werk¬
meister in der Abteilung IV meldete, erklärte ihm
dieser, daß mit ihm niemand arbeite. Dies führte-
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zu neuerlichen Verhandlungen und zu einer neuer¬
lichen Abstimmung und das Resultat war, nachdem
der sozialdemokratische Vertrauensmann Schuster
vorher die Leute in einer Ansprache dahingehend
aufgehetzt hatte, wieder: Mit Resch wird nicht ge¬
arbeitet! Nach nochmaligen Verhandlungen über
Betreiben der christlichen Vertrauensmänner mit
der Werkstättenleitung — Resch ging inzwischen
spazieren — und den sozialdemokratischen Ver-
trauensmännern wurde eine neuerliche Abstimmung
vorgenommen und erst jetzt wurde die Weiterarbeit
des Resch, und zwar in der Abteilung IV gestattet.

Einen krassen Terrorfall führten die Genossen
beuit Bohrer Ollmann der Werkstütte Linz aus.
Dieser war sozialdemokratisch organisiert, und dm er
mit manchem Vorgehen seiner Genossen nicht ein¬
verstanden war, trat er dort aus und in die christ¬
liche Gewerkschaft ein. Der Vertrauensmann der
Sozialdemokraten, namens Mathä, machte den Oll¬
mann aufmerksam, daß er, im Falle er ber ihnen
nicht weiter zahle, aus dem Dienst entlassen werde.
Sodann kamen zwei Vertrauensmänner, nautens
Knaiger und Tomis, die zugleich Betriebsräte
waren, und versuchten den Ollmann zu überreden,
sich von seinem Arbeitsposten wegzumelden. Da
auch diese nichts ausrichteten, kamen die Genossen
Wopatek und Mathä und hetzten die Arbeiter auf,
daß mit Ollmann niemand' arbeiten solle, was sie
auch wirklich erreichten. Sodann wurde beim Vor¬
stand zwischen beiden Parteien verhandelt und das
Resultat war: Ollmann darf aus seinem Platz nicht
mehr arbeiten, sondern er wird bei der sogenannten
Hofpartie eingereiht. Bei dieser Partie sind lauter
Sozialdemokraten; auch diese waren schon präpariert,
und so verweigerte auch diese Partie die Mitarbeit
des Ollmann.

Herrn Ollmann wurde von der Werkstätten¬
leitung der Rat erteilt, er solle sich bis zur Ent¬
scheidung krank melden.

Ein weiterer Fall: Anfangs Oktober 1919
kam der sozialdemokratische Kassier Schinkelsberger
aus der Werkstätte Linz zu dem jugendlichen Ar¬
beiter Broinger, forderte ihn aus, der sozialdemo¬
kratischen Organisation beizutreten, da ansonsten die
anderen Arbeiter mit ihm nicht mehr arbeiten
würden. Der Obmann der christlichen Gewerkschaft
verhandelte mit den sozialdemokratischen Vertrauens¬
männern, diese erklärten, sie könnten in diesem Falle
nicht nachgeben, da Broinger noch ein jugendlicher
Arbeiter und noch nicht organisiert sei — auch
christlich nicht -— und die Vollsitzung der Ver¬
trauensmänner den Beschluß gefaßt habe, daß alle,
welche noch nicht fünf Jahre christlich organisiert
sind, unbedingt sozialdemokratisch organisiert sein
müßten. Broinger, welcher seine Mutter, die Witwe
ist und zwei unmündige Geschwister zu erhalten
hat, gab aus Furcht vor Entlassung, die ihn brot¬

los machen würde, nach, und leistete auch bei den
Sozialdemokraten den Beitrag. Somit war er auf
zwei Seiten organisiert; seiner Überzeugung nach
gehört er der christlichen Organisation an, dagegen
muß er sozialdemokratische Steuer zahlen, was wohl
der armen Familie schwer ankommt.

Der christlich organisierte Aushilssbahnwärter
in Peterskirchen bei Ried, namens Tschautscher —
das ist noch ein schöneres Geschichtetst, Herr
Zelenka —, sollte über Auftrag der Staatsbahn¬
direktion Linz aus einen Posten bei Mernbach
kommen. (Zwischenrufe.) Das ist eine Tatsache
und sie ist traurig genug. Wenn Sie vielleicht
glauben, daß Sie allein nur durchdringen werden,
so sage ich Ihnen, diese Terrorfälle werden Ihnen
noch teuer zu stehen kommen, dafür garantiere ich
Ihnen!

Da also dieser Mann namens Tschautscher
versetzt worden ist, .Hat ihm der Bahnerhaltungs¬
vorstand in Ried zwei Bahnwagen beigestellt, damit
Tschautscher seine Habseligkeitett überführen könne.
Tschautscher hat das Futter aufgeladen, hat die
Bienenstöcke usw. aus die Wagen gegeben und ist
nach Mernbach gefahren. Bei der ersten Station,
beim ersten Wächterhaus in Ried, ist ihm der
Wächter entgegengetretcn und hat ihn nicht mehr
passieren lassen. Tschautscher mußte mit Hilfe noch
anderer sozialdemokratischer Arbeiter die Bahuwagen
abladen, das ganze Heu und alles ist dort herum¬
gelegen und der Tschautscher durfte nicht nach
Mernbach kommen; der Wächter hat den Ausdruck
gebraucht: Ein christlich Organisierter darf diesen
Posten nicht bekommen! Und die Direktion und
Sektion hat wirklich derart nachgegeben, daß der
Tschautscher nach längerer Zeit seine Sachen, soweit
sie nicht gestohlen waren, wieder nach Peterskirchen
zurückführen mußte und der Posten mit einem
Sozialdemokraten besetzt wurde.

Beim Bahnamt Linz wurde eine Schufter-
werkstätte errichtet und für diese Reparaturwerkstätte
hat inan 10 Schuster ausgenommen. Unglücklicher¬
weise hat man aber christlich Organisierte erwischt,
und wie man daraufgekommen ist, hat man 3 zum
Übertritt bewogen, die 7 übrigen sind entlassen
worden. 2 von ihnen hat man dann wieder aus¬
genommen, weil sie Oberteilerzeuger waren, die
anderen 5 aber blieben entlassen, obwohl sie ihren
guten Posten infolge der Aufnahme aufgegeben
hatten und nun brotlos dagestanden sind. In diesem
Falle aber wurde die Klage gegen die Vertrauens¬
männer eingereicht, weil sie diese Leute brotlos
gemacht hatten.

Ein ähnlicher Fall ist in der Schuhreparatur¬
werkstätte in Linz vorgekommen, wo vier Schuster
ausgenommen werden sollten. Der Werkstätten¬
vorstand hat die vier Leute zum Oberwerkmanu
Knaigen geschickt, weil dieser der Vertrauensmann
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war. Der hat sie gefragt, ob sie sozialdemokratisch
organisiert sind, und als sie sagten, sie seien organi¬
siert, aber christlich, wurden sie sosort wieder nach
Hause geschickt und nicht ausgenommen.

Es dars einen bei einer solchen Nachgiebigkeit
der Direktion nicht wundern, wenn sich ein Wächter
der Nieder Sektion erlaubt hat, an die Sektion
einen Brief zu schreiben, er werde im Laufe von
14 Tagen die Sektion Ried inspizieren. So weit
kommt es, wenn weder die Direktion noch eine
andere Abteilung sich etwas zu sagen traut.
Natürlich ist das doch der Direktion zuviel ge¬
wesen, sie hat einfach den Wächter nach Linz
zitiert, der Abteilungsvorstand hat ihm dort ordent¬
lich die Leviten gelesen und die Inspizierung durch
den Wächter war dann vorüber. (Heiterkeit.)

In Wels haben 200 Arbeiter der Fabrik
Evpl & Buxbaum den christlich organisierten
Pöttinger auf der Straße begleitet, weil er erklärt
hatte, das; er sich nicht sozialdemokratisch organi¬
siere. Was die Begleitung von 200 sozialdemokrati¬
schen Arbeitern einen; christlichen Arbeiter gegen-
über bedeutet, wird wohl jeder wissen.

In Kallham ist man einem Arbeiter im Ziegel¬
werk mit offenen Messern nachgelaufen, weil er er¬
klärt hat, er könne nicht der sozialdemokratischen
Organisation beitreten, seine Überzeugung lasse das
nicht zu. (Ruf: Das ist ein Märchen!) Das sind
keine Märchen, das ist Tatsache, da haben wir
Zeugen dafür und auch Ihre Leute sind da Zeugen.
Da gibts also kein Märchen! Vielleicht ist das auch
ein Märchen, was ich Ihnen jetzt sagen will.

Die Spinnerei Kaufing in Schwanenstadt ist
stünf 'Jahre stillgestanden. Die Firma hat sich be¬
müht, Rohstoffe aus Holland zu bekommen und die
fertige Ware wieder nach Holland zu liefern. Als
die Arbeit im besten Gange war, hat man entdeckt,
daß dort' 22 christlich organisierte Arbeiter sind,
ein Verbrechen, das die Welt noch nie gesehen hat.
Es ist dann sofort eine Aufforderung ergangen', daß
sich diese Leute sozialdemokratisch organisieren sollen,
widrigenfalls sie entlassen würden. Es sind auch
einige übergetreten, und weil andere nicht überge-
treten sind, sind die Arbeiter in den Streik getreten
und die Firma ist in Gefahr gekommen, das; sie
noch die Arbeit nach Holland verliert. Die Firma
mußte soweit nachgeben, daß sie einen Arbeiter, der
schon lange, über 10 Jahre, dort arbeitet, dessen
Frau vor kurzem gestorben ist und der noch vier
unversorgte Kinder hat, entließ, so daß der Mann
brotlos gemacht wurde. Er steht jetzt mit seinen
Kindern brotlos da und die Frau ist gestorben. Der
Werkführer Neudorfer, der schon 40 Jahre in dieser
Fabrik arbeitet und der ein christlichsozialer Mann
durch und durch ist, der absolut nicht seine Gesin¬
nung hergibt, koste es, was es koste, wurde eben¬
falls entlassen. Aber nicht nur er, auch seine Söhne

und Töchter, die in der Fabrik beschäftigt sind, wurden
entlassen, so daß die ganze Familie heute brotlos ist.

Wollen wir unser Leben in Österreich erhalten,
dann müssen wir unbedingt zur Arbeit schreiten,
wir dürfen aber nicht auf solche Art arbeiten, wie
diese Fälle gezeigt haben. Denn wenn wir annehmen,
was nur das allein, was ich angeführt habe, an

-Zeitverlust re. gekostet hat, dann glaube ich, ist es
nicht möglich, die Dinge so weiter gehen zu lassen.

Auf eines möchte ich noch verweisen, daß
nämlich in den Staatsbahnwerkstätten oft über
Mangel an geeigneter Arbeit geklagt wird, während
in privaten Betrieben Lokomotivhauptreparaturen
durchgeführt werden, wie zum Beispiel bei Warcha-
lowski in Ottakring, wo man heute Hauptreparaturen
für Lokomotiven macht, welche durch das eigene
Personal in der eigenen Werkstätte gemacht werden
könnten.

Weiters werden heute gutqualifizierte Arbeiter
zur Kraut-, Rüben- und Kartoffelausgabe ver-
wendet, Das ist vielleicht auch ein Märchen —
nicht wahr? Diese Ausgaben könnten, glaube ich,
wohl die Frauen dieser Bediensteten machen/
Eine solche Wirtschaft ist geradezu hohnsprechend.
Hier könnten die eigenen Arbeitskräfte mehr für
den Staat ausgenutzt werden. Auch wäre es im
Interesse der Produktivität der Staatsbahnwerk¬
stätten sehr zu wünschen, wenn das neue ein-
geführtc Akkordsystem auf eine gesündere Grundlage
gestellt und unter anderem auch das Werkmeister-,
personal irgendwie in. die Akkordverdienstmöglichkeit
einbezogen werden könnte. Eine richtige Bewertung
der Stellung und des Einflusses der Werkmeister
dürfte viel zur zur Produktivität der Staatsbahn¬
werkstätten beitragen. Nur Ökonomie und Hebung
der Arbeitsleistung können den Staat und uns
alle retten.

Nun möchte ich noch den Herrn Staats¬
sekretär vor einem warnen. Ich habe in Erfahrung
gebracht, daß über Anregung eines höheren Beamten
projektiert ist, sämtliche Materialmagazine zu zen¬
tralisieren.

Zu diesem Zwecke soll in Floridsdorf ein
eigenes großes Gebäude neu aufgeführt werden. Was
dem Staat so ein Riesengebäude heute kosten würde,
brauche ich der hohen Nationalversammlung nicht
schildern.

Nun existieren aber bei den einzelnen Direk¬
tionen ohnehin die nötigen Gebäude, welche der
Staat früher mit schwerem Gelde gebaut hat —
ich verweise nur auf das gute, feuersichere Gebäude
in Linz; diese würden nun zwecklos werden.

Hohes Hails! So einer Wirtschaft müssen fvir
entgegentreten. Bei dieser projektierten Zentralisierung
würde auch das Kleingewerbe in den Ländern viel
leiden und dies werden sich die Länder nicht ge¬
fallen lassen. Es scheint, daß dieser Herr mit seinem
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Projekt nur das eine verfolgt, den Großjuden ein
Geschäft für ewige Zeiten bei den Staatsbahnen
zu sichern.

Wir wollen eine richtige Wirtschaft im Staate,
wir wollen die Freiheit, welche einem Staatsbürger
in einer echten demokratischen Republik zukommt,
wir wollen eine baldige und richtige Verfassung,
wir wollen aber keine Nebenregierung.

In diesem Sinne werde ich für das Staats¬
budget stimmen.

Präsident Hauser: Zum Worte gelangt der
Herr Abgeordnete Dr. Maier.

Abgeordneter Dr. Anton Maier:Hohes Haus!
Der Herr Staatssekretär hat in seinen Ausführungen
daraust hingewiesen, daß er den Beschluß der hohen
Nationalversammlung über die Sicherung der Lokal¬
bahnen nicht vergessen hat; die nötigen Vorarbeiten
seien begonnen. Er hat auch eine Bahn in Tirol
erwähnt, deren Bau schon im Kriege begonnen und
deren Weiterbau nün durch den Staatsvoranschlag
gesichert wurde. Da möchte ich nun darauf Hin¬
weisen, daß wir auch in Steiermark zwei Bahnen
haben, deren Bau während des Krieges bereits be¬
gonnen wurde; es ist die Bahn von Birkseld nach
Rettenegg und die Bahn von Feldbach nach Gleichen¬
berg. Beide Bahnen sind begonnen, aber die Mittel
für den Weiterbau fehlen völlig, es ist eine große
Notlage eingetreten und wir brauchen dringend die
Unterstützung des Staates, damit der Bau weiter
fortgeführt werden kann.

Wenn der Herr Staatssekretär gemeint hat,
daß insbesondere die Länder und Interessenten in
Zukunft viel größere Beiträge als früher leisten
müssen, so möchte ich darauf Hinweisen, daß be¬
züglich des Bahnbaues von Gleisdorf nach Hart¬
berg sich ein sehr rühriger Eisenbahnausschuß ge¬
bildet hat und daß die Arbeiten so munter fort¬
schreiten, daß wir tatsächlich hoffen, von seiten der
Interessenten sehr große Beiträge zu bekommen.
Wir möchten nun schon heute den Herrn Staats¬
sekretär bitten, daß im gegebenen Zeitpunkte, wenn
wir dann mit einer Summe vor ihn hintreten
können, uns auch die Unterstützung des Staates ge¬
währt werde.

Bezüglich der übrigen steirischen Bahnen, der
Strecke Köflach—Klagenfurt, des Ausbaues der
Bahn von Mariazell nach Gußwerk und des Bahn¬
baues von Studenzen nach Leibnitz, nehmen wir mit
Befriedigung die Aufklärungen des Herrn Staats¬
sekretärs zur Kenntnis, baß er mit Graz in Fühlung
-getreten ist und daß die nötigen Kartenstudien und
Vorarbeiten begonnen worden sind.

Zum Kapitel „Post" möchte ich zunächst
sagen, daß nicht alle die Anschauungen haben,
welche der Herr, Abgeordnete Zelenka hat, daß

die Trennung der Post- und Telegraphenanstalt
eine Wohltat war. Im Gegenteil sind sehr viele
der Ansicht, daß voni kaufmännischen Standpunkte
die Trennung ein Unheil ist.

Ich möchte hier auch mit Freude feststellen,
daß aus dem Lande draußen zum größten Teil ein
gutes Einvernehmen zwischen den Postämtern einer¬
seits und der Landbevölkerung andrerseits besteht.
Es ist sich die Landbevölkerung vollständig klar
darüber, daß die Angestellten der Postanstalten zum
großen Teil sich ihrer Pflicht bewußt find und daß
sie, und zwar Beamte sowohl wie Diener, den
strengen Anforderungen ihres Dienstes immer, bei
Tag und bei Nacht, nachgekommen sind. Wenn Be¬
schwerden der Landbevölkerung gegen die Post vor¬
liegen, so sind sie nicht gegen einzelne Angestellte
gerichtet, sondern vielmehr gegen ein System,
welches noch heute nicht aufgehört. hat, das alte
System: Quod non est in actis, non est in
m]indo, nämlich das System, daß zu viel ge¬
schrieben wird und der Geschäftsgang ein zu lang¬
wieriger ist.

Die Beschwerden auf den: Lande richten sich
besonders dagegen, daß so viele Postfahrten eingestellt
worden sind. Es ist dies für die Landbevölkerung
tatsächlich von den schwersten Folgen begleitet.
Gegenden, welche ohnedies abseits vom Verkehr
liegen, sind nun vollständig von der Welt ab¬
geschlossen, weil die Postfahrten entweder ganz auf¬
gehört haben oder auf ein Mindestmaß beschränkt
worden sind. Wenn man, gesagt hat, es sei nicht
möglich, die Postfahrten aufrecht zu erhalten, weil
der Fahrpostverkehr ein ganz geringer ist, so möchte
ich darauf Hinweisen, daß dieser natürlich ein ganz
geringer sein muß, wenn nur wenige Postfahrten
sind, und sich gewiß heben wird, wenn genug Post¬
fahrten sind, so daß die Leute nicht andere Mittel
in Anspruch nehmen müssen, mit ihre Pakete zu f
befördern. Mir sind Klagen und Bitten ans allen
Gebieten Steicrmarks zugekommen. Ich möchte
daher bitten, daß die Postfahrten doch in einem
Maße eingerichtet werden, daß den Bedürfnissen
der Landbevölkerung Rechnung getragen ist.

Eine weitere Beschwerde der Landwirtschaft
richtet sich gegen die gänzliche Sonntagsruhe.
Die Landbevölkerung sieht ja vollständig ein, daß
die Postangestellten auch einen Ruhetag brauchen.
Darüber ist niemand int Zweifel. Aber man muß
bedenken, daß es doch detn Bauer, besonders jetzt
zur Somnrerszeit unmöglich ist, mit der Post in
Verbindung zu treten, wenn er nicht am Sonntag
die Möglichkeit hat, ins Postamt zu kommen. Es
wäre daher wünschenswert, wenn die Postämter aut
Sonntag wenigstens in beschränktem Maße, vielleicht
auf eine Stunde, geöffnet würden, zumal die
Bahnen jetzt an Sonntagen den Nahverkehr wieder
eingeführt haben. (Abgeordneter Zelenka: Hort': -
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Hört!) Mein lieber Herr Abgeordneter Zelenka,
Sie mögen den Kops schütteln, wie Sie wollen, es
ist die Post auch wegen des Bauern da und es
hat auch der Bauer ein Recht darauf, daß er die
Postanstalt benutzen kann. Und er kann sie eben nur
aut Sonntag benutzen. Wir sprechen ja nicht von
einem vollständigen Sonntagsdienst, sondern nur von

».einem ganz beschränkten Sonntagsverkehr.
Eine weitere Beschwerde gegen die Postanstalt

liegt auch darin, daß so viele Verspätungen bei
Briefen und allen möglichen Postsendungen Vor¬
kommen. Dies ist darauf zurückzuführen, . daß man
alte, verdiente Beamte zwangsweise pensioniert und
dafür junge, unerfahrene Leute ausgenommen hat,
welche eine mangelhafte Vorbildung haben. Man
kann daher nicht verlangen, daß sie den Dienst so
beherrschen, wie es nötig wäre. Ich möchte den
Herrn Staatssekretär bitten, diese Beschwerden der
Landbevölkerung zur Kenntnis zu nehmen und nach
Möglichkeit dafür Sorge zu tragen, daß sie ans
der Welt geschafft werden. (Lebhafter Beifall und
Händeklatschen.)

Präsident Hauser: Zum Worte gelangt der
Herr Abgeordnete Haueis.

Abgeordneter Haueis: Hohe National¬
versammlung! Es hat mich als Tiroler und Ober-
inutaler besonders befriedigt, soeben aus dem Munde
des Herrn Staatssekretärs für Verkehrswesen hören
zu können, daß für die Elektrifizierung der Arlberg¬
bahn in Tirol und für den Bau der Bahn von
Ln'»deck nach Tösens außer den im Budget bereits
eingestellten Summen auch weitere Beträge im
nächsten Budget werden zur Verfügung gestellt
werden.

Die Elektrifizierung der Arlbergbahn wird
von den beiden Kraftquellen an der Ruetz und am
Spullersee erfolgen, wie der Herr Staatssekretär
uns mitgeteilt hat, und diese beiden Werke dürften
dem Betriebe hinreichend Kraft zu liefern vermögen.
Allenfalls könnte ein drittes Werk zur Versorgung
der Vinschgaubahn mit elektrischer Energie errichtet
werden und damit dürfte wohl der Bedarf der
Staatsbahnen in Tirol an elektrischer Kraft gedeckt
sein. Nun werden aber hoffentlich die Staatsbahneu
jene Wasserkräfte freigeben, die sie sich bisher für ihre
Zwecke reserviert haben. Es hat in unserem Lande
Ziemlichen Unmut erzeugt, daß die Bahnverwaltung
auf eine ganze Reihe bedeutender Wasserkräfte die
Hand gelegt und dadurch dem Lande und Privat-
unternehmcn die Möglichkeit genommen hat, diese
wertvollen Naturkräfte für andere Zwecke sich
dienstbar zu machen.

Für den Bahnbau Landeck—Tösens sind im
Budget vorläufig drei Millionen vorgesehen. Dieser
Betrag ist hauptsächlich für Jnstandhaltungsarbeiten

in Aussicht genommen. Wie der Herr Staatssekretär
sagt, werden weitere Millionen für den Weiterbau
dieser Bahnlinie im nächsten Budget vorgesehen
sein. Die Bahn wurde gegen Ende des Krieges
in Bau genommen und hat dank der militärischen
Wirtschaft eine Summe verschlungen, mit der man
in der Vorkriegszeit einen bedeutenden Teil der
Bahn hätte fertigstellen können. Der für heuer vor¬
gesehene Kredit wird bei den heutigen hohen Löhnen
und der bisherigen Verwaltungsart nicht besonders
weit reichen. Trotzdem sage ich dem Herrn Staats¬
sekretär für das Entgegenkommen verbindlichen
Dank und dies hauptsächlich deshalb, weil damit
vor aller Welt bekundet ist, daß der Bahnbau,
wie man zu sagen pflegt, nicht stecken bleibt, sondern
seine Fortsetzung findet.

Wenn ein Teil der Bevölkerung des Ober¬
inntales sich damit abfinden möchte, die Bahn als
Schmalspur mit einem Anschlüsse bei Pfunds an
die Engadinerbahn erstellt zu sehen, nach dem
Sprichworte: „Besser etwas als nichts", soll meines
Erachtens doch unbedingt an dem ursprünglichen
Projekte festgehalten und die Bahn als normal-
spurige Vollbahn in - der Richtung gegen Reschen-
Scheideck gebaut werden. Italien hat wohl nicht
ohne Absicht eine Bestimmung hinsichtlich dieser
Bahnlinie in den nicht genug zu beklagenden
Friedensvertrag von Saint Germain aufnehmen
lassen und dieses Italien wird sicherlich oder sagen
wir hoffentlich ein Interesse an diesem Baue durch
ausgiebige materielle Unterstützung bekunden, ein¬
sehend, daß von dem total verarmten Österreich die
Übernahme dieser Kosten unmöglich verlangt werden
könne. Ist diese zweite Verbindung mit dem Süden,
in der Vergangenheit soviel begehrt und so lange
erhofft, hergestellt, dann wird es hoffentlich auch
zum Baue der Fernbahn kommen, von der ja nur
das Mittelstück Imst—Lermos fehlt. Damit wäre
in modernster Weise wieder jener alte Handelsweg
geöffnet, auf dem sich durch viele Jahrzehnte der
Warenaustausch zwischen Oberitalien und Süd¬
deutschland, beziehungsweise Venedig und Augsburg
vollzogen hat. Sowohl Italien als das rasch aus
der Erniederung sich emporarbeitende Deutschland,
beide müssen ein großes Interesse daran haben, sich
durch die Überschienung von Reschen-Scheideck
und den Fern einander nähergebracht zu sehen.

Nun möchte ich eine Bitte Vorbringen. Bei
der Feststellung der Trasse für die Vintschgaubahn
— bezüglich der Fernbahn sind wir leider noch^nicht
so weit — möge man auch auf die lokalen Inter¬
essen nach Möglichkeit Rücksicht nehmen. Ich glaube,
daß das bei einigem guten Willen möglich ist.

Weiters möchte ich ersuchen, mit der Grund¬
einlösung auf der Strecke Landeck—Tösens, wenigstens
soweit die Gründe okkupiert sind, vorzugehen, und
in erster Linie Besitzer zu befriedigen, die schwer
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darunter leiden, - daß es nicht schon längst ge¬
schehen ist.

Gelegentlich der Beratung des Voranschlages
für das Staatsamt für Volksernährung hat der
Herr Staatssekretär es für notwendig gehalten,
daraus hinzuweisen, wie viele Waggons Zucker auf
dem Wege von der Fabrik zur Zentralstelle ver¬
schwunden sind. Wenn schon von einem der staatlich
bewirtschafteten Artikel so große Mengen den Be¬
stimmungsort nicht erreicht haben, was mag dann
von all den Gütern auf dem Bahntransporte ver¬
schwunden sein, die der Bahn zur Beförderung
übergeben worden sind. Es wäre interessant zu er¬
fahren, welche Summe die Bahnverwaltung für
gestohlene Sendungen hat ersetzen müssen.

Ich möchte den Herrn Staatssekretär ersuchen,
auf diesem Gebiete etwas Ordnung zu schaffen.
Wenn ich das verlange, so leitet mich hierbei nicht
im geringsten eine Animosität gegen diese Kategorien
von Staatsbediensteten; im Gegenteil, ich glaube,
daß sich zu solchen Handlungen einzelne, nur ein
verschwindender Bruchteil derselben hat hinreißen
lassen. Doch Recht und Gesetz müssen in allererster
Linie die Staatsbediensteten selbst respektieren, sonst
gibts kein Entkommen- aus dem Sumpfe, in dem
wir stecken.

Nun noch einige Worte über die Erhöhung
der Eisenbahntarife. Die Personentarife der Eisen¬
bahnen haben eine Höhe erreicht, daß fast nur
reiche Leute und Schieber die Bahn für Fern¬
fahrten benutzen können. Das gewöhnliche Menschen¬
kind kann für die Kosten nicht aufkommen; es ist
gezwungen daheim zu bleiben. Ähnliches gilt von
den Frachttarifen. Gewisse Güter können der
Bahn zur Beförderung kamn mehr übergeben
werden, weil es sich nicht rentiert wegen der
weiteren Erhöhung der Bahntarife. Die vernach¬
lässigte Reichsstraße wird wieder eine bessere
Frequenz answeisen können. Aber gut, wenn
schon die Bahnverwaltung zur Minderung des Be¬
triebsabganges zu einer solchen Maßregel greifen
mußte, dann sagt sich die Bevölkerung, warum
geschieht das auch nicht einer anderen Klasse von
Staatsbürgern gegenüber, und zwar bezüglich der
Eisenbahnbediensteten. Damit will ich nicht, die Be¬
günstigungen, welche die Bahnbediensteten gegen¬
wärtig für monatliche Freifahrten ihrer Familien¬
glieder genießen, abgestellt wissen. Ich will auch
nicht abgeftellt wissen eine feste Zahl von Fahrten
zu ermäßigten Preisen. Auch diese soll dem Bahn¬
bediensteten, dem aktiven und pensionierten bleiben,
aber daß sie wahllos so oft die Bahn gegen
Lösung der sogenannten Regiekarte benutzen dürfen,
das scheint der Bevölkerung ein bisserl viel zu fein.
Es ist mir in verschiedenen Wählerversammlungen
versichert worden, daß- man das in der Bevölkerung

draußeü — diese ungleiche Behandlung — sehr
unliebsam empfindet. Da wird Abhilfe not¬
wendig sein.

Ich will mich auf diese wenigen Bemerkungen
beschränken und schließen. (Beifall.)

Präsident Hauser: Zum Worte gelangt der
Herr Abgeordnete Eisenhut.

Abgeordneter Eisenhut: Hohes Haus! Ich.
habe urich zum Worte gemeldet, um einige Wünsche
und Beschwerden meines Wahlkreises vorzubringen..
Erstens inöchte ich bezüglich des Grenzverkehrs den
Herrn Staatssekretär bitten, daß getrachtet wirch
daß so rasch als möglich endlich die Revisionskommis--
sionen znsammengezogen werden. Heute wird bei
uns in Grußbach eine Stunde revidiert und dann
wird in Laa revidiert. Das muß endlich geregelt
werden, weil dadurch unbedingt eine Stunde Ver¬
spätung herauswächst. Auch infolge der Einführung
der Somnierzeit — die Tschechen haben sie bekannt¬
lich nicht eingeführt — entsteht eine Verspätung
von einer Stunde. Hin und wieder kommt es auch
vor, daß die Herren Nachbarn den Zug früher
herüberlassen. Infolgedessen können sich die Passagiere
darauf nicht verlassen und erst vor wenigen Tagcw
ist es wieder geschehen, daß die Leute der Meinung
waren, der Zug konnnt infolge der alten Zeit um
eine Stunde später und mit Verspätung haben sie
auch noch gerechnet und so ist ihnen der Zug, wie
ntcm so sagt, vor der Nase weggesahren. ^

Schon im Finanz- und Bndgetausschuß habe
ich den Bau einer Schleife zwischen der Mord- und
der Ostbahn in Laa angeregt. Ich habe damals,
vom Herrn Staatssekretär eine schriftliche Erledigung
bekommen, daß die Schleife im Jahre 1920 gebaut
werden wird. Bisher konnten wir nichts davon
beobachten und ich, möchte den Herrn Staatssekretär
bitten, daß das Jahr nicht vergeht, ohne daß die
Schleife hergestellt wird, die für die Öffentlichkeit
hinsichtlich der Approvisioniernng, der Schotterver-
führung usw. von großer Bedeutung ist. Früher
war das nicht so dringend, weil die Züge über
Tschecho-Slowakien geleitet worden sind, aber heute
muß die Schleife hergestellt werden, damit im
Jnlande die Verbindung hergestellt wird.

Es war auch der Wunsch von mir ausge¬
sprochen worden, daß der Lokalzugsverkehr von
Mistelbach bis Laa verlängert wird, weil nstr in.
unserer Gegend leinen ausgesprochenen Lokalverkehr
wie etwa von Wien nach Sankt Pölten oder von
Wien nach Stockerau haben. Die 20 Kilometer
lange Strecke von Mistelbach bis zur Grenze hat
keine Verbindung, es gehen täglich zwei Züge
hinaus und zwei herein und nach' der Ansicht der
Bevölkerung wäre es leicht zu machen, daß die
Züge weitergesührt werden. Es wird gesagt, daß in.
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Laa keine Anlagen vorhanden sind, daß die Züge
umkehren können; es muß eben getrachtet werden,
daß solche Umkehranlagen geschaffen werden.

Auch bezüglich der Post möchte ich einiges
Vorbringen. Ich sühle mich verpflichtet, das zu tun.
Wir haben jetzt infolge der hohen Anforderungen,
die von den Fuhrwerkern gestellt werden, bei vielen
Postämtern den Fährverkehr überhaupt N eingestellt
und auch in meiner Gegend sind mehrere Postämter,
bei denen überhaupt niemand mehr zur Post fahrt.
Die Postverwaltung ist nicht imstande, die hohen
Beträge 31t bezahlen und für billige Preise fährt
niemand. Einmal nimmt der Milchwagen die Post
mit oder gelegentlich ein anderer Wagen, dann holt
sie wieder der Briefträger. Der Postverkehr ist der¬
art, daß wir immer erst am anderen Tage die
Post bekommen. Bezüglich der Telegramme ist das¬
selbe. Die Telegramme werden mit der Briefvost
versendet und die Bevölkerung kann es nicht be¬
greifen, daß man sich zwar den Betrag für das
Telegramm zahlen läßt und dennoch die Telegramme
als Briefe versendet. Da möchte ich bitten, daß
endlich Abhilfe geschaffen wird. Wir haben uns jetzt
diese Zustände die längste Zeit gefallen Zassen, wir
find vor den Toren Wiens und sind, was die Post
anbelangt, vollständig abgesperrt.

Ich glaube, mit Rücksicht auf die Kürze der
Zeit mich nicht weiter auf andere Fragen einlassen
zu sollen und möchte nur den Herrn Staatssekretär
bitten, auch diese Fragen zu erwägen, damit ehestens
Abhilfe geschaffen wird und in der nächsten Bndget-
beratnng nicht wieder die alten Klagen vorgebracht
werden müssen. (Beifall.)

Präsident Hauser: Zam Worte gelangt
Herr Abgeordneter Kletzmayr.

Abgeordneter Kletzmayr: Hohes Hans!
Meine Herren Vorredner haben bereits ein Klage¬
lied über die verschiedenen Schwierigkeiten beim
Verkehrswesen angestimmt und auch ich möchte mir
gestatten, in dieses Lied einzustimmen. Doch will ich
mich befleißen, Ihre Aufmerksamkeit nicht sehr lange
in Anspruch zu nehmen. Wenn der Herr Abgeord¬
nete Thanner erwähnt hat, daß speziell die Ver¬
kehrsverhältnisse der Strecke St. Valentin—Steyr
schlecht find, so möchte ich darauf Hinweisen, daß sie
in der Strecke von Steyr durch das- Ennstal nach
Klein-Reifling noch bedeutend schlechter sind. Wir
hatten dort, obwohl die Sradt Steyr die zweit¬
größte Stadt in Oberösterreich ist, in den letzten
sechs Monaten nur eine Zngsverbindung durch ge¬
mischte Züge. Wie diese Züge verkehren, will ich
durch folgendes illustrieren. Während die Strecke von
Steyr nach Klein-Reifling eine Gehzeit von zehn
Stunden erfordert, hatten die Züge eine Fahrzeit
von sechs Stunden, so daß die Leute im Ennstal,

die in Steyr bei der Behörde etwas zu tun haben,
drei Tage brauchen, um irgendeine Angelegenheit in
Steyr zu erledigen; daß diese Zustände auch auf
die wirtschaftlichen Verhältnisse der Stadt Steyr
selbst ungünstig eingewirkt haben, ist wohl klar.
Alle Vorstellungen bei der Staatsbahndirektion in:
Linz führten nur zu dem Ergebnis, daß man sagte,
der Kohlenmangel ist schuld daran, daß nicht eine
bessere Verbindung hergestellt werden kann. Wir
haben andere Bahnlinien, die vielleicht keine so
große wirtschaftliche Bedeutung besitzen, aber eine
bessere Zngseinteilung besitzen. Daher möchte ich _
bitten, daß in Zukunft gerade der Stadt Steyr, die
eine große Industrie beherbergt und viele Arbeiter
besitzt, die gezwungen sind, außerhalb der Stadt zu
wohnen, von der Staatsbahndirektion, beziehungs¬
weise vom Staatsamt für Verkehrswesen eine bessere
Unterstützung und eine wohlwollendere Behandlung
zuteil wird.

Ich möchte noch einen zweiten Punkt er¬
wähnen. Im vorigen Jahre hat ein Abgeordneter
den Antrag gestellt, die Bahnhöfe von Garsten und
Steyr umzubauen. Der Bahnhof von Steyr besteht.
seit der Erbauung der Bahn, seit den sechziger
Jahren des vorigen Jahrhunderts. Wie die Ver¬
hältnisse dort sind, darüber will ich mich heute nur
ganz kurz äußern. Der Bahnhof ist in einer Form
gebaut, die eine nahezu unmögliche ist, und da
auch die Industrieanlagen und der Verkehr znge-
nommen haben, ist man schon früher an die Staats¬
bahndirektion herangetreten, um einen Umbau des
Bahnhofes zu erreichen. Man hat im Jahre 1914
beabsichtigt, einen entsprechenden Umbau in Angriff
zu nehmen. Leider ist der Krieg dazwischen gekonunen
und man mußte diesen Plan wieder auf die lange
Bank schieben. Nun sind weitere Schritte unter¬
nommen worden, die aber vorläufig nicht zur Ver¬
wirklichung kommen können, da die Frage des
Baues eine schwer zu lösende ist. Es fehlt an dem
nötigen Baumaterial und auch die sonstigen Ver¬
hältnisse verhindern die Ausführung des Baues..'
Wir können aber für die Zukunft ans dieses Projekt
nicht verzichten und müssen daher das Staatsamt
für Verkehrswesen ersuchen, in der nächsten Zeit
mit den: Umbau dieses Bahnhofes zu beginnen-
Notwendig wird ein vollständiger Neubau des Auf-
nahmsgebändes sein, unter Berücksichtigung eines
Bahnhofpostamtes, ein vollständiger Neubau der
Magazine und Kanzleigebäude sowie der Rampen
und Heizhansanlagen, ein grundlegender Ausbau
der Gleisanlagen und eine Erweiterung der ver¬
kehrshindernden Durchfahrt in der Damberggaffe.
Nur bei Durchführung aller dieser Maßnahmen kann
den dringendsten Verkehrsbedürfnissen der Stadt Steyr
und ihrer Bevölkerung Rechnung getragen und die
auf viele Jahrzehnte zurückreichende Zurücksetzung
dieser Stadt einigermaßen gntgemacht werden.
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Wenn ich /loch den Bahnhof von Garsten
erwähne, so sind hie Verhältnisse dort noch desolater
als selbst in Stevr. Ich bemerke, daß Garsten ein
großer Umschlagplatz ist, da dort die Steyrtalbahn
einmündet. Da die Steyrtalbahn eine schmalspurige,
die Staatsbahn aber eine normalspnrige ist, müssen
sämtliche Frachten dort umgeladen werden. Die
Durchführung dieser Umladungen erfordert daher
eine bedeutende Arbeit.

Nun muß ich bemerken, daß die Staatsbahn
dort kein einziges Magazin besitzt. Nur die Steyr¬
talbahn hat ein kleines Magazin. Sämtliche Frachten,
die dort aus- oder abgeladen werden, müsseil von
deru Enipsänger direkt aus dem Waggon entnommen
werden. Die Fuhrwerke müssen zwischen den Gleisen
aufgestellt werden und nicht selten ist es vor¬
gekommen, daß die Entladung der Waggons Zwischen
den rollenden Zügen vorgenommen werden mußte.
Wie lebensgefährlich dies für die Beteiligten ist, ist
begreiflich.

Noch größer aber ist die Verantwortung für
die dortigen Stationsbeamten, weil sich jeden Tag
größere Unglücksfälle ereignen können. Um nur einen
kleinen Begriff von der Größe des Wirtschasts-
betriebes ans dem Bahnhof Garsten zu gehen,
Ulöchte ich erwähnen, daß nach der Statistik in
den Jahren 1916, 1917 und 1918 nicht weniger
als 43.633 Waggons abgestellt und 359.311 Mil¬
lionen Kilogramm Frachtgüter auf-, ab- und um-
geladen wurden.

Die Gebäude sind sämtliche aus Holz. Nur
das Kanzleigebäude, beziehungsweise der Unterbau
ist aus Mauerwerk. Ich verweise darauf, daß die
Kanzlei im Magazin 1 Meter 50 Zentimeter lang
und 1 Meter 50 Zentimeter breit ist, daß die
Mannschaftskaserne, wo 15 Mann untergebracht
sind, wo sie die Speisen usw. einnehmen müssen,
nur 3°7 Meter lang, 2 9 Meter breit und
2 6 Meter hoch ist; daß dies für die Unter¬
bringung von 15 Bahnangestellten kein entsprechender
Raum ist, ist vollständig logisch und begreiflich. Ich
ulöchte mir daher erlauben, um endlich auch auf
dieser Grundlage einen Schritt nach vorwärts zu
kommen, dem hohen Hause folgende Entschließung
zu unterbreiten (liest):

„Die Staatsregierung wird aufgefordert, im
Finanzgesetze für das Verwaltungsjahr 1920/21
für Umbau der Bahnhöfe und deren Anlagen in
Steyr und Garsten wlter Rubrik „bauliche Her¬
stellungen" den noch zu berechnenden Betrag ein¬
zusetzen."

Wenn ich mir erlaube, das hohe Haus um
Annahme dieser Entschließung zu bitten, so soll
dieses damit bekunden, daß man diese Einrichtungen,
in denen das Leben der Angestellten und der dort
Beschäftigten gefährdet ist und die den hygienischen
und verkehrsmäßigen Anforderungen nicht lllehr

entsprechen, beseitigen soll. Nachdem wir schon oft
Gelegenheit gehabt haben, Erinnerungen an die alte
Monarchie, ob es nun begründet war oder nicht,
zu entfernen, so bitte ich, daß auch diese Erinnerung
an die Monarchie verschwinde und modernen
Einrichtungen Platz mache. Ich hoffe, daß es
infolge besserer Zuschübe von Kohlen möglich sein
wird, daß das Staatsamt für Verkehrswesen in
Zukunft mit Volldampf den Wünschen der Be¬
völkerung entgegenkommt. (Beifall)

Präsident Tr. Dinghofer (welcher während
der vorstehenden Rede den Vorsitz übernommen hat):

Es ist niemand mehr zum Worte gemeldet; die
Debatte ist geschlossen.

Ich stelle fest, daß die vom Herrn Abgeord¬
neten Kletzmayr beantragte Entschließung genügend
unterstützt ist und daher in Verhandlung steht.
Das Schlußwort hat der Berichterstatter Schiegl.

Berichterstatter Schiegl: Hohes Haus!
Der Herr Abgeordnete Haueis hat den Wunsch
geäußert, es möge bekanntgegeben werden, in welcher
Weise der Staatsschatz durch die Eisenbahndiebstähle
geschädigt wurde. Ich will ausdrücklich darauf auf¬
merksam machen, daß in dem schriftlichen Berichte
auf Seite 19 vermerkt ist, daß für das erste Halb¬
jahr 1919 ein Betrag von 12 Vs Millionen Kronen
in Betracht kommt. Für die spätere Zeit kann noch
keine Ziffer genannt werden, nachdem die Er¬
hebungen hinsichtlich der Eisenbahndiebstähle noch
nicht vollständig abgeschlossen sind.

Der Herr Abgeordnete Dersch war der.
Meinung, daß es schlimm sei, wenn die Söhne
voir Bauern bei der Eisenbahn Unterkunft finden,
und war ferner der Meinung, daß wir Leute zum
Dienftmachen und nicht zum Faulenzen brauchen.
Ich glaube, Sie sind mit wir einer Meinung, daß
wir kein besonderes Interesse daran haben, daß die
Söhne der Bauern bei der Eisenbahn Unterkunst
finden. Ich meine aber andrerseits, daß diese
allgemeine Bemerkung des Herrn Abgeordneten
Dersch auch nicht zutreffend war. Denn wenn vom
Faulenzen gesprochen wird, so könnte das höchstens
in jenen Fällen sein, wo vielleicht Bauernsöhne mit
der nötigen Menge an Eiern, Butter und Mehl
ausgestattet sind, wodurch es ihnen möglich wird,
einen leichteren Dienst zu versehen. Aber im allge¬
meinen kann nicht zugegeben werden, daß bei der
Eisenbahn nur Faulenzer vorhanden sind, obwohl
wir andrerseits wieder der Meinung sind, daß,
wenn diese Fälle auch nur sporadisch Vorkommen,
sie uns doch auch unangenehm sein müssen, weil
selbstverständlich durch ein solches Vorgehen einerseits
eine ungleiche Behandlung des Personals eintritt.

Der Herr Abgeordnete Pischitz hat uns hier
eine ganze Reihe von Terrorakten aus Linz zum
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besten gegeben. Es ist natürlich nicht möglich, hier
die Fälle zn untersuchen und festzustellen, wie sie
sich abgespielt haben und wie weit sie erledigt sind.
Wenn die Mitteilungen des Herrn Abgeordneten
Pischitz vollkommen den Tatsachen entsprechen, so
ist es klar, daß wir mit diesen Dingen nicht ein¬
verstanden kein können.

Es ist aber auch, wenn ich schon parteimäßig
sprechen kann, vorn Standpunkte des Sozialdemokraten
nicht angenehm, Mitglieder in die Organisation herein¬
gepreßt zu bekornrrren. Andrerseits meine ich, daß
über diese Dinge nur von einer Seite das Wort
ergriffen werden sollte, die in früheren Zeiten keine
Akte des Terrors verübt hat. Ich erinnere nur an
den Ausspruch des seinerzeitigen Bürgermeisters und
Parteichefs Dr. Karl Lueger, der ausdrücklich erklärt
hat, Sozialdemokraten und Schönerianer werden
nicht angestellt und der sogar einen Eid abgenommen
hat, daß nienrand, der in städtischen Diensten ist,
jemals Sozialdemokrat oder Schönerianer wird,
sicherlich ein Gewissenszwang, der sehr weit geht.
Ich erinnere auch an die Maßregelungen, die bei
den Wiener Straßenbahnen stattgefunden haben.

Es sind im Lause der Verhandlungen zwei
Entschließungen eingebracht worden, und zwar vom
Herrn Abgeordneten Kletz.mayr und Genossen und
von den Herren Abgeordneten Gabriel, Gröger,
Hubmann und Genossen. Ich erlaube mir, dem
hohen Hause zu beantragen, diese Entschließungen
dem Finanz- und Budgetausschusse zuzuweisen.

Präsident Dr. Dinghofer: Ich erteile dem
zweiten Herrn Berichterstatter, dem Herrn Abgeord¬
neten Steinegger das Wort.

Berichterstatter Steinegger: Ich verzichte!

Präsident- Dr. Dinghofer: Der Herr Be¬
richterstatter Steinegger verzichtet aus das Wort,
infolgedessen kommen wir zur Abstimmung und ich
bitte, die Plätze einzunehnien.

Ich bitte diejenigen Frauen und Herren,
welche der Gruppe XVII: „Verkehrswesen", Ka¬
pitel 29 bis einschließlich 32, im Sinne der An¬
träge des Finanz- und Budgetausschusses ihre Zu¬
stimmung geben wollen, sich von ihren Sitzen zu
erheben. (Geschieht.) Diese Gruppe „Verkehrs¬
wesen" ist angenommen.

Es liegen dann noch Entschließungen vor,
und -zwar zum Kapitel 29 zwei Entschließungen des
Herrn Berichterstatters Schiegl, dann zum Ka¬
pitel 32 eine Entschließung des Herrn Bericht¬

erstatters Steinegger und eine Entschließung des
Herrn Abgeordneten Zelenka. Diese vier Ent¬
schließungen sind vom Finanz- und Budgetaus-^
schuß ausgenommen und werden Ihnen empfohlen.

Ich bitte diejenigen Frauen und Herren,
welche diese vier Entschließungen annehmen wollen,
sich von den Sitzen zu erheben. (Geschieht.) Sie
sind angenommen.

Dann liegen noch zwei Entschließungen vor,
und zwar ein Entschließungsantrag des Herrn Ab¬
geordneten Gabriel und Genossen und eine Ent¬
schließung des Herrn Abgeordneten Kletzmayr und
Genossen. Hinsichtlich dieser beiden Entschließnngs-
anträge beantragt der Herr Berichterstatter die
Zuweisung an den Finanz- und Budget¬
ausschuß.

Ich bitte diejenigen Frauen und Herren, welche
der Zuweisung dieser beiden Entschließungsanträge
an den Finanz- und Budgetausschuß zustimmen
wollen, sich von den Sitzen zu erheben. (Geschieht.)
Das ist angenommen.

Wir kommen somit zum Schluffe der heutigen
Sitzung und ich schlage die nächste Sitzung für
morgen Donnerstag, den 20. d. M., um
11 Uhr vormittags, mit folgender Tages-^
ordnung vor:

1. Bericht des Finanz- und Budget¬
ausschusses über die Vorlage der Staats-
regierung-^41 der Beilagen)f betreffend die
Verwendbarkeit der von der Gemeinde
Wien aus Grund des mit dem niedervster-
reichischen Landesgesetz vom 28. April 1920,
L. G. Bl. Nr. 285, bewilligten Anlehens
auszngebenden Schntzscheine zur fruchtbrin¬
genden Anlegung von Stiftungs-, Pupillar-
und ähnlichen Kapitalien (84-8 der Beilagen).

2. eventuell: Bericht des Finanz- und
Budgetausschusses über die Vorlage der
Staatsregierung (814 der Beilagen), be¬
treffend die Gebühren der österreichischen
Wehrmacht (H eeres gebühr engesetz).

3. Fortsetzung der Spezialdebatte über
den Staatsvoranschlag und das Finanz¬
gesetz für das Verwaltungsjahr 1919/20
(667 und 840 der Beilagen).

Wird gegen diesen Vorschlag irgendeine
Einwendung erhoben? (Niemand meldet sich.) Es
ist nicht der Fall, somit erscheint Tagesordnung und
Zeit genehniigt.

Ich erkläre die Sitzung für geschlossen.

Schluß der Sitzung: 4 Uhr 30 Minuten nachmittags.

--

Österreichische Staatsdruckerei 42320 234
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